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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Die 26. Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag) ist eröffnet.

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine neunte Klasse vom Gymnasium Findorff und
eine Gruppe von Mitarbeitern von Daimler-Chrysler,
der  Stahlwerke  Bremen  und  anderer  Zulieferbe-
triebe von Daimler-Chrysler, die sich in einem Fort-
bildungsprojekt, gefördert von Equal, befinden. Herz-
lich willkommen!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, es sind alles türkische
Kolleginnen und Kollegen, die nun Platz genommen
haben und die sicherlich heute ganz besonders in
Richtung Brüssel zu der Entscheidung der EU-Kom-
mission schauen, ob es einen Vorschlag gibt, Bei-
trittsverhandlungen  mit  der  Türkei  aufzunehmen.
Herzlich willkommen!

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1. Das Fördern gestalten, Dringlichkeitsantrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 4. Oktober
2004, Drucksache 16/423.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wird  die  Begründung  der  Dringlichkeit  ge-
wünscht? – Das ist nicht der Fall.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit Tages-
ordnungspunkt sechs, Zusammenlegung von Sozi-
alhilfe und Arbeitslosenhilfe, Hartz IV, zu verbinden.

Ich höre keinen Widerspruch. Die Bürgerschaft
(Landtag) ist damit einverstanden.

2. Nachträglich hat die Fraktion der CDU noch
um eine Nachwahl für den staatlichen Rechnungs-
prüfungsausschuss gebeten.

Ich schlage Ihnen vor, diese Wahl am Schluss der
Tagesordnung aufzurufen.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Zusammenlegung innenpolitischer Einrich-
tungen Bremens und Niedersachsens

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 21. September 2004
(Drucksache 16/402)

2. Mitwirkungsrechte der Bürgerschaft stärken

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 28. September 2004
(Drucksache 16/417)

3. Die Geschichte Bremens und Bremerhavens
im Unterricht der Schulen verankern

Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD
vom 29. September 2004
(Drucksache 16/418)

4. Novellierung des Bremer Bildungsurlaubs-
gesetzes

Große Anfrage der Fraktionen der CDU
und der SPD
vom 30. September 2004
(Drucksache 16/421)

5. Achter Staatsvertrag zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge (Achter Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag)

Mitteilung des Senats vom 5. Oktober 2004
(Drucksache 16/424)

6. Bericht der Besuchskommission für die Jahre
2000 bis 2004 nach dem Gesetz über Hilfen
und  Schutzmaßnahmen  bei  psychischen
Krankheiten (PsychKG) vom 19. Dezember
2000

Mitteilung des Senats vom 5. Oktober 2004
(Drucksache 16/425)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesord-
nung der November-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Lehrergesundheit im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 22. Juni 2004

D a z u

Antwort des Senats vom 14. September 2004
(Drucksache 16/395)

2. Erfolg und Effizienz des World Trade Centers
Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 26. Juli 2004

D a z u
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Antwort des Senats vom 14. September 2004
(Drucksache 16/396)

3. Vollzug und Umsetzung der Energieeinspar-
verordnung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 3. August 2004

D a z u

Antwort des Senats vom 14. September 2004
(Drucksache 16/397)

4. Eigennutzung im Technologiepark

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 26. August 2004
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Antwort des Senats vom 28. September 2004
(Drucksache 16/409)

5. Zukunft des Lehrstuhls „Behindertenpäda-
gogik, Didaktik, Therapie und Integration bei
geistiger Behinderung und schweren Entwick-
lungsstörungen“

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 27. August 2004
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Antwort des Senats vom 14. September 2004
(Drucksache 16/398)

6. Therapienotstand bei psychisch kranken Kin-
dern auch im Land Bremen?

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 31. August 2004
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Antwort des Senats vom 28. September 2004
(Drucksache 16/410)

7. Standardisierung von Prüfungen in Bremer
Hochschulen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 31. August 2004
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Antwort des Senats vom 21. September 2004
(Drucksache 16/405)

8. Kooperation zwischen bremischen und nie-
dersächsischen Hochschulen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 7. September 2004
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Antwort des Senats vom 28. September 2004
(Drucksache 16/411)

9. Bekämpfung des Missbrauchs von Debitkar-
ten

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 7. September 2004
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Antwort des Senats vom 28. September 2004
(Drucksache 16/412)

10. Zukünftiges Betreiberkonzept für das Musi-
cal-Theater am Richtweg

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 8. September 2004
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Antwort des Senats vom 28. September 2004
(Drucksache 16/413)

11. Städtetourismus-Konzept für Bremen und Bre-
merhaven

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 8. September 2004

12. Verträge und öffentliche Zuschüsse zu Renn-
bahn und Trainingsrennbahn

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 8. September 2004

13. Zahlungen an die Günter-Grass-Stiftung

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 14. September 2004
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Antwort des Senats vom 28. September 2004
(Drucksache 16/414)

14. Gefährliche Hunde – Reichen die geltenden
Regelungen zur Gefahrenabwehr aus?

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 22. September 2004

15. Einführung der Institution „Leitender Notarzt“
zur medizinischen Bewältigung eines „Mas-
senanfalls von Verletzten oder Erkrankten“
(ManV) in Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 30. September 2004

16. Lehrbefähigung  der  Mitarbeiterinnen  und
Mitarbeiter der Bildungsbehörde

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 5. Oktober 2004

III. Eingaben gemäß § 70 der Geschäftsordnung

1. Eingabe des Christlichen Gewerkschaftsbun-
des Deutschlands (CGB) zur Zahlung von Ar-
beitslosengeld II.

2. Schreiben von amnesty international, Bezirk
Bremen-Weser-Ems zur Inhaftierung von Mu-
rat Kurnaz in Guantanamo.

3. Schreiben von Herrn K. Reschke zu Baum-
schutz in Bremen.

Die Eingaben können bei der Verwaltung der Bür-
gerschaft eingesehen werden.

IV. Sonstiger Eingang

Bericht über die Informationsreise des Ausschus-
ses für Bundes- und Europaangelegenheiten, in-
ternationale Kontakte und Entwicklungszusam-
menarbeit am 31. August 2004 nach Hannover.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
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setzung  des  Tagesordnungspunktes  28,  Verbes-
serung der Drogen- und Suchthilfe in Bremen, und
des  Tagesordnungspunktes  30,  Heimgesetz,  zur
Verbindung der Tagesordnungspunkte drei und vier,
14. KEF-Bericht und Bericht und Antrag des Aus-
schusses  für  Informations-  und  Kommunikations-
technologie und Medienangelegenheiten, der Ta-
gesordnungspunkte 19, Keine Rücknahme der Recht-
schreibreform,  und  20,  Modifizierung  der  neuen
Rechtschreibung, der Tagesordnungspunkte 21 und
22, Überweisungspannen offenbaren Strukturfehler,
des Tagesordnungspunktes 23, Schnelle Umsetzung
der Außenweservertiefung durch den Bund, und au-
ßerhalb der Tagesordnung, Bremen muss nationa-
les Seehafenkonzept mit entwickeln, und des Tages-
ordnungspunktes 31 mit dem außerhalb der Tages-
ordnung vorliegenden Petitionsbericht 23 sowie zur
Vereinbarung von Redezeiten bei zwei Tagesord-
nungspunkten.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung
der Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass
die Nachmittagssitzung am Donnerstag mit dem
Punkt außerhalb der Tagesordnung, Bericht des
Vorstands der Bremischen Bürgerschaft nach Para-
graph 24 des Bremischen Abgeordnetengesetzes,
beginnt. Im Anschluss daran wird der Tagesord-
nungspunkt zehn, Vereinssport als Wertschöpfungs-
faktor, aufgerufen. Als letzter Punkt am Donnerstag
wird der Antrag „Arberger und Mahndorfer Marsch:
Finanzdesaster begrenzen“ behandelt.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist der Fall.

Das Wort hat der Abgeordnete Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich möchte zu dem Ablauf zwei Punkte
sagen: Ich hätte zu dem Tagesordnungspunkt 18,
Arbeitsgerichtsbarkeit,  gern  eine  Debatte.  Dazu
möchte ich reden. Dann möchte ich zu meinem
Dringlichkeitsantrag, der sich mit der Zusammenle-
gung der statistischen Landesämter beschäftigt, vor-
schlagen – vielleicht ergibt sich das ohnehin schon
aus dem Ablauf –, dass dieser Tagesordnungspunkt
bei dieser Sitzung ausgesetzt und zusammen mit der
Mitteilung des Senats auf die Große Anfrage der
grünen Fraktion, die zum Teil das gleiche Thema
beinhaltet, behandelt wird.

Präsident Weber: Ich denke, wir werden so ver-
fahren. Wenn Sie eine Debatte wollen, ist das selbst-
verständlich. Das hatten wir auch schon beim letz-
ten Mal.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit
den interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen 13 frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Maßnah-
men des Bundes zur finanziellen Entlastung von
Bremen und Bremerhaven“. Die Anfrage ist unter-
schrieben  von  den  Abgeordneten  Brumma,  Dr.
Schuster, Böhrnsen und Fraktion der SPD.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Brumma (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie wird sich die Einnahmesituation der
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven in den
Jahren 2004 bis 2007 durch die Absenkung der Ge-
werbesteuerumlage durch den Bund entwickeln?

Zweitens: Welche Folgen ergeben sich für die bei-
den Gemeinden durch die Erweiterung der Bemes-
sungsgrundlage bei der Gewerbesteuer?

Drittens: Wie werden durch die Städte Bremen und
Bremerhaven die zinsreduzierten Bundeszuschüsse
beim KfW-Infrastrukturprogramm genutzt?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Gewerbesteuerumlage ist zu-
letzt durch Artikel 3 des „Gesetzes zur Änderung
des Gewerbesteuergesetzes und anderer Gesetze“
vom 23. Dezember 2003 geändert worden. Die Um-
lage an den Bund und die Umlage an das Land wur-
den für das Jahr 2004 um je 18 Vervielfältigerpunkte
und für die Folgejahre um je 19 Vervielfältigerpunkte
abgesenkt.

Auf der Basis der Steuerschätzung vom Mai die-
ses Jahres ergibt sich danach für die Stadtgemein-
de Bremen für das Jahr 2004 eine Entlastung in Höhe
von 20,1 Millionen Euro, für 2005 eine Entlastung
von 21 Millionen Euro, für 2006 eine Entlastung von
22,4 Millionen Euro, und in 2007 wird die Entlastung
voraussichtlich 23,2 Millionen Euro betragen.
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Die entsprechende Entlastung für die Stadt Bre-
merhaven entwickelt sich wie folgt: Beginnend mit
2,4 Millionen Euro im laufenden Jahr steigt die Ent-
lastung im Jahr 2005 leicht auf 2,6 Millionen Euro
und im Jahr 2006 auf 2,8 Millionen Euro und wird
im Jahr 2007 voraussichtlich 2,9 Millionen Euro er-
reichen.

Zu Frage zwei: Die Bemessungsgrundlage für die
Gewerbesteuer ist der Gewerbeertrag beziehungs-
weise der hieraus ermittelte Gewerbesteuermessbe-
trag. Bestrebungen zu einer umfassenden Erweite-
rung dieser Bemessungsgrundlage gab es im Jahr
2003 durch eine geplante erweiterte Hinzurechnung
von Zinsen, Miet- und Pachtzahlungen und vor al-
lem durch eine Einbeziehung der Freiberufler und
Selbständigen in eine so genannte Gemeindewirt-
schaftssteuer als Nachfolgerin der Gewerbesteuer.
Diese Initiative ist nicht Gesetz geworden.

Änderungen  mit  nennenswerten  Auswirkungen
auf die Bemessungsgrundlage der Gewerbesteuer hat
es in der Folge nur noch in zwei Bereichen gege-
ben: Hierbei handelt es sich zum einen um die Aus-
dehnung des Paragraphen 8 a des Körperschaftsteu-
ergesetzes  auch  auf  das  Inland.  Nach  dieser  Vor-
schrift sind in bestimmten Fällen Vergütungen für
Gesellschafterdarlehen  als  verdeckte  Gewinnaus-
schüttung zu qualifizieren und dem Gewinn wieder
hinzuzurechnen, was sich dann entsprechend auf die
Gewerbesteuer auswirkt. Hierbei ist allerdings zu be-
rücksichtigen, dass diese Beträge als Dauerschuld-
zinsen ohnehin zu 50 Prozent als Hinzurechnung zu
berücksichtigen wären.

Zum anderen ist die so genannte Mindestbesteue-
rung zu erwähnen. Hierbei handelt es sich um eine
Änderung bei der Berücksichtigung von negativen
Gewerbeerträgen der Vorjahre, den so genannten
Verlustabzug.  Ab  dem  Erhebungszeitraum  2004
mindern diese Verluste positive Gewerbeerträge, die
den Betrag von einer Million Euro übersteigen, nur
noch zu 60 Prozent. Dies bedeutet, dass in Erhe-
bungszeiträumen mit Gewerbeerträgen von über ei-
ner Million Euro – unabhängig von der Höhe der
dann noch vorhandenen Verlustabzüge – der über-
steigende Betrag mindestens zu 40 Prozent der Ge-
werbesteuer unterliegt.

Die finanzielle Auswirkung dieser Maßnahmen für
die Gemeinden Bremen und Bremerhaven beträgt
nach allerdings nur möglicher grober Schätzung für
die Jahre 2004 bis 2008 insgesamt zirka 2,5 Millio-
nen Euro, davon entfallen nach dem normalen zehn-
prozentigen Grobschlüssel zirka zehn vom Hundert,
das sind 250 000 Euro, auf Bremerhaven.

Zu Frage drei: Die Stadtgemeinde Bremen, die
Stadtgemeinde Bremerhaven, der Bremer Kapital-
dienstfonds und die Sondervermögen nutzen die ver-
billigten Kredite des KfW-Infrastrukturprogramms
für eine Vielzahl von Projekten. Leider hat die KfW
mit Schreiben vom 9. Januar dieses Jahres die wei-

tere Finanzierung des Ausbaus CT III a und IV mit
der  Begründung  abgelehnt,  dass  im  Sonderfonds
Wachstumsimpulse die Finanzierung von internatio-
nalen Seehäfen nicht mehr möglich ist. Bis zu dieser
Absage wurde auch CT III a anteilig über KfW-Dar-
lehen finanziert.

Der Schuldenstand gegenüber der KfW betrug am
17. September dieses Jahres insgesamt 361,3 Mil-
lionen Euro. Hiervon entfallen 38,2 Millionen Euro
auf Sondervermögen/Eigenbetriebe, 72,4 Millionen
Euro auf den Bremer Kapitaldienstfonds und 250,8
Millionen Euro auf die Stadtgemeinde Bremen. Die
Stadtgemeinde Bremerhaven hat einen Schulden-
stand von 16 Millionen Euro.

Im Ranking der Gläubiger Bremens rangiert die
KfW bei der Stadtgemeinde Bremen auf dem zwei-
ten Platz, beim Bremer Kapitaldienstfonds auf dem
ersten Platz und bei der Stadtgemeinde Bremerha-
ven auf dem achten Platz.

Gemäß Geschäftsbericht der KfW für das Jahr
2003  hat  das  Land  Bremen  folgende  KfW-Dar-
lehenszusagen erhalten: von der KfW-Mittelstands-
bank 86 Millionen Euro, von der KfW-Förderbank
für  Umweltprojekte  17  Millionen  Euro,  für  Woh-
nungswirtschaft 169 Millionen Euro und für Infra-
struktur 69 Millonen Euro, das sind insgesamt 341
Millionen Euro. Von diesen 341 Millionen Euro ent-
fallen 2,5 Millionen Euro auf Bremerhaven aus dem
Infrastrukturprogramm der KfW-Förderbank.

Ich gebe abschließend zu, dass die Antwort et-
was sperrig ist, aber die Fragen waren natürlich auch
sehr präzise. Ich würde sonst die Anregung geben,
dass  wir  vielleicht  im  Haushalts-  und  Finanzaus-
schuss, wenn dann noch Anlass und Bedarf besteht,
diese Diskussionen intensivieren.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Brumma (SPD): Ich danke Ihnen für diese
umfassende Auskunft. Ich finde es auch erfreulich,
dass die Gewerbesteuerentwicklung so gekommen
ist. Das eröffnet natürlich Handlungsspielräume. Ich
habe aber noch eine Frage zur KfW-Infrastruktur
Bremerhaven: Sehen Sie Möglichkeiten, dass man
dort noch mehr machen kann?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das fällt natürlich nicht
direkt in meinen Kernbereich, in mein Ressort, aber
ich denke, wenn sie Projekte vorlegen, wird man
die auch über diese Programme finanzieren können.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.
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 Die zweite Anfrage bezieht sich auf die Studie-
rendenauswahl  durch  die  Hochschulen.  Die  An-
frage ist unterschrieben von den Abgeordneten Jä-
ger, Kastendiek und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Jäger!

Abg. Jäger (CDU): Wir fragen den Senat:

Inwieweit wird der Senat den Beschluss der Kul-
tusministerkonferenz hinsichtlich der Auswahlmög-
lichkeit von Studierenden durch die Hochschulen
in Höhe von 60 Prozent umsetzen, und welche Er-
wartungen knüpft der Senat an die Möglichkeit der
individuelleren Bewerberauswahl?

Welche dahingehenden Maßnahmen wurden bis-
her durch die Universität und Hochschulen im Lan-
de Bremen getroffen, und was unternimmt der Se-
nat, damit die Hochschulen die Auswahl über die
Abiturnote und Wartezeitanrechnung hinaus ausar-
beiten und anwenden?

In welchen Fachbereichen kommen eigene Aus-
wahlverfahren schon zur Anwendung, und in wel-
chen Fächern ist dies zukünftig geplant?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat wird der Bremischen
Bürgerschaft den Entwurf eines Änderungsgesetzes
zum Bremischen Hochschulzulassungsgesetz vorle-
gen, das die zulassungsrechtlichen Regelungen im
Hochschulrahmengesetz in vollem Umfang umsetzt.
Betroffen sind davon derzeit die Studiengänge Psy-
chologie und Biologie der Universität. Darüber hin-
aus wird er der Bürgerschaft für die Studiengänge
mit örtlicher Zulassungsbeschränkung auf Wunsch
der Hochschulen eine Regelung vorschlagen, die
eine höhere Quote für das Hochschulauswahlver-
fahren vorsieht. Der Senat verspricht sich davon eine
größere Passgenauigkeit zwischen den Erwartungen
und Voraussetzungen, die die Studienbewerber für
den angestrebten Studiengang mitbringen, und den
Anforderungen, die die Hochschulen stellen. Er er-
wartet außerdem eine stärkere Bindung der Studie-
renden an die gewählte Hochschule einerseits und
eine höhere Verantwortung der Hochschule für den
Studienfortschritt der ausgewählten Studierenden
andererseits.

Zu Frage zwei: Die beiden Fachhochschulen ha-
ben für die nach altem Recht möglichen Verfahren
Richtlinien zur Durchführung von Auswahlgesprä-
chen beschlossen. Im Hinblick auf die erweiterten
Auswahlmöglichkeiten entwickelt eine Arbeitsgrup-
pe in der Universität Vorschläge, die eine große Viel-
falt von Auswahlinstrumenten vorsehen. Hierüber
wird der Akademische Senat in seiner Dezember-

sitzung entscheiden. Die Hochschulen wünschen
eine achtzigprozentige Quote für die Selbstauswahl,
daher sind ergänzende Maßnahmen des Senats im
Vorfeld des bremischen Gesetzgebungsverfahrens
nicht erforderlich.

Zu Frage drei: Für die Zulassung zu den Master-
programmen werden auf der Grundlage studien-
gangsspezifischer Zulassungsordnungen bereits jetzt
Auswahlverfahren  durchgeführt,  ebenso  für  den
hochschulübergreifenden Studiengang Digitale Me-
dien. In der Universität wird derzeit eine Umfrage
bei den Fachbereichen über den geplanten Einsatz
besonderer Auswahlverfahren in den grundständi-
gen Studiengängen durchgeführt; das Ergebnis liegt
noch nicht vor.

Die Hochschule Bremen hat im Rahmen der bis-
herigen Rechtslage bei einem Teil der Studienan-
fänger in den Studiengängen Medieninformatik und
Angewandte Freizeitwissenschaft Auswahlverfah-
ren durchgeführt, die Hochschule Bremerhaven im
Studiengang Cruise Industry Management. Ob auch
für den zulassungsbeschränkten Studiengang Be-
triebswirtschaftslehre ein besonderes Auswahlver-
fahren durchgeführt werden soll, wird noch geprüft.

Die Hochschule für Künste wählt traditionell ihre
Studierenden nach ihrer Eignung für die künstleri-
schen Fächer aus. Insgesamt war das Interesse der
Hochschulen an der Selbstauswahl im Rahmen der
bisherigen Rechtslage begrenzt, weil sie dieses Recht
nur in einem geringen Umfang und dann auch nur
nachrangig ausüben dürfen. – Soweit die Antwort
des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage,
Herr Kollege? – Bitte sehr!

Abg. Jäger (CDU): Herr Senator, Sie haben den
Entwurf eines Änderungsgesetzes zum Bremischen
Hochschulgesetz in der ersten Antwort angekündigt.
Können wir davon ausgehen, dass dieser so recht-
zeitig kommt, dass dies beim nächsten Bewerber-
auswahlverfahren auch angewendet werden kann?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das ist unsere Absicht!

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Jäger (CDU): Gehe ich recht in der Annah-
me, dass Sie keinen weiteren politischen Druck auf
die  Hochschulen  ausüben  wollen,  das  Selbstaus-
wahlrecht auch möglichst weitgehend anzuwenden
und auch keine finanziellen oder anderen Unterstüt-
zungsfunktionen  bereitstellen  wollen,  damit  die
Hochschulen in diese Richtung weiterarbeiten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!
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Senator Lemke: Herr Jäger, die Hochschulen ha-
ben bisher nur das Recht, 24 Prozent der Studien-
plätze selbst auswählen zu können. Mittlerweile for-
dern die Hochschulen, wie ich vorgetragen habe,
80 Prozent. Ich sehe keine Veranlassung, weitere
Maßnahmen  einzuleiten,  um  hier  möglichst  noch
eine höhere Quote der Zulassung für die Hochschu-
len einzufordern, sondern wir müssen jetzt mit die-
sen Angaben der Universität und der Hochschulen
so umgehen, dass wir es in ein Gesetz gießen und
dann zusehen, dass sie das auch wirklich umsetzen,
denn wie Sie wissen, ist die Möglichkeit der 24 Pro-
zent bisher kaum umgesetzt worden, und es liegt ja
in unserem gegenseitigen Interesse, dass das, was
wir den Hochschulen ermöglichen, auch tatsächlich
umgesetzt wird.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Jäger (CDU): Herr Senator, halten Sie es
dann nicht für konsequent, wenn die Wünsche der
Hochschulen so lauten, auch die ZVS abzuschaffen
und hier von bremischer Seite, so wie es auch ande-
re Bundesländer tun, aktiv zu werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Wir haben, was die ZVS angeht,
einen Kompromiss in der KMK hinbekommen, der
in vielen Bereichen die Länder in den Zulassungen
deutlich verstärkt. Insofern kommt das ja schon ei-
ner Rücknahme von Kompetenzen der ZVS entge-
gen. Eine generelle Abschaffung ist im Augenblick
auf KMK-Ebene, glaube ich, nicht durchsetzbar.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
die Abgeordnete Frau Schön! – Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator, wird es denn verbindliche Kriterien geben
für die Eigenauswahl der Hochschulen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Das wird im Regelfall von den
Hochschulen gelöst. Ich glaube nicht, dass es eine
politische Aufgabe der Behörden sein kann, dies für
die Hochschulen auszuarbeiten, sondern eine Auf-
gabe der Hochschulen, wenn für einen Studiengang
wie zum Beispiel an der Hochschule für Künste, ich
habe es ja hier eben geschildert, seit Jahren oder
Jahrzehnten die Auswahl von den Hochschulen ge-
troffen wird mit Kriterien, die von den Hochschu-
len, in diesem Fall der Hochschule für Künste, ent-
wickelt worden sind. Genauso wird es auch in die-
sen  anderen  Studienbereichen  sein,  dass  sich  die
Hochschullehrer  innerhalb  der  Hochschulen  und
Universitäten hinsetzen und beschließen, ob sie das

mit Gesprächen, mit Fragebogen, mit Bewerbungs-
bögen machen. Die Hochschulen sind im Augenblick
dabei, diese Kriterien für sich zu erarbeiten.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Darf
ich daraus den Umkehrschluss ziehen, dass es für
die Studierenden, die dann ausgewählt werden,
keine Transparenz gibt, nach welchen Kriterien sie
am Ende ausgewählt werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Nein, dieser Rückschluss ist falsch.
Selbstverständlich  werden  die  Kriterien  öffentlich
sein. Es wird doch der Deputation für Wissenschaft
zurückgespielt. Wir werden doch erfahren, wie und
nach welchen Kriterien die Hochschulen in den ein-
zelnen Bereichen, in denen sie entsprechende Zu-
gänge organisieren, dies umsetzen. Selbstverständ-
lich ist das transparent. Ich hatte die Frage nur so
verstanden, ob der Staat das alles vorgeben will und
die Hochschulen das umzusetzen haben. Da vertre-
te ich die Auffassung, dass es in der Autonomie der
Hochschulen liegt, das selbst festzulegen und das
dann den Studierenden auch in Transparenz mitzu-
teilen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Wird
es denn Vorgaben geben, wer auswählen darf, be-
ziehungsweise  haben  die  Hochschulen  sich  denn
selbst schon entschieden, wer auswählen darf? Wer-
den es die Professoren des jeweiligen Studiengangs
sein, oder wird es ein unabhängiges Gremium inner-
halb der Universität oder der Hochschulen geben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Soweit es mir bekannt ist, sind
die Hochschulen alle in einem Prozess der Diskus-
sion, das auszuarbeiten. Wie die einzelnen Hoch-
schulen sich das vorstellen, das wird sicherlich dif-
ferenziert stattfinden. Ich denke, das wäre eine gute
Gelegenheit, sich das in der Deputation für Wissen-
schaft, wenn es in den akademischen Gremien der
Hochschulen beschlossen worden ist, noch einmal
detailliert anzuschauen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Wie
wird denn das Ressort darauf hinwirken, dass eine
Auswahl an den Hochschulen dann nicht nach Nase
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geht, sondern nur nach Qualifikation? Darin ist ja
immer eine Gefahr, wenn ein Gremium nicht nach
gewissen  objektiven  Kriterien  zusammengestellt
wird und – das sagt das HIS ja auch selbst – die Pro-
fessoren ihre eigenen Studierenden aussuchen, es
gewisse soziokulturelle Nähen oder möglicherwei-
se auch bestimmte Vorlieben gibt, bei denen ja auch
alle Beteiligten sagen, dass das Risiko natürlich aus-
geschlossen werden muss. Welche Vorsorge wird das
Ressort dafür tragen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Wir werden selbstverständlich
von den Hochschulen die Kriterien und die Auswahl-
mechanismen genannt bekommen, und wir werden
das sicher würdigen. Dass unsere Hochschulen nach
Nasen auswählen, weise ich zurück. Es geht uns um
eine Verbesserung der Studienleistungen und nicht
darum, hier Nasen zu berufen oder in die Hochschu-
len aufzunehmen. Dies kann ich mir selbst überhaupt
nicht vorstellen, dass das von den Hochschulen ent-
sprechend vorgenommen wird. Das weise ich ein-
fach schlichtweg zurück.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Nur
eine  abschließende  Bemerkung!  Ich  wollte  den
Hochschulen und den Hochschullehrern und -leh-
rerinnen nicht unterstellen, dass sie nach Nase aus-
suchen werden, aber das HIS, das Hochschulinfor-
mationsinstitut, weist ausdrücklich auf dieses Risi-
ko hin und weist darauf hin, dass die Hochschulen
bei Eigenauswahl gehalten sind, dieses Risiko mög-
lichst zu minimieren.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
den Kollegen Görtz! – Bitte sehr!

Abg. Görtz (SPD): Nur eine kleine Frage: Das
Angebot für die Hochschulen, die Studierenden so-
zusagen selbst auszusuchen, soll weiterhin freiwil-
lig sein. Ist das so von mir richtig verstanden, oder
wird demnächst, ich sage einmal, zwanghaft fest-
gesetzt, 80 Prozent Quote soll demnächst erfüllt wer-
den?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Nein, das haben Sie richtig ver-
standen! Die Hochschulen erhalten das Recht, sich
ihre Studierenden nach einer bestimmten Quote aus-
zusuchen. Wir bereiten das Gesetz entsprechend vor,
und dann kann die Hochschule, so wie es heute auch
der Fall ist, ihre Studierenden auswählen. Heute
können  die  Hochschulen  bereits  24  Prozent  ihrer
Studierenden auswählen. Das nehmen sie aber zum

großen Teil nicht wahr, weil sie sagen, der Aufwand
dafür ist viel zu groß, und dadurch, dass sie das auch
nur  nachrangig  machen  können,  verzichten  sie.
Wenn die Quote größer wird, glauben wir, dass sie
eher davon Gebrauch machen. Sie sind dazu aber
nicht gesetzlich verpflichtet.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
den Abgeordneten Wedler!

Abg. Wedler (FDP): Herr Senator, Sie sagten, dass
die Hochschulen ihre Selbstauswahlquote, was die
Studierenden betrifft, auf 80 Prozent erhöhen wol-
len und damit dann natürlich das Gewicht der ZVS
in dem Prozess stark abnehmen wird. Ist damit zu
rechnen, das ist meine Frage, dass Sie jetzt auf Lan-
desebene oder aber auf Hochschulebene ähnlich
strukturierte Auswahlverfahren, wie es sie beim ZVS-
Verfahren gibt, hier einrichten wollen? Dann müssen
Sie ja „Farbe bekennen“, was die Kriterien betrifft,
nach denen ja eben auch schon gefragt wurde.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich gehe davon aus, dass das ein
Prozess sein wird, der in den Hochschulen unter-
schiedlich angenommen wird. Je nach Studiengang,
nach Notwendigkeit, die die Hochschulen sehen,
wird es unterschiedlich schnell und unterschiedlich
konsequent umgesetzt werden. Ich habe ein großes
Interesse daran, dass effizienter studiert wird, dass
wir die Studiendauer verringern, dass wir passge-
nauer die Studierenden in die Studiengänge bekom-
men, um letztendlich zu besseren Ergebnissen zu
kommen. Deshalb begrüße ich dieses größere Aus-
wahlrecht, das wir den Hochschulen hier ermögli-
chen. Inwieweit sie das umsetzen, ist eine andere
Frage. Was wir verhindern müssen, ist, dass der bü-
rokratische Aufwand die Länder vor neue große,
auch Haushaltsprobleme stellt, denn wenn wir jetzt
Zehntausende von Studenten in einem schwerfälli-
gen Apparat auswählen müssen, ist das absolut kon-
traproduktiv und überhaupt nicht positiv zu bewer-
ten.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Eine letzte, ja! Ich begrüße es
ja auch, dass diese Selbstauswahlquote sich erhö-
hen soll. Das ist nicht das Thema. Mein Stichwort in
dem Zusammenhang ist die Landeseinheitlichkeit
und  Vergleichbarkeit  des  Auswahlprozesses.  Sie
verwiesen jetzt auf die Unterschiede der Hochschu-
len. Sind Sie mit mir der Meinung, dass wir bei die-
sem Selbstauswahlprozess gewährleisten müssen,
dass die Landeseinheitlichkeit gewahrt bleibt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!
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Senator Lemke: Das kann ich nicht unbedingt
nachvollziehen, weil es durchaus andere Kriterien
bei der IUB oder bei der Hochschule in Bremerha-
ven oder bei der Universität in einem bestimmten
Studiengang geben kann, die möglicherweise nicht
direkt vergleichbar sind, weil es um völlig andere
Inhalte, um andere Abschlüsse geht, die Hürden bei
dem einen Studiengang möglicherweise viel höher
als bei dem anderen sein werden. Das kann ich Ih-
nen so nicht versprechen, sondern ich kann sagen,
wir werden uns die Kriterien sehr genau anschau-
en. Ich habe großes Vertrauen in die Hochschulen,
dass sie diese Kriterien so einsetzen, so bewerten,
dass es auch zu dem von uns politisch gewünschten
Studienerfolg führt.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage durch
die Abgeordnete Frau Berk! – Bitte sehr!

Abg. Frau Berk (SPD): Herr Senator, können Sie
sich vorstellen, dass wir aber trotzdem, selbst wenn
wir den Hochschulen den nötigen Freiraum gewäh-
ren, im Gesetz festschreiben sollten, dass die Krite-
rien Qualifikation der Studienbewerber und Durch-
schnittsnote der Hochschulzugangsberechtigung zu-
mindest zu 50 Prozent gewährleistet sein müssen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Da haben Sie völlig Recht, dass
das ganz maßgebliche Kriterien sind, und auf die
kann man sich selbstverständlich auch einigen, die
kann man auch, wenn es gewünscht wird, so im Ge-
setz verankern. In diesem Prozess befinden wir uns
zurzeit aber noch.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor. Damit ist diese Anfrage beantwortet.

 Die dritte Anfrage trägt den Titel „Beteiligung
Bremens an TEDS, Teacher Education Development
Study“. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Frau Allers, Kastendiek und Fraktion der
CDU.

Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Allers (CDU): Wir fragen den Senat:

Inwiefern beabsichtigt der Senat, die Lehrerinnen
und Lehrer im Lande Bremen an der Teacher Edu-
cation Development Study teilnehmen zu lassen, die
die Wirksamkeit der Lehrerausbildung unter ande-
rem im Unterrichtsfach Mathematik für die Primar-
stufe und Sekundarstufe I untersucht?

Bis wann müssen dahingehende Entscheidungen
getroffen werden, welche Maßnahmen sind inner-
halb der Bildungsbehörde schon ergriffen worden,
und ist dem Senat bekannt, welche anderen Bun-
desländer sich daran beteiligen?

Sofern sich Bremen beteiligt, welches Ziel setzt
sich der Senator für Bildung und Wissenschaft hin-
sichtlich der Bremer TEDS-Ergebnisse?

Präsident  Weber:  Die  Anfrage  wird  beantwor-
tet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Bremen beabsichtigt nicht, die Lehrerinnen und
Lehrer im Lande Bremen an der Studie „Teachers
and Teacher Education – Learning to Teach Mathe-
matics and Science, TEDS,“ der IEA teilnehmen zu
lassen.

(Beifall bei der SPD)

Die  Amtschefkommission  „Qualitätssicherung“
der KMK hat am 12. 9. 2003 einvernehmlich festge-
stellt, dass die KMK „angesichts der derzeitig be-
reits laufenden empirischen Untersuchungen im Be-
reich Qualitätsentwicklung – auch im Bereich Leh-
rerbildung – und der Schwerpunktsetzung im Be-
reich  des  Systemmonitorings,  der  Evaluation  von
Schulen und der Überprüfung von Standards sowie
der daraus resultierenden Haushaltsbelastungen aus
inhaltlichen und finanziellen Gründen keine Mög-
lichkeit zu einer Unterstützung der Cross-National
Study Teachers and Teacher Education – Learning
to Teach Mathematics and Science, TEDS, der IEA“
sieht. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Allers (CDU): Habe ich Sie richtig ver-
standen, dass sich auch keine anderen Bundeslän-
der an dieser Studie beteiligen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich habe heute Morgen extra noch
einmal nachgefragt, und da ist mir gesagt worden,
es sei nicht bekannt, dass sich andere Länder daran
beteiligen, weil es sehr aufwändig ist und neben den
vielen anderen Dingen, die wir ja jetzt im Bereich
der Evaluation angeschoben haben, eine zusätzli-
che und dann auch letztendlich nicht mehr finan-
zierbare Belastung ist. Es kann durchaus sein, dass
das eine oder andere Bundesland möglicherweise
sich jetzt doch noch anders entscheidet, aber das ist
die KMK-Basis.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die vierte Anfrage betrifft die Auswertungskrite-
rien für die Ergebnisse der Vergleichsarbeiten. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Rohmeyer, Kastendiek und Fraktion der CDU.
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Bitte, Herr Kollege Rohmeyer!

Abg. Rohmeyer (CDU): Wir fragen den Senat:

Welchen Stand haben die Vorbereitungen der Bil-
dungsbehörde in Bezug auf die Erarbeitung von Aus-
wertungskriterien für die Ergebnisse der Vergleichs-
arbeiten erreicht?

In welchem Zeitraum beabsichtigt der Senat, die
Erarbeitung des Kriteriensystems abzuschließen, das
nicht nur die Noten, sondern auch die Umfeldfakto-
ren und soziale Bedingungen der einzelnen Schulen
berücksichtigt?

Wie können zukünftig die Eltern über die Ergeb-
nisse besser informiert und in den Verbesserungs-
prozess einbezogen werden?

Präsident Weber: Auch diese Anfrage wird be-
antwortet von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins und zwei: Die Vergleichsarbeiten
in den Fächern Deutsch und Mathematik in der Jahr-
gangsstufe vier der Primarstufe sind am 28. und 30.
September 2004 geschrieben worden. Das Land Bre-
men verfolgt hier keinen eigenen Weg, sondern hat
sich  im  Primarbereich  dem  länderübergreifenden
Projekt VERA angeschlossen. Der Name VERA steht
für das Wort Vergleichsarbeiten. Das Projekt VERA
ist ein Schritt in Richtung der durch die KMK vorge-
sehenen Überprüfung der Bildungsstandards am En-
de der Grundschulzeit.

Die Auswertungskriterien werden durch die be-
teiligten  sieben  Länder  im  Rahmen  des  Projektes
VERA gemeinsam festgelegt. Sie umfassen sowohl
die Umweltfaktoren der beteiligten Schulen als auch
die sozialen Bedingungen der Lebenswelt der Schü-
lerinnen und Schüler. Ein Ergebnisbericht ist für März
2005 vorgesehen.

In der Sekundarstufe I wurden im Schuljahr 2003/
2004 erstmals zentral gestellte Vergleichsarbeiten in
den Fächern Deutsch, Mathematik und erste Fremd-
sprache durchgeführt. Der Auswertungsbericht be-
rücksichtigt die Kontextfaktoren der Schulen.

Für die Überprüfung der Bildungsstandards in der
Sekundarstufe I ist eine erste Normierung der hier-
für notwendigen Aufgabenformate im Fach Mathe-
matik im Jahr 2006 vorgesehen. Dies soll im Rah-
men der Pisa-Studie 2006 erfolgen. Die Vergleichs-
arbeiten in der Sekundarstufe I werden im Jahr 2006
in  Abschlussarbeiten  für  den  mittleren  Schulab-
schluss überführt.

Zu Frage drei: Im Rahmen des Projekts VERA ha-
ben die sieben beteiligten Länder eine einheitliche
Rückmeldung der Ergebnisse an die Eltern verein-
bart. Die Rückmeldung besteht aus einem einfüh-

renden Text, einer tabellarischen Darstellung, aus
der die Fähigkeitsstufe des Kindes hervorgeht, und
einer Beschreibung der inhaltlichen Bedeutung der
Kompetenzstufen. Lehrkräfte der Schulen erhalten
zu ihrer persönlichen Information eine gesonderte,
komplexere Beschreibung der Kompetenzstufen mit
der Bitte, dies den Eltern bei Nachfragen zu erläu-
tern. In welcher kontextbezogenen Relation sich die
Klasse zur Schule beziehungsweise die Schule zum
Landesdurchschnitt befindet und hieraus abgeleitete
Maßnahmen für eine Verbesserung werden schul-
intern mit den Eltern beraten.

Dieses Verfahren soll auch für Vergleichsarbeiten
in der Sekundarstufe I – entsprechend modifiziert –
eingeführt werden. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage?

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Nein, vie-
len Dank!)

Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die fünfte Anfrage bezieht sich auf Entbürokrati-
sierung und Modernisierung der Verwaltung sowie
Abbau von Regelungen. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von dem Abgeordneten Kastendiek und Frakti-
on der CDU.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Kastendiek (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie ist der aktuelle Sachstand bezüglich
des Bundesgesetzgebungsverfahrens, in dem Öff-
nungsklauseln normiert werden sollen, die es den
Modellregionen erlauben, zu Testzwecken von dem
betroffenen Bundesrecht abzuweichen und Maßnah-
men zum Bürokratieabbau zu erproben?

Zweitens: Wann wird der Senat die für Mitte des
Jahres 2004 angekündigten Vorschläge zur Reform
des Landesrechts bezüglich der Rechtsbereinigung
und Befristung von Vorschriften, der Selbstverpflich-
tung der Baubehörde auf eine schnellere Abwick-
lung aller Genehmigungsverfahren von gewerbli-
chen Baumaßnahmen sowie zu Einzelmaßnahmen,
die zu Erleichterungen für kleinere Unternehmen
beziehungsweise  Existenzgründern  führen  sollen,
vorlegen?

Drittens: Wie weit ist der Senat mit der Erarbei-
tung von Vorschlägen im Bereich der Verwaltungs-
modernisierung, der Reform der Normsetzung und
des Gesundheitsbereichs?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Bürgermeister Dr. Scherf.

Bürgermeister Dr. Scherf: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Bundesminister für Wirtschaft
und Arbeit hat 29 Vorschläge aus den Regionen auf-
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gegriffen, davon sind zirka zwölf bis 15 Maßnah-
men auf Bremer Vorschläge zurückzuführen. Ein Re-
ferentenentwurf für ein „Gesetz zur Umsetzung von
Vorschlägen zu Bürokratieabbau und Deregulierung
aus den Regionen“ mit zwölf Änderungsvorschlä-
gen wurde im August 2004 auf Bundesseite zwischen
den Ressorts und mit und unter den Ländern abge-
stimmt und am 1. 9. 2004 vom Bundeskabinett be-
schlossen. Dieses Gesetz liegt jetzt dem Bundesrat
vor und soll möglichst noch zum Jahresanfang 2005
in Kraft treten.

Eine weitere Zusammenarbeit mit interessierten
Regionen zur Entwicklung weiterer Vorschläge ist
geplant, die konkrete Ausgestaltung noch offen. Der
Präsident des Senats hat mit Schreiben vom 23. 4.
2004 gegenüber dem Bundeswirtschaftsminister das
deutliche Interesse Bremens bekundet.

Zu Frage zwei: Die Vorschläge zur Reform des
Landesrechts bezüglich der Rechtsbereinigung und
Befristung von Vorschriften werden gegenwärtig
unter den Staatsräten abgestimmt und werden in
Kürze im Senat beschlossen werden können.

Die Selbstverpflichtung der Baubehörden auf eine
schnellere Abwicklung aller Genehmigungsverfah-
ren von gewerblichen Baumaßnahmen ist seitens der
Verwaltung der Deputation für Bau und Verkehr vor-
gelegt worden. Diese hat den skizzierten Maßnah-
men im Grundsatz zugestimmt, allerdings um Ab-
stimmung mit dem Gesamtbeirat gebeten. Der Ge-
samtbeirat hat sich mit einer Verkürzung der Betei-
ligungsfristen von vier auf zwei Wochen einverstan-
den  erklärt.  Das  weitere  Vorgehen  soll  in  der
nächsten Sitzung der Deputation für Bau und Ver-
kehr behandelt werden.

Einzelmaßnahmen,  die  zu  Erleichterungen  für
kleine Unternehmen und Existenzgründer führen,
sollen im Zuge der Umsetzung des Gesetzentwurfs
der Bundesregierung sowie weiterer von der Bun-
desregierung  geplanter  Reformmaßnahmen  reali-
siert werden.

Zu Frage drei: Zur Reform der Normsetzung be-
ziehe ich mich auf die Antwort zu Frage zwei. Der
Ausschnitt der Verwaltungsmodernisierung, der den
hier angesprochenen Teil des Projekts Bürokratie-
abbau bildet – zum Beispiel Prüfung der Notwen-
digkeit von Belegpflichten bei Antragsverfahren,
verwaltungsinterner Datentransfer auf Veranlassung
der Betroffenen anstatt mehrfacher Nachweispflich-
ten  und  Vereinfachung  der  Anwendung  der  elek-
tronischen  Signatur  –,  wird  durch  das  zuständige
Ressort bearbeitet. Im Gesundheitsbereich wird die
entsprechende Überprüfung des Bremischen Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes bis Ende des Jahres
abgeschlossen sein.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage,
Herr Kollege?

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Danke,
nein!)

Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Rund-
funkgebühren“. Die Anfrage ist unterschrieben von
den Abgeordneten Crueger, Frau Stahmann, Frau
Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin Stahmann!

Abg.  Frau  Stahmann  (Bündnis  90/Die  Grünen):
Danke, Herr Präsident! Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat das bisherige Ver-
fahren zur Ermittlung der Rundfunkgebühren durch
die KEF, Kommission zur Ermittlung des Finanzbe-
darfs der Rundfunkanstalten, und will der Senat da-
ran festhalten?

Zweitens: Welche Folgen ergeben sich durch eine
verzögerte Gebührenanpassung aus Sicht des Se-
nats auf Radio Bremen?

Präsident Weber: Auch diese Anfrage wird beant-
wortet von Herrn Bürgermeister Dr. Scherf.

Bürgermeister Dr. Scherf: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Frau Stahmann, für den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat hält an dem KEF-Ver-
fahren fest. Die Pflichten und Befugnisse der KEF
sind im Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag gere-
gelt. Es gibt keine Veranlassung, von dem bisheri-
gen Verfahren abzuweichen.

Zu Frage zwei: Das Inkrafttreten des Achten Rund-
funkänderungsstaatsvertrages ist für den 1. 4. 2005
vorgesehen. In der Festsetzung der Gebührenhöhe
für die kommende Gebührenperiode wird die Ver-
zögerung von drei Monaten berücksichtigt und ein
entsprechender Zuschlag vorgenommen. Mit diesem
Zuschlag werden die verringerten Erträge aus den
Rundfunkgebühren kompensiert. Dies betrifft Radio
Bremen genauso wie alle übrigen Rundfunkanstal-
ten.

Präsident Weber: Eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg.  Frau  Stahmann  (Bündnis  90/Die  Grünen):
Herr Senator, kurze Antworten auf Fragen deuten
immer auf politisch heikles Fahrwasser hin. Wir wis-
sen, dass es einen großen Streit um die Gebühren-
erhöhung gibt, wir haben dazu gleich eine Debatte.
Deswegen: Würden Sie mir zusagen, dass Sie gleich
ausführlich die Verhandlungsposition des Senats dar-
stellen werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister Dr.
Scherf!

Bürgermeister Dr. Scherf: Wollen wir jetzt darüber
reden oder nachher in der Debatte?

(Heiterkeit)
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Wir sind hoch interessiert daran, dass es zu diesem
Staatsvertrag kommt, weil es entscheidend und exis-
tentiell wichtig ist für Radio Bremen und auch ins-
besondere für die zwischen den einzelnen Anstal-
ten verabredete Finanzierung unseres Neubaus, un-
seres Umzugs. Darum sind wir wirklich auf Gedeih
und Verderb darauf angewiesen, dass es zu einem
neuen Vertrag kommt. Ich gehe auch davon aus, dass
wir uns nach diesen mühseligen Beratungen – die
ja nicht an uns liegen, sondern an anderen – eini-
gen. Morgen und übermorgen fahre ich dorthin.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg.  Frau  Stahmann  (Bündnis  90/Die  Grünen):
Der Streit geht ja um die Höhe der Gebühren, ent-
weder 1,09 Euro oder 86 Cent. 86 Cent hieße für
Radio Bremen eine Million Euro weniger. Wie be-
werten Sie das für Radio Bremen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister Dr.
Scherf!

Bürgermeister Dr. Scherf: Wir brauchen so viel
wie möglich, um es einmal ganz platt zu sagen. Wir
bekommen zusätzliche Probleme, wenn es bei der
geringeren  Höhe  der  Gebührenerhöhung  bleibt.
Trotzdem werden wir damit leben und arbeiten. Es
ist also nicht so, dass es eine Existenzbedrohung
bedeutet, sondern es schafft uns zusätzliche Proble-
me. Das wissen alle!

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage, Frau Kollegin?

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nein!)

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf Doppelhüllen
für Frachter. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten  Grotheer,  Manfred  Oppermann,
Günthner, Böhrnsen und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Oppermann!

Abg. Manfred Oppermann (SPD): Danke, Herr
Präsident! Wir fragen den Senat:

Erstens:  Wie  beurteilt  der  Senat,  dass  eine  ge-
plante Verordnung, wonach Massengutfrachter ab
2007 ebenso wie Tanker mit doppelter Außenhaut ge-
baut werden sollten, in den Gremien der UN-See-
schifffahrtsorganisation IMO gescheitert ist?

Zweitens: Wie beurteilt der Senat die Auswirkun-
gen des Scheiterns der Regelung für die bremischen
Häfen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Bürgermeister Dr. Gloystein.

Bürgermeister Dr. Gloystein: Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Sicherheitsausschuss der In-
ternationalen Seeschifffahrtsorganisation hat in sei-
ner Sitzung im Mai 2004 Vorschläge zur Änderung
der  Sicherheitsstandards  für  Massengutschiffe  ge-
nehmigt. Die angesprochene Verordnung ist dabei
nicht gescheitert. Vielmehr sieht das umfangreiche
Regelwerk  unter  anderem  die  Doppelhüllen-Kons-
truktion für Massengutschiffe als einen optionalen
Standard ab einer Länge der Schiffe von 150 Me-
tern vor, wenn damit Ladung mit einem Gewicht von
1000 Kilogramm pro Kubikmeter transportiert wer-
den soll.

Aus Sicht des Sicherheitsausschusses müssen vor-
rangig Konstruktions- und Wartungsstandards defi-
niert und erfüllt werden, um die Sicherheit der Mas-
sengutschiffe zu erhöhen. Der Sicherheitsausschuss
hat deshalb den Schwerpunkt der Sicherheitsmaß-
nahmen  auf  die  standardisierte  Konstruktion  der
Massengutschiffe und eine diesen technischen Re-
geln entsprechende Wartung und professionelle In-
spektion der Massengutschiffe gelegt. Der Senat ist
der Auffassung, dass die vom Sicherheitsausschuss
genehmigten Maßnahmen einen hohen Sicherheits-
standard auf Massengutschiffen fördern.

Zu Frage zwei: Die angesprochene Regelung ist
nicht gescheitert. Der Senat erwartet durch die vom
Sicherheitsausschuss genehmigten Sicherheitsstan-
dards positive Auswirkungen auf die Sicherheit der
bremischen Häfen.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Manfred Oppermann (SPD): Ja, gern, Herr
Präsident! Ich frage Sie, Herr Bürgermeister, wie der
Senat das Wort „optional“ in diesem Zusammenhang
definiert!

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Gloystein: Optional ist, wie der
Name schon sagt, eine Option, die die Schifffahrts-
betreiber haben. Es ist für sie möglich, diese Dop-
pelhülligkeit zu umgehen, indem bestimmte Kons-
truktionsmerkmale,  Sicherheitsstandards  und  War-
tungsorganisationen erfüllt werden, dann müssen sie
das nicht. Man muss als Hintergrund zu dieser Pro-
blematik  wissen,  dass  die  Doppelhülligkeit  nicht
unbedingt unter allen Umständen eine Verbesserung
des Sicherheitsstandards bedingt, wenn sie nicht mit
bestimmten Konstruktions- und Sicherheitsorgani-
sationsmaßnahmen kombiniert ist. Die Kommission
ist, und das war für manche überraschend, zu dem
Ergebnis gekommen, dass diese Sicherheitsorgani-
sation, Sicherheitsstandards und Konstruktionsstan-
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dards ein fast wichtigeres Kriterium sind als die rei-
ne Doppelhülligkeit.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Manfred Oppermann (SPD): Aufgrund des-
sen, was Sie da eben gesagt haben: Man hätte es
auch auf einen Nenner bringen können, es ist also
eine Freiwilligkeit der Reeder, der Schiffbauer, das
wäre doch die Antwort gewesen!

(Bürgermeister D r .  G l o y s t e i n :  Ja,
natürlich! Freiwilligkeit bedingt aber, dass

sie dann etwas anderes tun!)

In  dem  Zusammenhang  meine  Frage:  Sind  Sie
nicht doch mit mir einig, dass das Ansinnen, das ei-
gentlich hinter einer solchen Verordnung zur Dop-
pelhülle  steht,  im  Kern  eigentlich  gescheitert  ist,
auch wenn gesagt wird, wir haben Hilfskonstruk-
tionen, indem wir sagen, wir wollen auf die Kon-
struktionstechnik mehr Gewicht legen, aber dass das
Ansinnen, Doppelhüllenschiffe zu bauen, durch die-
se schwammige Verordnung, so will ich sie einmal
bezeichnen, gescheitert ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Gloystein: Vielleicht im enge-
ren  Sinne,  dass  die  Doppelhüllenschiffe  nicht  als
Standard eingesetzt wurden, aber das höherwerti-
ge Kriterium ist ja das Sicherheitskriterium! Der Se-
nat ist schon der Meinung, dass durch diese neue
Regelung der Sicherheitswert dieser künftigen Schif-
fe, auch wenn sie unter den optionalen Standard
fallen, höher ist als vorher und auch höher ist – und
das ist wichtig –, als wenn eine reine Doppelhüllen-
regelung gefunden worden wäre.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine
weitere Zusatzfrage?

(Abg. Manfred O p p e r m a n n  [SPD]:
Ich habe keine!)

Eine weitere Zusatzfrage durch den Abgeordne-
ten Grotheer! – Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): Eine kurze Zusatzfrage: Die
bremischen Tageszeitungen hatten berichtet, dass
nach den Zahlen der internationalen Seeleutege-
werkschaft in den letzten zehn Jahren 517 Seeleute
bei  Untergängen  von  so  genannten  Bulk-Carriern
ums Leben gekommen sind. Wenn diese Zahl stimmt,
wäre es erschreckend und sicherlich ein Anlass, für
eine weitere Verbesserung der Sicherheitsvorschrif-
ten einzutreten, oder teilen Sie das nicht?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Gloystein: Diese Meinung tei-
le ich natürlich sehr. Die Zahlen, die mir hier vorlie-
gen, sind sogar noch höher. Wir haben schon eine
hohe Verlustrate zu beklagen. Für den Zeitraum, den
Sie eben nannten, ist meine Zahl 1300 oder noch hö-
her. Das Thema ist eindeutig da, aber ich glaube,
wir können uns hier durchaus auf die Expertise die-
ses Komitees verlassen, und unsere Fachleute un-
terstützen  das  sehr  nachhaltig,  dass  unter  diesem
überragenden Sicherheitskonzept eben diese nahe
liegende Standardlösung Doppelrumpf nicht immer
die beste ist.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Leis-
tungsfähigkeit der Staatsanwaltschaft Bremen“. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Grotheer, Böhrnsen und Fraktion der SPD.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Grotheer (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hat sich die personelle Ausstattung
der Staatsanwaltschaft Bremen, die Zahl der Neu-
eingänge und die Zahl der erledigten Ermittlungs-
verfahren in den letzten zehn Jahren entwickelt?

Zweitens: Wie beurteilt der Senat die Leistungs-
fähigkeit der Staatsanwaltschaft Bremen im Ver-
gleich zu der der Staatsanwaltschaften anderer Bun-
desländer?

Drittens: Wie beurteilt der Senat die „Literatur-
ausstattung“ der Staatsanwaltschaft Bremen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Bürgermeister Dr. Scherf.

Bürgermeister Dr. Scherf: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: In den vergangenen zehn Jahren
hat die Staatsanwaltschaft Bremen etwa 17 Prozent
ihres Personals abgebaut. Gleichzeitig sind die Er-
mittlungsverfahren um gut 25 Prozent angestiegen.

Im  Einzelnen:  Die  Zahl  der  Staatsanwälte  und
Amtsanwälte ist von 60 im Jahre 1994 auf 55 im Jah-
re 2003 zurückgegangen. Ende 2004 stehen noch
53 Dezernenten zur Verfügung. Im genannten Zeit-
raum wurde die Zahl der übrigen Beschäftigten von
133 auf 108 reduziert.

1994  registrierte  die  Staatsanwaltschaft  über
42 000 neue Ermittlungsverfahren gegen nament-
lich bekannte Beschuldigte. Im Jahre 2003 gingen
mehr als 53 000 neue Verfahren ein. In gleicher Höhe
bewegte sich die Zahl der erledigten Verfahren.
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Zu Frage zwei: Der Senat schätzt die Leistungsfä-
higkeit der Staatsanwaltschaft Bremen außerordent-
lich hoch ein, da mit deutlich reduziertem Personal
erheblich mehr erledigt worden ist. Die Erledigungs-
quote, das ist die Zahl der Erledigungen pro Dezer-
nent, lag 2003 mit 962 auf Platz drei im Länderver-
gleich. Im Bundesdurchschnitt liegt die Erledigungs-
quote bei 875. 1994 hatte die Erledigungsquote mit
719 noch deutlich unter dem damaligen Bundes-
durchschnitt von 793 gelegen. Die durchschnittliche
Verfahrensdauer konnte von 2,7 Monaten im Jahre
1994 auf 2,3 Monate im Jahre 2003 verkürzt wer-
den.

Zu Frage drei: Den Dezernenten steht eine um-
fangreiche Präsenzbibliothek zur Nutzung offen. Da-
rüber hinaus ist das Informationsangebot mit der Ein-
führung der modernen Technik umfassender und ak-
tueller geworden. Den Dezernenten stehen an ih-
ren Arbeitsplätzen Internetanschlüsse zur Verfügung,
über die sie Zugang zu allen wichtigen Entschei-
dungssammlungen, zu vielen Fachzeitschriften und
zu etlichen gängigen Standardkommentaren haben.
Die Anschaffung von Büchern ist aus diesem Grun-
de nicht mehr in gleichem Maße erforderlich wie in
der Vergangenheit.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): Nach den Zahlen, die wir
eben gehört haben, bearbeitet jeder Staatsanwalt in
Bremen etwa zehn Prozent mehr, als im Bundes-
durchschnitt pro Staatsanwalt bearbeitet wird. Tei-
len Sie die Auffassung, dass die bremischen Staats-
anwälte sehr fleißige Mitarbeiter sind, und teilen Sie
die Auffassung, dass sie ein großes öffentliches Lob
verdient haben, ebenso wie die übrigen Mitarbeiter
bei der Staatsanwaltschaft?

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Scherf: Da rennen Sie bei mir
offene Türen ein! Es ist erstaunlich, was in der Staats-
anwaltschaft geschafft wird, dass sie bei wirklich ex-
traordinärem Anstieg der Fallzahlen um 25 Prozent,
das ist eine Riesenmenge, und bei erheblich abge-
bauter Zahl der Mitarbeiter zu einer beschleunig-
ten Erledigung kommt. Das ist eine ganz große Leis-
tung, sie verdient hohe Anerkennung, und ich freue
mich, dass Sie danach fragen. Das kann ich voll be-
stätigen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): In der Antwort wurde er-
wähnt, dass die Staatsanwälte über ihre Arbeitsplät-

ze Zugriff auf die Technik haben, auf das bremische
Intranet und auf allerlei Werke, die früher in Buch-
form zur Verfügung standen. Teilen Sie die Auffas-
sung, dass sich dadurch, dass diese moderne Tech-
nik an jedem Arbeitsplatz zugänglich ist, die Arbeits-
möglichkeiten der Staatsanwälte verbessert haben?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Scherf: Ja, ich denke schon!
Ich habe selbst einmal ein paar Monate als Staats-
anwalt gearbeitet und weiß, wie das damals aussah.
Das hat sich von der Informationstechnologie her
erheblich verbessert. Sie haben an ihrem Arbeits-
platz direkten Zugriff über das Internet auf zum Bei-
spiel alles, was der Beck-Verlag in neuester Ausga-
be hat, mit all dem, was er da an Kommentar- und
Entscheidungsliteratur  veröffentlicht.  Das  ist  da-
durch erheblich verbessert worden. Zugegeben, es
ist das, was wir früher alle hatten, zurückgeführt wor-
den, dass wir alle eine Reihe von Handkommenta-
ren hatten. Die braucht man, wenn überhaupt, nur
noch in der Verhandlung, also in der Hauptverhand-
lung, und da stehen in den Abteilungen überall ge-
nügend Handkommentare zur Verfügung. Ich den-
ke, das hat sich unter dem Strich verbessert.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): Ich habe eine letzte Zusatz-
frage. In diesem Jahr sind zwei Staatsanwälte ver-
storben, der eine Anfang 50, der andere Ende 50, in
beiden Fällen ein schwerer menschlicher und fach-
licher Verlust für die Staatsanwaltschaft. Die Frage,
die sich aufdrängt angesichts der Diskussion über
die Belastung der Staatsanwaltschaft in Bremen: Se-
hen Sie Chancen, diese beiden Stellen wiederzube-
setzen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Scherf: Der Tod der beiden Kol-
legen Gottschalk und Baumgarte hat uns alle sehr
getroffen und belastet, und natürlich suchen wir nach
Wegen, wie wir diese gerissenen Lücken schließen
können. Das können wir übrigens nur mit Ihnen zu-
sammen machen. Wir müssen ein Verfahren verab-
reden, wie wir Rechtsausschuss und Haushaltsaus-
schuss in diese schwierige Lage einbeziehen und
mit ihnen einen Weg finden, wie wir da zu einer
Lösung kommen. Von der Deckelung des Haushalts
und von der Bewirtschaftung der Stellen her kann
ich das allein nicht machen, aber ich werde natür-
lich alles tun, wenn es da Chancen gibt, über das
Parlament und die Abgeordneten zu einer Lösung
zu kommen und an dieser Lösung mitzuarbeiten.

Präsident  Weber:  Zusatzfrage?  –  Bitte,  Frau
Schwarz!
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Abg. Frau Schwarz (SPD): Herr Bürgermeister, ich
habe mich gefreut, dass Sie die Leistungsfähigkeit
der Staatsanwaltschaft so anerkannt und gelobt ha-
ben, aber meine Frage bezieht sich darauf: Wie er-
mittelt  man  Leistungsbereitschaft,  nach  Quantität
oder nach Qualität? Wenn Sie da eine Lösung ge-
funden haben, wie vergleichen Sie diese beiden Kri-
terien?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Scherf: Wir haben uns inzwi-
schen bundesweit auf ein Benchmarking eingelas-
sen, und wir wissen ziemlich genau, wie in den ein-
zelnen Ländern die Staatsanwaltschaften und Amts-
anwaltschaften  ihre  Verfahren  erledigen.  Das  ist
natürlich ein quantitatives Kriterium. Wie soll es
anders gehen bei dieser Riesenbelastung, im Schnitt
1000 Sachen für jeden einzelnen Dezernenten? Das
müssen Sie sich einmal überlegen, wer will denn
das noch qualitativ abschätzen! Da können Sie über-
haupt nur ein Kriterium finden, liegt das im Schnitt
oder nicht, und ich finde, es ist erstaunlich, dass un-
sere Staats- und Amtsanwälte sich in den letzten
zehn Jahren von einem hinteren Platz in die Spit-
zengruppe, was die Erledigungen angeht, vorgear-
beitet  haben!  Sie  brauchen  sich  vor  niemandem
mehr zu verbergen, sondern können sich mit allen
in der Bundesrepublik vergleichen, und es ist eben
auch gelungen, die Verfahrensdauer dabei zu ver-
kürzen. Die haben also dreifach gut gearbeitet, ha-
ben mit weniger Leuten mehr erledigt und dann auch
noch die Verfahren verkürzt. Das ist eine außeror-
dentliche Leistung.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Wenn ich aber höre,
mit welcher Arbeitsbelastung hier zu rechnen ist,
könnte da nicht die Qualität der Arbeit unter der
Quantität, die zu bewältigen ist, leiden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Scherf: Wie soll ich das auflö-
sen? Sie müssen immer menschliches Verhalten be-
urteilen. Natürlich kann man das endlos lang ma-
chen. Ob das immer gerechter wird, steht in den Ster-
nen. Ich kenne aus meiner eigenen Ausbildungs-
zeit inzwischen Verstorbene, die haben ihr Dezer-
nat nicht schaffen können, weil sie so gründlich
waren. Dann haben wir gesagt, dann bekommen die
nur ein halbes Dezernat, und dann haben die mit
ihrer halben Dezernat-Belastung ihre Arbeit, denke
ich, nach allem Wissen und Gewissen gut gemacht,
aber unter dem Strich kommen Verurteilungen her-
aus, und diese Verurteilungen sind gerecht und hof-
fentlich gut begründet.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die neunte Anfrage befasst sich mit dem Thema
„Strafanzeige jetzt auch online stellen“. Die Anfra-
ge trägt die Unterschriften der Abgeordneten Her-
derhorst, Kastendiek und Fraktion der CDU.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Herderhorst (CDU): Wir fragen den Senat:

Ist dem Senat das Angebot der nordrhein-westfä-
lischen Polizei bekannt, den Bürgern die Gelegen-
heit zu geben, ihre Strafanzeigen online zu stellen?

Wie bewertet der Senat dieses Instrument, mit den
Bürgerinnen und Bürgern in Kontakt zu treten und
polizeiliche  Dienstleistungen  den  technologischen
Entwicklungen anzupassen?

Sieht der Senat eine Möglichkeit, auch im Lande
Bremen den Bürgerinnen und Bürgern diese Mög-
lichkeit einzuräumen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Röwekamp.

Senator Röwekamp: Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Die Erfahrungen in Nordrhein-Westfalen, Bran-
denburg und Hamburg mit so genannten virtuellen
Wachen sind überaus positiv, und die Angebote
werden dort weiter ausgebaut. Der Senator für In-
neres und Sport hält den Einsatz neuer Kommuni-
kationstechniken, insbesondere des Internets, mit-
telfristig auch in diesem Bereich für unausweichlich.

Über  diese  Form  der  Kommunikation  werden
Hemmschwellen gesenkt und bürgerfreundliche An-
gebote zur Anzeigenaufnahme zur Verfügung ge-
stellt.  Darüber  hinaus  besteht  die  Möglichkeit  im
Rahmen von E-Government, Geschäftsprozesse ef-
fizienter zu gestalten und Bürokratie abzubauen.

In der Polizei Bremen und der Ortspolizeibehör-
de Bremerhaven gibt es bereits Überlegungen zur
Erweiterung des Internetauftrittes in diese Richtung.
Die Polizei Bremen hat eine Projektgruppe einge-
richtet, die derzeit sowohl die fachlichen Anforde-
rungen als auch die finanziellen und personellen
Auswirkungen einer solchen Maßnahme prüft. –
Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage?

(Abg. H e r d e r h o r s t  [CDU]: Nein,
danke!)

Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die  zehnte  Anfrage  steht  unter  dem  Betreff
„Selbstüberprüfung der Bremer Schulen“. Die An-
frage ist unterzeichnet von den Abgeordneten Roh-
meyer, Kastendiek und Fraktion der CDU.
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Bitte, Herr Kollege Rohmeyer!

Abg. Rohmeyer (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Kennt der Senat das von der Bertelsmann-
Stiftung angebotene Selbstüberprüfungsmodell, das
als eine wichtige Ergänzung der externen Überprü-
fung  der  Leistungen  von  Bremer  Schulen  dienen
kann, und wie bewertet er dieses?

Zweitens: Inwiefern beabsichtigt der Senat, sich
an der Umsetzung dieses Projektes auch in Bremen
zu beteiligen?

Drittens: Welchen Fortschritt machen die Planun-
gen der Bildungsbehörde in Bezug auf die Schaf-
fung  geeigneter  externer  und  interner  Überprü-
fungsinstrumente für Bremer Schulen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins und zwei: Die Bertelsmann-Stiftung
hat im Rahmen ihres „Internationalen Netzwerks
Innovativer Schulen, INIS“ ein Instrument standar-
disierter Selbstevaluation erprobt. Der Senat bewer-
tet diese Form der Selbstevaluation der Schulen als
einen  sinnvollen  und  anspruchsvollen  Weg,  sich
Klarheit über die Qualität von Unterricht und Schul-
leben zu verschaffen. In einem Gespräch ist gegen-
über der Stiftung bereits großes Interesse an dem
Einsatz des Instruments signalisiert worden. Zu den
fachlichen  Rahmenbedingungen  eines  möglichen
Einsatzes finden im Augenblick Gespräche mit der
Stiftung statt.

Zu Frage drei: Im letzten Jahr wurden in Bremer
Schulen unterschiedliche Instrumente interner Eva-
luation eingesetzt. Darüber hinaus wurden 27 Grund-
schulen von externen Experten begutachtet. Die Bil-
dungsbehörde wird die unterschiedlichen Ansätze
aufeinander abstimmen und zu einer Gesamtstrate-
gie bündeln. Die Arbeit wird bis Ende des Jahres ab-
geschlossen sein. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident  Weber:  Haben  Sie  eine  Zusatzfrage,
Herr Kollege? – Bitte sehr!

 Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Senator, Sie spra-
chen in der Antwort auf die Frage eins und Frage
zwei davon, dass im Augenblick Gespräche statt-
finden und gegenüber der Stiftung ein großes Inter-
esse signalisiert wurde. Wie konkret sind diese Ge-
spräche, sind das noch Gespräche oder schon Ver-
handlungen, und welcher Kostenrahmen könnte dort
für die Freie Hansestadt entstehen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Der Kostenrahmen ist trotz unse-
rer Haushaltsnotlage realisierbar, weil es sich im
Prinzip um Fragebögen handelt, die in die Schulen
gegeben werden, um von den beteiligten Schüle-
rinnen und Schülern, Lehrerinnen und Lehrern so-
wie Eltern beantwortet zu werden. Ich kann es nicht
genau quantifizieren, ich kann es in der Deputation
sicherlich nachreichen, aber das ist nicht von dem
Ausmaß, als würden wir die Schulen extern durch
die Expertenteams begutachten lassen. Das ist viel,
viel aufwendiger.

Das Gespräch, das ich mit der Stiftung vor eini-
gen Monaten geführt habe, war zunächst ein Ge-
spräch, in dem uns die Stiftung über dieses neue
Instrumentarium informiert hat. Wir waren sehr an-
getan, und dann habe ich beauftragt, dass innerhalb
der Behörde die weiteren Arbeitsschritte umgesetzt
werden, weil wir der Meinung sind, dass das ein sehr
gutes internes Selbstevaluierungsinstrumentarium
ist. Deshalb haben wir gesagt, wir wollen es unbe-
dingt mit in das große Programm der Qualitätsstei-
gerung unserer Schulen einbauen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Können Sie ungefähr ei-
nen Zeitraum skizzieren, bis wann diese Gespräche
oder Verhandlungen abgeschlossen sein könnten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich habe erbeten, dass das bis En-
de des Jahres beschlussreif für die Deputation vor-
liegt.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die elfte Anfrage trägt die Überschrift „Zuneh-
mende Kooperation zwischen Krankenhäusern mit
Krankenkassen“. Die Anfrage trägt die Unterschrif-
ten der Abgeordneten Frau Tuczek, Kastendiek und
Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Tuczek!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Wir fragen den Senat:

Inwieweit ist dem Senat die aktuelle „Kranken-
haus Trend“-Studie von Mummert Consulting be-
kannt, nach der die Krankenhäuser in Zukunft im-
mer häufiger Kooperationen mit den Krankenkassen
eingehen?

Welche Auswirkungen haben diese Kooperatio-
nen  auf  die  Landeskrankenhausplanung,  wenn
Krankenhäuser direkt Verträge über Leistungspa-
kete mit den Krankenkassen aushandeln?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Röpke.
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Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Bei der angesprochenen „Krankenhaus Trend“-
Studie handelt es sich um einen Bericht über The-
men und Trends im Gesundheitsmarkt. Er wurde auf
der Basis einer Internetbefragung von fast 300 Füh-
rungskräften aus dem Gesundheitswesen von April
bis Juni 2004 erstellt.

Die Befragten messen der Kooperation besonders
mit Krankenkassen hohe Bedeutung bei. Dabei geht
es nach der Studie vor allem um die Ausweitung des
Leistungsspektrums durch vertraglich zu vereinba-
rende, zusätzliche rehabilitative, pflegerische und
ambulante Leistungen. Ziel ist eine „Rundumversor-
gung“ für den Patienten oder die Patientin.

Es ist kein direkter Zusammenhang mit der Lan-
deskrankenhausplanung zu sehen. Vielmehr geht es
vorrangig um krankenhaus- und krankenkassenin-
dividuelle betriebliche Strategien zur Verbesserung
der Wettbewerbsposition. Regelungen des Gesetz-
gebers,  zum  Beispiel  zur  integrierten  Versorgung
und zur Einrichtung medizinischer Versorgungszen-
tren, unterstützen diese Entwicklung. Grundlage ist
unter anderem der durch den Krankenhausplan fest-
gelegte  Versorgungsauftrag  als  Kernleistung  des
Krankenhauses. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident  Weber:  Haben  Sie  eine  Zusatzfrage,
Frau Kollegin? – Bitte sehr!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Frau Senatorin, Sie sa-
gen, es ist kein direkter Zusammenhang mit der Lan-
deskrankenhausplanung herzustellen. Aber wie kön-
nen Sie denn sicherstellen, dass Doppelstrukturen
vermieden werden, wenn die Kassen und die Kran-
kenhäuser eben bilaterale Verträge aushandeln für
bestimmte  Leistungspakete,  wobei  wir  doch  jetzt
schon im Krankenhausplan festgelegte Schwerpunk-
te haben, die, wie wir wissen, unterlaufen werden,
obwohl wir die arbeitsteilige Koordinierung haben,
wobei die medizinischen Schwerpunkte ja festge-
legt sind?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Aber das ist doch kein Wider-
spruch! Die Landeskrankenhausplanung macht ja
eine Kernplanung, zum Beispiel eine Kompetenz-
planung, welche Schwerpunkte wo behandelt wer-
den in den Krankenhäusern. Worum es hier geht, und
das ist auch das, was Mummert und Partner consul-
tingmäßig  aufgearbeitet  haben,  sind  die  strategi-
schen Ziele der einzelnen Akteure im Gesundheits-
wesen, zum Beispiel: Wo können wir noch Syner-
giepotentiale ausschöpfen, wo können wir noch un-
sere Marktanteile verbessern, wo können wir noch
weitere strategische Punkte entwickeln? Da ist na-
türlich die Kooperation mit den Krankenkassen ge-

nauso wie Kooperationen mit anderen Partnern ein
ganz wichtiger Punkt, wenn man vor allen Dingen an
die integrierte Versorgung denkt, was ja eine neue
Regelung nach dem Gesundheitsmodernisierungs-
gesetz ist.

Das  sind  doch  ganz  klassische  Aufgaben  der
Selbstverwaltung, wo die Krankenhäuser innerhalb
ihrer Kernkompetenzen diese individuellen Verträ-
ge aushandeln. Das ist doch nicht Aufgabe der Lan-
deskrankenhausplanung. Das kann man doch ohne
große Schwierigkeiten unter einen Hut bringen. Die
Landeskrankenhausplanung ist doch das Dach hier
im Lande Bremen, wie wir aufgestellt sind. Wie die
Krankenhäuser ihre Versorgung organisieren, das
ist dann ihre Verantwortung. Da wird doch die Kran-
kenhausplanung nicht eine Planwirtschaft organi-
sieren können.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage?

(Abg. Frau T u c z e k  [CDU]: Danke
schön!)

Das ist nicht der Fall.

Ich rufe die zwölfte Anfrage in der Fragestunde
auf,  die  sich  mit  dem  Thema  „Dioxin-Belastung
durch Kieselrotflächen“ befasst. Die Anfrage trägt
die Unterschriften der Abgeordneten Frau Dr. Ma-
thes, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen.

Bitte, Frau Dr. Mathes!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Wir fragen den Senat:

Erstens: Bei welchen Kieselrotflächen ist die zum
Zwecke der Langzeitsicherung durchgeführte Über-
bauung vor mehr als zehn Jahren erfolgt?

Zweitens: Wie bewertet der Senat die Freisetzung
von Dioxinen aufgrund der Abnutzung dieser Über-
bauung?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Eckhoff.

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage eins: Seit mehr als zehn Jahren durch
Überbauung langzeitgesichert sind in Bremen Teil-
flächen der Kinderspielplätze Auf dem Beginenlan-
de, Bromberger Straße, Huckelrieder Park, Turner-
straße,  Halberstädter  Straße,  der  Schulen  Carl-
Goerdeler-Straße, Gottfried-Menken-Straße, Horner
Heerstraße, Lange Reihe, Rekum, der Jugendfrei-
zeiteinrichtung Marienwerderstraße sowie der Sport-
anlagen Carl-Goerdeler-Straße, Nürnberger Straße,
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Rablinghauser Deich, Schulstraße und in der Pauli-
ner Marsch.

Zu Frage zwei: Anhaltspunkte für eine Freisetzung
von Dioxinen aufgrund der Abnutzung der Überbau-
ung liegen nicht vor. Alle gesicherten Kieselrotflä-
chen mit ihren jeweiligen Sicherungselementen un-
terliegen der halbjährlichen Sicherheitskontrolle und
werden zusätzlich im Rahmen der regulären Pflege
und Unterhaltung durch Stadtgrün Bremen bezie-
hungsweise dem Bauamt Bremen-Nord je nach Sai-
son in der Regel zwei- bis vierwöchentlich gesich-
tet. Darüber hinaus erfolgen einmal jährlich zusätz-
liche Ortsbegehungen unter Beteiligung von Vertre-
tern des Senators für Bau, Umwelt und Verkehr so-
wie des Gesundheitsamtes Bremen.

Die Erfahrungen haben gezeigt, dass die in Bre-
men durch Überbauung langzeitgesicherten Flächen
nach wie vor das erforderliche Sicherheitsniveau
sehr gut gewährleisten. Hingewiesen sei zur weite-
ren Information auf den Bericht der Verwaltung
„Gesicherte dioxinbelastete Kieselrotflächen in der
Stadtgemeinde Bremen“ für die Sitzung der Depu-
tation für Umwelt und Energie am 30.Oktober 2003.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage,
Frau Kollegin? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Ich habe eine Zusatzfrage, die ich kurz mit einem
Zitat aus der Deputationssitzung zu der Zeit, als die
Flächen gesichert wurden, einführen möchte. Da
hieß es nämlich: „Diese Form der Langzeitsicherung
kann und soll eine endgültige Sanierung der kiesel-
rotbelasteten Flächen in keinem Fall ersetzen, son-
dern ist lediglich als ausreichende Maßnahme zu
verstehen, bis entweder eine umfassende Erneue-
rung des Oberbaus aufgrund regulärer Abnutzung
ansteht oder bis geeignete Techniken und ausrei-
chende Kapazitäten für eine Vollsanierung verfüg-
bar sind.“

Herr Senator, würden Sie mir zustimmen, dass das
im Prinzip der wesentliche Zeitraum ist, wo nämlich
die zweite Bedingung jetzt da ist, dass Kapazitäten
vorhanden sind für die Entsorgung dieser Materia-
lien?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Nein, da würde ich Ihnen nicht
zustimmen! Zum einen habe ich ja ausgeführt, dass
die Sicherung dieser Flächen nach wie vor zu sehr
befriedigenden Ergebnissen führt, zum anderen geht
die Entwicklung der Techniken, was die Entsorgung
von Kieselrot betrifft, weiter, und die Entsorgung
wird auch deutlich günstiger. Drittens haben wir vor,
weil unterschwellig der Vorwurf kam, dass das even-
tuell eine endgültige Maßnahme ist, das ist es aber
nicht, in den Jahren 2006 bis 2010, auch gerade jetzt
über die Verhandlung des AIP, Mittel einzuwerben,

um nach und nach diese Flächen auszutauschen und
nach dem neuesten Stand der Technik zu entsorgen.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage?

(Abg. Frau D r .  M a t h e s  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Nein, danke!)

Lieber Herr Kollege Wedler, die Zeit für die Fra-
gestunde ist abgelaufen, Sie können leider Ihre in-
teressante Frage zu der KMK nicht mehr stellen.

Meine Damen und Herren, damit ist der Tages-
ordnungspunkt eins erledigt.

Bevor ich den Tagesordnungspunkt zwei aufrufe,
darf ich auf der Besuchertribüne recht herzlich ei-
nen Türkischkurs des zwölften Jahrgangs vom Schul-
zentrum Carl von Ossietzky aus Bremerhaven be-
grüßen. Herzlich willkommen!

(Beifall)

Des Weiteren möchte ich mitteilen, bevor ich den
nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, dass inzwi-
schen interfraktionell vereinbart wurde, die Tages-
ordnungspunkte elf, Entwicklung der BLG Logistics
Group, und 19 in Verbindung mit 20, Keine Rück-
nahme der Rechtschreibreform! beziehungsweise
Modifizierung der neuen Rechtschreibung, in der
Beratung miteinander zu tauschen.

Aktuelle Stunde

Meine Damen und Herren, für die Aktuelle Stun-
de ist von den Abgeordneten Dr. Güldner, Frau Lin-
nert und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen folgen-
des Thema beantragt worden:

Atlantik Hotel SailCity Bremerhaven:
Vier Sterne – vierfach gefördert.

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Dr. Gloystein.

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir be-
handeln heute in der Aktuellen Stunde die Geschich-
te eines Projektes, das sich über die Jahre hinweg
von einem privaten Hotelbau zu einem mit Subven-
tionen – wenn man es vorsichtig ausdrückt – über-
versorgten Behördenhochhaus entwickelt hat, und
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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zwar zu einem Behördenhochhaus de luxe, um es
genau zu sagen, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir alle kennen in dieser neudeutschen Umschrei-
bung dessen, was seit vielen Jahren passiert, den
Begriff PPP, Public private partnership. Es soll auf
Deutsch heißen, der Staat arbeitet mit Privaten zu-
sammen, um Projekte durchzuführen. Ich habe an
dieser  Stelle  von  keiner  der  Fraktionen  bisher
grundsätzliche Kritik an dieser Vorgehensweise ge-
hört. Auch die Grünen tragen dieses grundsätzliche
Konzept mit, weil vollkommen klar ist, dass private
wirtschaftliche  Aktivitäten  in  staatliches  Handeln
einbezogen  werden  müssen,  weil  der  Staat  nicht
mehr in der Lage ist, allein viele Dinge zu stemmen,
so weit, so schön!

Sie haben aber, glaube ich, in diesem Beispiel die-
ses PPP, Public private partnership, etwas ergänzt,
indem Sie noch ein P hinzugefügt haben, bei Ihnen
ist das jetzt PPPP, Pure public and private profit. Das
ist ein neues Konzept, was Sie hieraus entwickelt
haben, und das tragen wir nicht mit, meine Damen
und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zu Deutsch heißt das, der Staat zahlt, und Private
haben den Profit davon, und das kann für den Staat
nicht gut sein. Das ist vielleicht nicht die vorderste
Kritik, aber das kann nicht gut sein für die Projekte
und für die Menschen, für die diese Projekte ent-
wickelt werden sollen. An dieser Stelle geht es ja
auch um den Inhalt dieser Fragen.

Es geht darum, dass nichts dagegen spricht, in dem
Gesamtprojekt Alter/Neuer Hafen in Bremerhaven
Dinge zu tun, die Bremerhaven sicherlich gut tun.
Ich glaube, dass wir einer Meinung sind, dass das
eine besondere Stelle ist, um in Bremerhaven auch
eine besondere Entwicklung voranzutreiben, ob das
nun Klimahaus oder Mediterraneum ist. Warum soll-
te nicht ein Hotel dazugehören, das Private an die-
ser Stelle errichten, um – und so ist ja, glaube ich,
auch der Gedanke, der nachvollziehbar ist – zum
Beispiel die durch das Auswandererhaus in Zukunft
hoffentlich hereinströmenden Touristen aus den USA
und aus anderen Ländern adäquat unterzubringen?
Kein Mensch würde vernünftigerweise dieses Grund-
konzept hier in Frage stellen.

Es geht also darum, ob dieses Konzept in dieser
Form, in diesem Finanzgebaren und vor allen Din-
gen  auch  in  der  Dimension,  wie  es  jetzt  geplant
ist, so sinnvoll und vernünftig ist. Genau darum geht
in dieser Frage der Streit zwischen Ihnen und uns.
Ich weiß nicht, wer von Ihnen, von uns war es noch
niemand, schon einmal in Dubai war und in dem Ho-

tel Buri al Arab den einen oder anderen Tag ver-
bracht hat.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Kann man ja
einmal machen!)

Sie  schlagen  gleich  eine  Deputationsreise  vor,  da
müsste man noch einmal schauen. Dieses Hotel in
Dubai ist eine so genannte weltweite Landmark, das
ist schon klar. Das heißt, wenn Sie weltweit führen-
de, außerordentliche, in diesem Fall mit sechs Ster-
nen versehene Hotelbauten zu Gesicht bekommen,
dann ist das Buri al Arab in Dubai an vorderster Stel-
le. Die Frage ist nur, wenn wir uns Bremerhaven an-
schauen, ist ein solches Projekt, mit dem man ver-
sucht, Dubai und das Buri al Arab nachzuahmen,
wirklich gezielt und präzise genau das, was Bremer-
haven in dieser Situation braucht! Die Grünen sa-
gen, das ist so nicht der Fall, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Gerade wenn man sich die Entwicklung vom Ho-
tel zum Behördenhochhaus anschaut, wird daraus
etwas, was für die Menschen in Bremerhaven nur
sehr schwer nachvollziehbar sein wird. Zu den Ko-
sten und zu den Finanzierungen komme ich gleich
noch. Es wird ein staatlich gefördertes Luxusobjekt,
wo doch Bremerhaven dem Standort gemäße be-
scheidene, aber trotzdem dynamische und kräftige,
quasi aus sich heraus wachsende Entwicklungen viel
besser getan hätten als dieses Projekt.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: CT IV!)

Sie haben es doch am Space-Park gesehen – ja, Herr
Günthner kennt sich im Hafen aus, das ist schön! –,
dass Projekte, die auf eine Entwicklung aufgepfropft
sind und nicht passen, letztendlich dann von der
Bevölkerung auch nicht angenommen werden.

Nun kommen wir zu dem Punkt der Förderung
dieses Objektes, darum soll es hier heute auch ge-
hen. Es ist ein Beispiel, was wir auch in Bremen öf-
ter hatten. Private Investoren haben nun auch ge-
merkt, dass Bremen ein Haushaltsnotlageland ist und
wir große Probleme haben und sie nur lange genug
warten müssen, um immer eine Subvention nach der
anderen für ein Projekt zu kassieren, indem sie ein-
fach sagen, wenn wir in diesen Verhandlungen ein
bestimmtes Ergebnis nicht erreichen, dann ziehen
wir uns aus dem Projekt einfach zurück, und ihr habt
dann keine Chance, lieber bremischer Staat, lieber
bremischer Senat, lieber Bremerhavener Magistrat,
diese Projekte ohne uns zu entwickeln. Das ist eine
Situation, die einige mit Erpressung umschrieben ha-
ben. Ich selbst würde nicht so weit gehen und wür-
de sagen, es ist einfach eine sehr gute Verhandlungs-
position für diese privaten Investoren, meine Damen
und Herren.
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Schauen wir einmal, wie dieses vermeintlich pri-
vate Investitionsprojekt staatlich gefördert wird! Es
wird gefördert, indem die 23 Millionen Euro teure
Tiefgarage zu 100 Prozent durch die diese Tiefgara-
ge anmietende Stäpark, die Bremerhavener Gesell-
schaft für die Parkraumbewirtschaftung, finanziert
wird. Das wird dadurch deutlich, dass „der Miet-
zins, den die Stäpark zahlen wird, sich nach den Til-
gungs- und Finanzierungsnotwendigkeiten richtet“.
Auf Deutsch gesagt, es ist null unternehmerisches
Risiko, und jede Investition wird zu 100 Prozent von
einer öffentlichen Gesellschaft wie hier der Stäpark
vergütet. Das heißt, es ist eine zu 100 Prozent staat-
lich finanzierte Investition. Von unternehmerischem
Risiko, von dem uns hier die Herren Hattig und Per-
schau und jetzt auch Herr Gloystein immer wieder
das Hohelied singen, kann in diesem Fall überhaupt
keine Rede sein.

(Beifall  beim  Bündnis  90/Die  Grünen  –
Bürgermeister D r .  G l o y s t e i n :  Viel-

leicht singe ich ja gar nicht!)

In der Tat, Herr Gloystein, wissen wir noch nicht,
auch wenn Sie hier singen würden, ob wir das tat-
sächlich schätzen würden.

Der zweite Punkt ist die Aussichtsplattform, die
als touristisches Highlight in dem Hotel geplant ist
und für den privaten Hotelbesitzer und -betreiber
einen  enormen  Werbeeffekt  hat,  weil  man  damit
selbstverständlich in Übersee und wo auch immer
für Hoteltouristen werben kann. Diese Aussichts-
plattform wird mit weiteren 2,6 Millionen Euro durch
die staatliche Entwicklungsgesellschaft für den Al-
ten/Neuen Hafen gefördert.

Als Nächstes kommen nun als Anlass für diese
Aktuelle Stunde weitere 4,4 Millionen Euro Direkt-
subventionen  als  GRW-Mittel  für  den  Hotelanteil
hinzu, weil dies nur dafür zulässig wäre. Was an die-
ser Stelle auffällig ist, aber nicht aufgeklärt werden
kann, ist, dass die Zahlen, die in den unterschied-
lichsten Gremien genannt worden sind über das Vo-
lumen der Gesamtinvestition und über den Hotel-
anteil  am  Gesamtvolumen  der  Investition,  außer-
ordentlich differieren. Man kann vorsichtig gespro-
chen die Vermutung haben, dass sowohl das Ge-
samtvolumen des Projektes als auch der Anteil des
Hotels künstlich hochgerechnet worden ist, um auch
die Subventionen, die auf diesen Anteil lediglich pro-
zentual gezahlt werden können, möglichst hoch aus-
fallen zu lassen. Auch das sieht nicht besonders gut
aus und muss an dieser Stelle noch einmal kritisiert
werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der letzte Punkt – er wird aber nicht der letzte
bleiben, die Vorhersage wage ich – ist der Mietver-

trag, den bremenports zu sage und schreibe 14,13
Euro pro Quadratmeter abgeschlossen hat. Es sol-
len in diesem „Hotel“ für 763 000 Euro im Jahr zu-
züglich Energiekosten 4500 Quadratmeter Büroflä-
che angemietet werden.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Wir haben es ja!)

Bisher hat bremenports Räumlichkeiten unterhalten,
die im Schnitt 6,72 Euro pro Quadratmeter koste-
ten, das heißt, sie hatten 7800 Quadratmeter für
630 000 Euro bekommen, nun bekommen sie 4500
Quadratmeter für rund 133 000 Euro mehr im Jahr.
Wenn bremenports zuviel Cash im Cash Manage-
ment hat, dann soll sie dieses Cash bitte schön in
die bremischen Häfen und in Bremerhaven in die
Häfen investieren und nicht in ihre eigenen Paläste.
Das erinnert auch sehr stark an das Gebaren der
BIG, wenn man sieht, was für ein Gebäude sich die
BIG im Kontorhaus hingestellt hat, das ebenfalls
genau wie diese Geschichte niemals allein vom Markt
so getragen worden wäre.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. Die DE-
HOGA, der Gaststätten- und Hotelverband, hat die
ganze Geschichte noch einmal auf den Punkt ge-
bracht. Das ist keine direkt im Büro der Grünen an-
gesiedelte Organisation, sondern die ist eher han-
delskammerfreundlich. Sie hat den Wirtschaftssena-
tor  angeschrieben  und  hat  ganz  dringend  ange-
mahnt, in einer Situation wie in Bremen und Bre-
merhaven nicht durch staatliche Subventionen in
Projekte, die in ihrer Dimension äußerst fragwürdig
sind und die vom Markt her niemals so zustande ge-
kommen wären, wettbewerbsverzerrenderweise die
anderen Hotel- und Gaststättenbetriebe in Bremer-
haven durch Subventionen zu schädigen.

Ich glaube, dass Sie hier einen großen Fehler ma-
chen, indem Sie hier ein Projekt ins Leben gerufen
haben, das Sie nur durch immer weitere künstliche
Subventionen finanzieren können. Ich warte schon
auf die nächsten staatlich orientierten Mieter, die
noch zusätzlich in dieses Gebäude einziehen. Beim
Polizeihaus hatten wir das gleiche Problem. Ich glau-
be, dass Sie hier einen großen Fehler machen, und
wenn Sie es sich nicht von den Grünen sagen las-
sen, dann lassen Sie es sich von der Handelskam-
mer oder der DEHOGA sagen! Auf diese Art und
Weise werden Sie Bremerhaven nicht gesund sub-
ventionieren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Breuer.
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Abg. Breuer (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich stimme mit einigen oder sogar
mit vielen Ihrer Grundsätze, Herr Güldner, die Sie
hier vorgetragen haben, überein. Mir wäre es na-
türlich auch viel lieber, wir bräuchten das hier heu-
te nicht so zu diskutieren, sondern es hätte hier eine
zu 100 Prozent private Investition gegeben, wo wir
dann hätten erwarten können, dass dieser private
Investor und Betreiber anschließend auch genügend
Einnahmen oder genügend Geld in Bremerhaven
verdient, dass dies dann erfolgreich zustande kommt.
Sie haben nach meiner Auffassung allerdings die
Situation in Bremerhaven dabei völlig außer Acht
gelassen.  Sie  haben  nur  in  einer  Bemerkung  er-
wähnt, man sollte doch stärker darauf setzen, das
zu unterstützen, was sich aus sich heraus in Bremer-
haven entwickelt.

Wir erleben leider an dieser hervorragenden Stelle
der Stadt am Alten/Neuen Hafen in Bremerhaven
seit Jahren, dass wir große Probleme haben, selbst
wenn wir mit staatlicher Unterstützung die Infra-
struktur bereitstellen, also Kajensanierung machen,
Straßen und Plätze herrichten, dennoch die Investo-
ren, die wir in Bremerhaven brauchen, nicht Schlan-
ge stehen. Es hat in Bremerhaven gerade in diesem
Bereich viele Versuche gegeben, hier etwas Attrak-
tives für die Stadt zustande zu bringen, was ja, das
wissen wir alle, in vielen Bereichen nicht funktio-
niert hat, ob das nun Herr Chermayeff  oder am Ende
Herr Köllmann war, der es auch nicht hinbekom-
men hat und wo es nicht funktioniert hat. Ich bin
heute allerdings froh, dass wir bei Herrn Köllmann
einigermaßen gut davongekommen sind.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Dann muss man sich doch nicht
dem  nächsten  Ausplünderer  an  den  Hals

werfen!)

Wir kommen damit ja nicht weiter, indem wir dies
nur kritisieren und sagen, Gott sei Dank, oder es hat
nicht funktioniert, sondern es geht ja darum, wie be-
kommen wir denn an dieser hervorragenden Stelle
der Stadt in Bremerhaven etwas hin, was letztend-
lich dazu führt, die Stadt nach vorn zu bringen.

Dann haben sich nach dem Köllmann-Desaster in
Bremerhaven drei Private gefunden, einmal jemand,
der ein Hotel bauen wollte, ein anderer wollte ein
Einkaufszentrum mit italienischem Flair bauen und
jemand, der das so genannte Klimahaus entwickelt
hat und es betreiben wollte. Das müssen Sie dann
auch zu Kenntnis nehmen, Herr Güldner. Wir in Bre-
merhaven waren sehr froh festzustellen, dass es doch
noch drei zu geben scheint, die in dieser Stadt et-
was machen wollen, nicht nur in der Situation, in
der sich Bremerhaven befindet, sondern der Einzel-
handel hat ja nicht nur in Bremerhaven Schwierig-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

keiten, sondern inzwischen bundesweit, dass es hier
drei Unternehmer gibt, die in Bremerhaven etwas
machen wollen.

Natürlich hätte ich mir gewünscht, das hätte so
funktioniert, dass wir das mit weniger staatlicher
Unterstützung  hinbekommen  hätten.  Ich  sehe  es
heute so, dass es äußerst problematisch war, dies
hinzubekommen. Dann hat man in Bremerhaven
überlegt, auch in Verhandlungen mit den privaten
Betreibern, wie können wir dieses Projekt doch für
Bremerhaven hinbekommen, was sich insgesamt,
auch dieses Hotel, positiv bewährte. Ich glaube,
wenn wir die Chancen, die sich daraus für Bremer-
haven ergeben, jetzt nicht nutzen würden, dann
würden wir wieder zu einem Scheitern des Gesamt-
projektes kommen.

Es geht hier eben nicht nur um das Hotel, es ist ja
insgesamt so angelegt, dass diese drei Komponen-
ten Klimahaus, Hotel und Einkaufszentrum zusam-
menwirken sollen. Das ist, glaube ich, eine der letz-
ten Chancen, die wir haben, sonst werden wir dort
auf Jahrzehnte eine Brachfläche haben. Was das für
die Stimmung in Bremerhaven bedeuten würde, das
möchte ich mir heute gar nicht ausmalen. Von da-
her so schlicht und ergreifend zu sagen, das alles ist
viel zu hoch subventioniert, wir stellen das jetzt wie-
der ein und lassen dort etwas anderes aus sich selbst
heraus  entstehen,  wird  in  Bremerhaven  so  nicht
funktionieren.

Deshalb auch bei allen Bedenken, die ich selbst
daran habe, auch was die Frage von Parkraum an-
geht, dass über unsere städtische Gesellschaft, so
scheint es ja wohl zu sein, ich habe das bisher auch
nur gehört, ich kenne da keine Verträge, ein Stück
weit auch sichergestellt wird –

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: 25 Jahre!)

regen Sie sich doch nicht so auf, ich bin doch gar
nicht so weit weg von Ihnen! –, dass die private In-
vestition sicher refinanziert wird über die Miete der
Stäwog. Das heißt, das Risiko liegt natürlich hier
ganz stark bei dem Bremerhavener Haushalt.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Gut erkannt!)

Was wir neulich in den Wirtschaftsförderungsaus-
schüssen beschlossen haben, das ist vom Grundsatz
für mich überhaupt kein Problem. Das ist eine GRW-
Förderung, die nach den Richtlinien des Landes für
Bremerhaven zulässig ist. Ich gehe davon aus, dass
die Zahlen, die uns da vorgelegt worden sind, auch
so stimmen. Mit dieser so genannten Investition habe
ich überhaupt keine Probleme.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wie man da große Firmen klein

macht, das ist auch interessant!)
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Das jetzt so emotional hochzustilisieren nach dem
Motto, jetzt sitzen da ehemalige Beamte, jetzt Be-
schäftigte einer bremischen Gesellschaft, in hoch-
herrschaftlichen Palästen und führen da ein gutes,
nettes Leben, das ist so eine Art Neiddiskussion, die
dort stattfindet. Etwas anderes ist das doch nicht,
Herr Güldner, was Sie dort machen. Das würde ja
bedeuten, konsequent hätten Sie hier eigentlich sa-
gen  müssen,  das  ist  doch  für  Bremerhaven  eine
Nummer  zu  groß,  es  reicht  doch  aus,  wenn  ihr  in
Bremerhaven  Ein-  oder  Zwei-Sterne-Hotels  baut,
und die sollten nicht höher werden als drei Stock-
werke. Das ist eine Unsinndiskussion.

Die gleiche Frage ist das, was Sie mit der DEHO-
GA angesprochen haben. Wenn in Bremerhaven ein
Vier-Sterne-Hotel gebaut wird, wo ist das eine Kon-
kurrenz für die anderen Hotels, die wir in der Stadt
haben? Es ist überhaupt gar keine, weil das, wenn
es denn erfolgreich sein wird – das hoffe ich sehr –,
natürlich einen vollkommen anderen Kundenkreis
anspricht als die Hotels, die wir in Bremerhaven ha-
ben. Auch die Aussage, die Hotels in Bremerhaven
hätten im Schnitt nur eine Auslastung von 29 Pro-
zent, das ist eben eine durchschnittliche Größe. Es
gibt Hotels in Bremerhaven, insbesondere das Ho-
tel im Fischereihafen, das eine wesentlich bessere
und höhere Auslastung hat und sehr gut läuft.

Wir haben in Bremerhaven aber nicht das Pro-
blem, dass wir zu viele Hotels haben, sondern wir
haben gerade einmal in zentraler Lage in der In-
nenstadt ein Hotel, das sozusagen in den nächsten
zwei Jahren schließen wird.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist ja daran gekoppelt worden!)

Das heißt, wir haben eigentlich einen zusätzlichen
Bedarf an Hotelbetten in Bremerhaven. Ich finde es
auch gut, dass wir in Bremerhaven den Versuch un-
ternehmen und nicht nur sagen, für die Bremerha-
vener Besucher reicht ein Zwei-Sterne-Hotel oder
Übernachtungsmöglichkeiten in Gewoba-Wohnun-
gen, sondern wir wollen für die Gäste, die hoffentlich
zusätzlich nach Bremerhaven kommen, auch hier et-
was bieten, das eine etwas höhere Qualität hat.

(Beifall bei der SPD)

Die Finanzierung, wie das mit dem Hotel gelau-
fen ist, das kann ich Ihnen sagen, meine Damen und
Herren, löst auch bei mir keine Begeisterung aus.
Ich sehe allerdings eine große Gefahr, wenn wir die-
ses Teil kippen würden – –.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Augen zu und durch! Es ist im-
mer dasselbe! – Zuruf der Abg. Frau H o c h

[Bündnis 90/Die Grünen])

Beim Space-Park war ich ja noch nicht dabei. Nein,
so extrem sage ich das ja gar nicht, Frau Hoch! Ich
sage nur, man muss sich dabei überlegen, wenn Sie
zu einer anderen Entscheidung kommen und sagen,
wir lehnen das Hotel ab, dann habe ich ja gar nichts
dagegen einzuwenden. Wir sind eben der Auffas-
sung, dass wir eine Chance haben. Wenn wir dieses
einzelne Teil kippen, besteht die große Gefahr, dass
auch die anderen beiden Komponenten nicht ver-
wirklicht werden können, was wiederum dazu füh-
ren würde, dass wir dort dann eine Brache haben.

Dass wir in den letzten vier Jahren doch inzwi-
schen etwas in der Nach-Köllmann-Ära zustande
gebracht haben, das können Sie dort inzwischen se-
hen.

(Beifall bei der SPD – Abg. Frau L i n n e r t
[Bündnis  90/Die  Grünen]:  Da  muss  man
sich doch nicht an den Nächsten ketten!)

Wenn ich mir den Zoo anschaue, wenn ich mir das
ansehe, was mit der Schleuse entsteht und was da-
nach auch an privaten Investitionen entsteht, dann
glaube ich schon, dass das funktionieren wird, ich
hoffe es zumindest. Wir haben heute, das habe ich
im Radio gehört, die Grundsteinlegung des Auswan-
dererhauses. Übrigens – das darf ich hier eben ein-
mal bemerken – es wäre ganz gut gewesen, wenn
die Grundsteinlegung nicht gerade heute stattge-
funden hätte, wenn wir hier tagen, dann hätten viel-
leicht auch ein paar Bürgerschaftsabgeordnete zu
der Grundsteinlegung fahren können.

(Beifall bei der SPD)

Bei allen Risiken, die wir noch in dem Bereich ha-
ben, ein Risiko habe ich heute noch in der „Nord-
see-Zeitung“ gelesen, dass der Investor, der dort das
Einkaufszentrum bauen will, sagt, er müsse natür-
lich erst einmal 70 Prozent Auslastung mit den Miet-
verträgen haben, bevor er anfängt zu bauen, mir ist
es durchaus bewusst, dass hier ein weiteres Risiko
besteht, sollten wir insgesamt nicht so kleinmütig
sein und sagen, das können wir in Bremerhaven
nicht machen, wir kippen dies alles wieder, sondern
ich glaube, dass es noch genug Chancen gibt, dass
wir 2007, hoffe ich, so weit sein werden, dass an die-
ser Stelle erfolgreich etwas für Bremerhaven entstan-
den ist. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Bödeker.

Abg. Bödeker (CDU): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen, meine sehr geehrten Herren! Es
ist hier in der Diskussion einiges durcheinander ge-
gangen, und ich glaube, man muss zunächst einmal
zur Ausgangslage zurückkehren. Die aktuelle Lage
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in  Bremerhaven  ist:  der  höchste  Sozialhilfestand,
achtzehnprozentige Arbeitslosigkeit, Sinken der Kauf-
kraft. Ich denke, die große Koalition hat verschiede-
ne Maßnahmen beschlossen, um dagegen anzuge-
hen. Schwerpunkt der Investitionen ist ja Bremerha-
ven. Das ist allgemein bekannt, und ich denke, das
ist auch allgemein einzusehen.

Ich glaube, das, was die Grünen hier, ich will es
einmal vorsichtig ausdrücken, veranstalten, man hat
es ja schon vor der Deputationssitzung in einer Pres-
seerklärung gesehen, ist natürlich der Versuch, den
Touch hineinzubringen, es könnte alles nicht ganz
mit rechten Dingen sein, da wird sehr viel gefördert.
Ich sage Ihnen einmal ganz deutlich: Es ist eine ganz
klare Vorlage, die Vorlage sagt ganz klar Gemein-
schaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur, und dort können Hotels gefördert
werden. Die Zahlen sind eindeutig. Die Entschei-
dung ist nach meiner Auffassung richtig.

Wenn Herr Güldner jetzt hier erklärt, na ja, für
Bremerhaven so ein Buri al Arab, das brauchen die
nicht, wir sind ja nicht in Dubai, die bekommen ei-
nen Plattenbau, und dann ist das auch in Ordnung,
und das soll für die Bremerhavener auch genügen,
dann sage ich: Das tragen wir so nicht mit, das ist
auch zu platt und auch zu einfach!

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau S t a h -
m a n n  [Bündnis 90/Die Grünen]: Diese Be-
nachteiligtendebatte haben Sie doch nicht

nötig, Herr Bödeker!)

Der Witz an der ganzen Sache ist ja, dass Sie nicht
nur im Bereich Tourismus Probleme haben. Sie ha-
ben ja zu allem, was wir fördern, gesagt, wir fördern
die Lebensmitteltechnologien in Bremerhaven, wir
fördern die maritimen Technologien, selbst da be-
kommen Sie Probleme. Wir werden ja morgen die
Diskussion zur Außenweservertiefung, CT IV füh-
ren. All das lehnen Sie ab, und damit wollen Sie dann
die  Wirtschaftskraft  Bremerhavens  stärken.  Das
müssen Sie den Bürgerinnen und Bürgern in dieser
Stadt, in diesem Land und in Bremerhaven einmal
erklären. Das wird Ihnen nicht gelingen!

(Beifall bei der CDU)

Ich denke, Tourismus als ein zusätzliches Stand-
bein ist genau das Richtige. Sie haben gesagt – ich
fand die Überschrift ja ganz witzig –, vier Sterne,
vierfach gefördert, das mag ja so sein! Die Frage der
Tiefgarage ist ja eine Frage, die hier diskutiert wor-
den ist, bei der man dann gesagt hat, na ja, Tiefga-
rage, die wird dann von der Stäpark übernommen,
das hat natürlich seinen Grund. Wenn Sie als priva-
ter Investor einen Teil der Tiefgarage bauen, finan-
zieren  und  betreiben,  dann  lassen  Sie  nur  Ihre
Gäste in diesen Teil hinein und keine anderen. Wir
wollen ein gemeinschaftliches Parksystem in ganz

Bremerhaven und auch im Bereich des Alten/Neu-
en Hafens, weil die Besucher dort hingehen und weil
die Besucher dort verweilen. Insofern ist die Ent-
scheidung richtig.

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau L i n n e r t
[Bündnis 90/Die Grünen]: Damit das gan-

ze Ding sich rechnet!)

Sie haben weiterhin gesagt: die Aussichtsplatt-
form! Der Investor hatte keine Aussichtsplattform.
Der Investor hat in der oberen Ebene noch zusätzli-
che Veranstaltungsräume, die er vermietet, die er
vermarkten  will.  Der  Investor  hat  gesagt,  Hotel-
gäste und Besucher der Veranstaltungsräume natür-
lich im Hotel. Wir haben gesagt, es wäre doch wün-
schenswert, wenn wir dieses schöne Gebäude gleich-
zeitig als Aussichtsplattform nutzen, und wir haben
dann mit dem Investor verhandelt. Das Ergebnis ist
gewesen: Jawohl, ihr könnt anbauen, aber das sind
natürlich Kosten der öffentlichen Hand. Das ist auch
selbstverständlich, weil niemand für die öffentliche
Hand Aussichtsplattformen zur Verfügung stellt, sie
bezahlt und sagt: Nutzt sie man schön, ich schenke
euch das! Ich glaube, das ist weit weg von der Rea-
lität. Insofern glaube ich, dass Sie auch dort falsch
liegen.

Das Nächste, was Sie gesagt haben, ist die Frage
von bremenports. Natürlich kann man darüber dis-
kutieren, wo man Gesellschaften unterbringt. Der
Aufsichtsrat von bremenports hat aber aus gutem
Grund mehrheitlich zugestimmt, weil fünf Standor-
te in Bremerhaven zusammengelegt und in dieses
Gebäude verlegt werden. Ich denke, das ist eine
sinnvolle Maßnahme, und insofern ist auch das so-
weit aus unserer Sicht in Ordnung.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Und dann schließt man über 30

Jahre einen Mietvertrag ab!)

Die geplanten Investitionen mit 29,1 Millionen Eu-
ro, davon abgerechnet sind 15,8 Millionen Euro für
den Hotelbau, dafür gibt es 34 feste Arbeitsplätze
im Bereich der Gastronomie und des Hotels. Das sind
die Bereiche, die gefördert werden. Das ist in Ord-
nung.

Jetzt hat Herr Güldner gesagt: Na ja, die IHK und
der Hotel- und Gaststättenverband haben etwas da-
gegen gesagt, und es gibt ja auch andere Hotels in
Bremerhaven. Wir erinnern uns: Es gibt zwei Neu-
bauten in Bremerhaven, ein Hotel ist erst kürzlich er-
stellt worden. Alle sind natürlich gefördert worden,
weil, wenn es solche Fördertöpfe gibt, man auch die-
se Förderung beantragt, weil man in einem schwie-
rigen wirtschaftlichen Raum wie Bremerhaven auf
Förderungen angewiesen ist. Das ist legitim, das ist
in Ordnung, und das wird von uns auch unterstützt.

(Beifall bei der CDU)
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Jetzt können Sie sagen – und da frage ich mich: Mit
wem haben Sie gesprochen? –, die IHK hätte große
Bedenken. Ich habe das anders gehört, und zustän-
dig ist die IHK Bremerhaven. Die IHK Bremerhaven
erklärt eindeutig, dass diese Maßnahme im touristi-
schen Bereich wichtig ist, und insofern wird auch
das von uns mitgetragen.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Koste es, was es wolle!)

Insofern müssen Sie sich entscheiden, wen Sie
denn da eigentlich meinen. Sie kommen dann so in
den Bereich der Erpressung hinein. Ich glaube auch
das nicht. Es ist natürlich ein Verhandeln. Gerade
im privaten Bereich, wenn Fördermöglichkeiten da
sind, muss verhandelt werden. Wir waren ja, und
zwei Ihrer Kollegen waren auch vorgestern und ge-
stern da, auf der Expo Real in München und haben
uns einmal die Maßnahmen angeschaut und auch
die Umsetzungsstände. Ich muss sagen, ich war ganz
erfreut – und die Besucher auf dem Stand der BIG,
Anteil BIS, waren ja auch sehr erfreut – und sehr
begeistert über das, was in Bremerhaven alles schon
beschlussreif ist. Das heißt, wir sind kurz vor der
Umsetzung. Wir sind in den letzten Schritten. Na-
türlich  ist  gerade  im  Bereich  des  Einkaufens  ein
großes Problem, aber da sage ich hier in Bremen ja
nichts Neues, auch das wird verhandelt.

Wir sind aber sehr weit! Heute ist die Grundstein-
legung für das Auswandererhaus. Wir freuen uns.
Deswegen wird die eine Debatte auch verlegt, da-
mit wir auch daran teilnehmen können, weil es ein
wichtiger Schritt im touristischen Bereich für Bre-
merhaven ist, und auch die anderen Projekte sind
angedacht. Jetzt kommt man genau beim Auswan-
dererhaus und beim Klimahaus natürlich auf die
Frage: Wieso keine privaten Investoren, sondern nur
Betreibung? Weil es nicht möglich war!

Entweder legen wir dann die Hände in den Schoß
und sagen, wir machen in Bremerhaven gar nichts,
und jeder weiß, wenn Bremerhaven nicht saniert
wird, kann das Land nicht saniert werden, oder wir
sagen, wir machen das, was möglich ist, unter gro-
ßen Kraftanstrengungen, und dazu fordere ich Sie
alle auf!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Damit sanieren Sie doch nicht! 30
Jahre Mietvertrag! Damit sanieren Sie doch
nicht!  Es  ist  doch  abenteuerlich,  was  Sie

hier erzählen!)

Dazu ist die CDU-Fraktion aus vollem Herzen be-
reit. Für uns gibt es keine Trennung zwischen Bre-
men und Bremerhaven. Insofern sind wir auf dem
richtigen Weg, und ich wünsche mir, dass uns alle
aus dem Hause unterstützen. – Schönen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Herr Bödeker, Ihre Politik ist nicht
in den nächsten Schritten, sondern liegt in den letz-
ten Zuckungen. Meine Damen und Herren, ich weiß
gar nicht, warum ausgerechnet Bündnis 90/Die Grü-
nen eine Aktuelle Stunde mit der Überschrift „At-
lantik Hotel in Bremerhaven vierfach gefördert“
beantragt hat. Meine Damen und Herren vom Bünd-
nis 90/Die Grünen, Sie kommen wieder einmal, wie
so oft, mit einem Antrag, mit einer Anfrage oder jetzt
mit dieser Aktuellen Stunde viel zu spät. Ich be-
zweifle wirklich die Ernsthaftigkeit Ihrer beantrag-
ten Aktuellen Stunde.

Ich habe doch schon längst namens der Deutschen
Volksunion hier einen eindeutigen und unmissver-
ständlichen Antrag mit folgenden Forderungen dazu
eingebracht, zur Kenntnisnahme: Antrag, Abgeord-
neter Tittmann, Deutsche Volksunion, „Keine Sub-
ventionen für das Projekt Alter/Neuer Hafen in Bre-
merhaven: Der Bremer Senat wird aufgefordert, erst
dann die Projektmittel freizugeben, wenn die Inve-
stitionen für den Einzelhandelsbereich und für den
Hotelkomplex vollständig durch die privaten Betrei-
ber aufgebracht wurden“ und so weiter.

Ich habe damals hier schon deutlich ausgeführt,
dass, nachdem immer mehr erschreckende Details
der Subvention für das Zech-Hotel in Bremerhaven
am Alten Hafen in der Öffentlichkeit bekannt ge-
worden sind, immer mehr Hoteliers zu Recht große
Sorge um ihre Existenz haben. Sie haben große Sor-
ge um ihre Familie, sie haben große Sorge um einen
freien Wettbewerb, und sie befürchten meines Er-
achtens auch zu Recht, dass durch diese Subventio-
nen der freie Wettbewerb im Hotel- und im Gastro-
nomiebereich völlig verzerrt wird.

Meine Damen und Herren, Tatsache ist doch, dass
durch solche Subventionen ein freier Wettbewerb
für andere Hotelbetreiber fast gar nicht mehr mög-
lich ist. Es kann nicht angehen, dass das Zech-Ho-
tel, ein Vier-Sterne-Hotel, auf Grundlage einer öf-
fentlichen Förderung einen so enormen Standortvor-
teil erhält, während auf der anderen Seite andere
Hotelbetreiber dadurch enorme finanzielle Einbu-
ßen hinnehmen müssen. Ich sage im Namen der
Deutschen Volksunion, Chancengleichheit für alle,
für einen freien, fairen Wettbewerb unter gleichen
Bedingungen für alle!

Meine Damen und Herren, es ist doch eine trauri-
ge Tatsache, dass unsere Hotels in Bremerhaven im
Jahr 2002  20 Prozent und im Jahr 2003 zehn Pro-
zent  weniger  Buchungen  schmerzlich  verkraften
mussten. Da liegt es doch auf der Hand, dass bei
einem staatlich finanzierten Vier-Sterne-Hotel die
anderen  Hotelbetreiber  zukünftig  einen  noch  viel
größeren, noch dramatischeren Buchungsrückgang
erleiden werden, als es heute schon der Fall ist.
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Meine Damen und Herren, so schäbig geht man
mit diesen Menschen, die berechtigte Sorge um ihre
Existenz, um ihre Familie haben, nicht um. Diesen
eindeutigen  und  unmissverständlichen  Antrag  der
Deutschen Volksunion haben Sie, meine Damen und
Herren vom Bündnis 90, einheitlich und scheinhei-
lig doch erst vor kurzem abgelehnt. Hier und heute
eine solche scheinheilige Aktuelle Stunde zu bean-
tragen ist an Unehrlichkeit und Verlogenheit nicht
mehr zu überbieten. Sie hätten doch damals dem
Antrag der Deutschen Volksunion zustimmen kön-
nen. Heute eine solche Aktuelle Stunde zu beantra-
gen ist eine Frechheit sondergleichen. Ihnen muss
es doch damals schon bekannt gewesen sein, dass
die Unternehmen auch noch diese Subventionen ein-
fordern werden. Das Hotel ist schon, wie erwähnt, mit
staatlichen Garantien finanziert worden. Das heißt
auf gut Deutsch mit wenig Risiko zum großen Ge-
winn, und das zu Lasten und auf Kosten der heimi-
schen Hotelbetreiber.

Das, meine Damen und Herren, ist eine eindeuti-
ge Wettbewerbsverzerrung und sonst gar nichts und
hat mit großem wirtschaftlichen Unternehmertum
und großer Risikobereitschaft nichts mehr zu tun.
Ich habe damals schon nachweislich deutlich davor
gewarnt,  dass  diese  ganzen  Subventionen,  diese
ganze Subventionspolitik in Bezug Alter und Neuer
Hafen in Bremerhaven für die heimische Wirtschaft,
sprich Hotelbetreiber, Einzelhandel und so weiter,
existenzvernichtende Züge angenommen hat. Da-
mals haben Sie, auch Bündnis 90/Die Grünen, über
meine Warnung nur gelacht.

Wenn ich heute solche unehrlichen und großspu-
rigen Aussagen wie die von der Grünen-Abgeord-
neten Frau Hoch lesen muss, Herr Präsident, ich darf
zitieren:  „Grüne  gegen  Zech-Subvention.  Gegen
staatliche Zuschüsse für das neue Hotel am Hafen
haben sich die Grünen ausgesprochen. Ein wahres
Füllhorn prall gefüllt mit Steuermitteln wird über das
Zech-Projekt ausgegossen“, so die grüne Abgeord-
nete Frau Hoch. „Wenn private Investoren ein Ho-
tel in Bremerhavens Toplage bauen wollen, sollen
sie es auch selbst finanzieren. Alles andere sei Wett-
bewerbsverzerrung.“  Ich  kann  nur  sagen,  Frau
Hoch, mit solchen von mir abgekupferten und über-
nommenen

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen –
Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-

nen]: Das habe ich nicht nötig!)

nachgeplapperten Aussagen machen Sie sich und
die Grünen insgesamt unglaubwürdig und lächer-
lich. Sie haben auf Kosten und zu Lasten der heimi-
schen Wirtschaft damals meinen DVU-Antrag ab-
gelehnt. Damit haben die Grünen eindeutig bewie-
sen, und wenn sie heute aus Machtgier und Macht-
erhalt  bundesweit  tonnenweise  Kreide  gefressen
haben, dass sie eine wirtschaftsfeindliche Partei ge-

blieben sind. Sie haben sich damit als eine große
Gefahr für die hiesige Wirtschaft und insbesondere
für den Mittelstand demaskiert. Daran ändert auch
heute Ihre verspätete und unehrlich beantragte Ak-
tuelle Stunde nichts.

Herr Dr. Güldner, Sie haben mit Ihren vorhin ge-
machten Ausführungen und Aussagen völlig Recht,
nur, Ihr großer Fehler ist, dass es fast wortgleich
nachweislich, das können Sie im Protokoll nachle-
sen,  meine  Worte  zu  der  damaligen  Begründung
meines DVU-Antrags gewesen sind.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das stimmt nicht!)

Also, was wollen Sie? Heute eine Aktuelle Stunde
zu beantragen ist mehr als lächerlich und schäbig
und an Verlogenheit nicht mehr zu überbieten.

Präsident Weber: Das Wort hat der Abgeordnete
Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich denke, zu den Anwürfen von Herrn
Tittmann werden sich die Grünen gleich noch äu-
ßern.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Das können sie
nicht! – Abg. Frau S t a h m a n n  [Bünd-
nis 90/Die Grünen]: Das lohnt sich nicht!)

Das lohnt sich nicht, aber immerhin sind darin Vor-
würfe, die man, denke ich, so nicht auf sich beruhen
lassen kann, denn hier können natürlich in der Ak-
tuellen  Stunde  immer  Themen  beantragt  werden,
die auch schon früher Gegenstand in irgendwelchen
Gremien waren oder die vielleicht hier auch schon
einmal debattiert wurden. Im Licht der neuen Er-
kenntnisse stellen sich dann manche Fragen sicher-
lich anders.

Zu diesem Thema der Aktuellen Stunde möchte
ich zunächst eine Vorbemerkung machen. Sie be-
zieht sich auf meine Situation, was meine Beteili-
gung oder Nichtbeteiligung in den Wirtschaftsför-
derungsausschüssen betrifft. Dieses Thema ist Ge-
genstand der Wirtschaftsförderungsausschüsse ge-
wesen. Sie wissen, dass man mich dort nicht hinein-
lässt, auch nicht als Gast, und dass man selbst die
Zusage, die man mir gegeben hat, im Nachhinein
wenigstens über die Tagesordnung und die Vorla-
gen der Tagesordnung, vielleicht sogar mit Ergeb-
nis, zu informieren, bisher nicht eingehalten hat. Ich
habe erst gestern per E-Mail aus dem Wirtschafts-
ressort die entsprechende Vorlage bekommen, so
dass Sie daran schon erkennen können, dass auch
das zugesagte Verfahren nicht funktioniert.

Deswegen möchte ich wirklich noch einmal dar-
auf hinweisen und Sie auch noch einmal animieren,
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auch den Präsidenten noch einmal bitten, darüber
nachzudenken, ob das ein korrektes, richtiges Ver-
fahren ist, denn meine Informationsmöglichkeiten
sind damit erheblich eingeschränkt. Ich kann also
nur auf der Basis dessen diskutieren, was in den Me-
dien war und was ich gestern spätnachmittags, als
ich mir die E-Mail angesehen habe, dann erkennen
konnte.

Die Wirtschaftsförderung, das ist die nächste Be-
merkung, und Subventionierung stellen immer Ein-
griffe in den freien Wettbewerb dar. Von daher muss
man eigentlich immer sagen, das ist von Übel. Wir
müssen darum kämpfen, dass diese Förderungsmaß-
nahmen und diese Subventionierung aufhören, weil
damit Wettbewerbseingriffe stattfinden und der freie
Wettbewerb dadurch beeinflusst wird. Diese Wett-
bewerbsverzerrungen haben eben schon eine Rolle
gespielt. Das ist bei solchen Subventionierungen, bei
solchen Wirtschaftsförderungen natürlich immer das
Ergebnis, und deswegen muss man sich an der Stel-
le äußerst kritisch damit auseinander setzen.

Nur, leider muss man feststellen, dass es weder
auf Bundesebene noch in den Ländern und auch
nicht im kommunalen Bereich möglich ist, von Wirt-
schaftsförderungen und von Überlegungen, hier be-
stimmte Entwicklungen zu unterstützen, wegkommt.
Das heißt also, selbst wenn ich diese puristische Hal-
tung eigentlich als Liberaler, als Marktwirtschaftler
unterstützen würde, käme ich zu dem Ergebnis, dass
man im Grunde genommen dort nicht herauskommt.
Der Wettbewerbsföderalismus, also der Wettbewerb
zwischen den Bundesländern, aber auch der Stand-
ortwettbewerb führen dazu, dass solche Entwicklun-
gen  zwangsläufig  sind  und  dass  man  diese  auch
nicht begrenzen kann.

Wir sehen ja auch bei sämtlichen Aktivitäten im
Bund, die Subventionsberichte zeigen das, welche
Schwierigkeiten es bedeutet, Förderungen herun-
terzufahren, aufzugeben oder zu verändern. Selbst
so banale Sachen, ein Steuergesetz zu ändern, wo-
mit Förderungen indirekter Art verbunden sind, sind
mühselig beziehungsweise nicht möglich. Es gibt er-
heblichste Widerstände, was den Abbau solcher Sub-
ventionierungen und Wirtschaftsförderungsmaßnah-
men betrifft. Das ist das bittere Ergebnis, das ich für
mich daraus entnehme, man muss sich wohl damit
abfinden, dass es so etwas gibt.

Als Drittes möchte ich sagen, das hat Herr Breuer
schon gesagt, Herr Bödeker hat das auch gesagt,
der Standort Bremerhaven ist ein sehr benachteilig-
ter Standort, und man muss, wenn man sagt, wir
kommen um diese Wirtschaftsförderungsaktivitäten
nicht herum, im Land überlegen, wie wollen wir das
behandeln und welche Unterschiede gibt es zwi-
schen der Stadtgemeinde Bremen und der Stadtge-
meinde Bremerhaven. Es gibt erhebliche Unterschie-
de, wie wir schon mehrfach diskutiert haben. Die
Kenndaten, die Kennzahlen sind für Bremerhaven
deutlich schlechter als für Bremen, und sie sind auch

deutlich schlechter als für viele Gebiete in den west-
deutschen Ländern. Sie liegen zum Teil auf der Ebe-
ne der Werte, die in den neuen Bundesländern zu
verzeichnen sind. Wir haben erhebliche Standort-
benachteiligungen, möchte ich einmal sagen, so dass
man nicht darum herumkommt, hier wirtschaftsför-
dernd tätig zu werden. Es ist, wie gesagt, eine För-
derung notwendig.

Was die Vorhaben im Alten und Neuen Hafen an-
betrifft, dem Zentrum von Bremerhaven, da hat die
FDP, auch meine Kollegen in Bremerhaven, in der
Vergangenheit immer gesagt, dass wir diese touri-
stische Komponente, diese touristische Förderung
unterstützen. Das ist auch der Hauptzweck dieser
Überlegung, dass man mehr Besucher, mehr touri-
stisch interessierte Leute nach Bremerhaven zieht,
um damit dann den Handel und auch andere Akti-
vitäten zu befördern und letztendlich die öffentlichen
Kassen mit entsprechenden Steuereinnahmen und
so weiter zu füllen.

Es gibt ein Grundprinzip, das man in dem Zusam-
menhang sehen muss, und da, glaube ich, ist die
Wirtschaftsförderung an dieser Stelle, aber auch an-
derswo in diesem Land – in Bremen gibt es ähnliche
Sachen  –  über  das  Ziel  hinausgeschossen.  Das
Grundprinzip ist eigentlich das, dass man der öffent-
lichen Hand auferlegt, die Infrastruktur zu schaffen.
Alles was bis zur Oberfläche der Erde passiert, ist
Sache der öffentlichen Hand, also Kanal, Straßen
einschließlich  Anlagen  möglicherweise,  über  die
man auch noch streiten kann. Wenn es dann aber
darum geht, die Dinge zu fördern, die oberhalb der
Erdoberfläche stattfinden, also zum Beispiel Park-
haus, eine Brückenzuwegung mit Plattform, die sich
in die Hotels und das Einkaufszentrum hineinzieht,
eine  Fassade  zu  subventionieren  oder  Veranstal-
tungsräume zu bezuschussen, die ein Hotelier oder
ein anderer Betreiber auf eigene Kosten errichten
und betreiben müsste, dann ist die Grenze für die
Wirtschaftsförderung  nach  meinem  Verständnis
überschritten.

Wir sagen immer ja, was die Infrastrukturförde-
rung und die Herstellung der Infrastruktur betrifft,
und wir sagen auch ja zu den allgemeinen Prinzipi-
en der GA-Förderungen, wie sie hier genannt wer-
den, aber wir wehren uns vehement dagegen, wenn
die Grenze zwischen dem, was öffentliche Hand
machen kann und soll, und dem, was Private tun
sollten, verwischt wird. Das ist in diesem Fall leider
zu verzeichnen, insofern kann ich das ungute Ge-
fühl, das auf der grünen Seite artikuliert wurde, sehr
gut nachvollziehen.

Dieser Punkt, das muss man allerdings sagen, ist
nicht nur bezogen auf diesen Hotelkomplex, son-
dern das müssen Sie dann auch in anderen Zusam-
menhängen sehen. Auch beim Mediterraneum oder
dem Klimahaus, was eine reine hundertprozentige
öffentliche Finanzierung ist, oder jetzt, wo heute der
Grundstein gelegt wird, beim Auswandererhaus sind
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solche Grenzverwischungen ebenfalls eingetreten.
Insofern muss man sehr vorsichtig sein, wenn man
zu pauschalen Urteilen kommt. Man muss grundsätz-
liche Maßstäbe haben und sagen, bis zur Erdober-
fläche machen wir das, dann gibt es eine Wirtschafts-
förderung im Rahmen der normalen Sätze, die üb-
lich sind, und darüber hinaus gibt es nichts. Diese
Grenze, wie gesagt, was privat ist und was nicht pri-
vat ist, ist in diesem Bereich überschritten worden.

Noch ein Stichwort: Parkhaus! Das wird, wenn ich
das richtig sehe, vollständig aus öffentlichen Mit-
teln finanziert und anschließend von einem städti-
schen Träger betrieben. Normalerweise hat ein Bau-
herr eine Stellplatzverpflichtung, und entweder zahlt
er für die Stellplätze, die er machen muss für die
Mengen, die er zu erstellen hat, oder aber er löst es
ab und gibt der Kommune das entsprechende Geld,
und die Kommune sorgt dann dafür, dass die not-
wendigen Stellplätze für diese Einrichtungen her-
gestellt werden. Solche Modelle gibt es, und des-
wegen denke ich, dass hier auch wieder so eine
Grenzverwischung festzustellen ist. Insofern ist das
die Kritik, dass diese Grenzverwischung zwischen
dem öffentlichen Teil und dem privaten Teil an der
Stelle stattgefunden hat.

Wo sind Wettbewerbsverzerrungen bei dem Ho-
telkomplex zu sehen, Herr Breuer? Wenn Sie be-
stimmte Teile nehmen, was das Eingangsfoyer, was
die Veranstaltungsräume oder was die Zuwegung
und die Stellplatzverpflichtung betrifft, greifen Sie
natürlich in den Wettbewerb ein. Andere Hotelbau-
herren müssen das alles selbst finanzieren, sie be-
kommen vielleicht noch die normale Förderung, die
ihnen in Bremerhaven oder in Bremen zusteht, aber
das war es dann. Hier passiert eben etwas Zusätzli-
ches, und das ist genau der Punkt, der mir Sorge
macht, ob dabei nun ein Desaster à la Space-Park
am Ende herauskommt, ich hoffe es nicht, denn ein
solches Desaster zieht uns nicht nur in Bremen her-
unter, sondern zieht das gesamte Land herunter und
macht uns auch bundesweit erhebliche Probleme,
wenn wir uns im Wettbewerb der Länder sehen.

Insofern muss man die richtig sehen. Wenn die
Grünen dem Klimahaus und anderen ähnlich geför-
derten Einrichtungen zugestimmt haben, hier aber
plötzlich Protest erheben, dann muss man sich doch
fragen, ob die Verhältnisse richtig gesehen werden.
Das wollte ich zum Schluss sagen. – Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit!

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das
Wort Herr Bürgermeister Dr. Gloystein.

Bürgermeister Dr. Gloystein: Herr Präsident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube,
bevor wir uns hier nun in bestimmten Details verlie-
ren, müssen wir einfach zur Kenntnis nehmen, dass
bei einem Projekt dieser Größenordnung und die-
ser strukturpolitischen Bedeutung für Bremerhaven

und damit auch für das Land am Anfang eine politi-
sche Grundentscheidung steht und wohl auch ge-
standen hat. Die politische Grundentscheidung ba-
siert auf der in der Tat sehr schwierigen und kriti-
schen Lage Bremerhavens als Wirtschaftsgemein-
de. Diese Grundentscheidung und diese Diagnose
ergibt sich nicht nur allein aus den reinen Wirt-
schaftszahlen, die schlecht genug sind. Sie ergibt sich
auch aus einem gewissen psychologischen Element.

Die Stadt Bremerhaven hat eine städtebaulich sehr
schwierige Entwicklung hinter sich. Sie hat in ihrer
Geschichte kein Gesicht entwickeln können. Das
Gesicht, das sie entwickelt hatte, hatte sehr stark
mit dem Hafen, mit der Columbuskaje und mit dem
Fischereihafen zu tun. Das ist eben total weg gebro-
chen, und es ist kein historischer Kern oder etwas
anderes geblieben, auf dem sich eine neue Identität
aufbauen kann. In dieser Lage ist die Entscheidung
für ein in der Tat sehr großes ambitioniertes Vorha-
ben gefallen, und dieses Vorhaben soll einerseits
Bremerhaven städtebaulich, touristisch, aber auch
für das Selbstbewusstsein ein neues Gesicht, eine
neue Identifikation geben. Rein wirtschaftlich gese-
hen soll es Bremerhaven ein ganz neues Marktseg-
ment, nämlich den Tourismus auf eine noch intensi-
vere und noch etwas gehobenere Art und Weise, als
es bisher der Fall ist, erschließen.

Wenn Sie solche Grundsatzprobleme vor sich ha-
ben, dann muss man natürlich in größeren Zusam-
menhängen denken und auch Geld in die Hand neh-
men. Ich verschweige Ihnen gar nicht, und das ist
kein großes Geheimnis, dass wir hier natürlich in
der Art der Höhe der Hilfen, die hier gegeben wor-
den sind, und auch in der Art der Hilfe, der organi-
satorischen Hilfen, an eine Grenze gegangen sind,
die auf gar keinen Fall ein Standard sein kann. Dar-
über brauchen wir gar nicht lange zu reden.

Normalerweise sagen wir, wir finanzieren hier ein
Drittel, die anderen finanzieren zwei Drittel. Wenn
Sie das ganze Projekt nehmen, ist das im engeren
Sinn ohne Infrastruktur gerechnet, das Ganze eins
zu eins, und wenn Sie die Hafeninfrastruktur mit
hineinrechnen, die allerdings ohnehin hätte gemacht
werden müssen, ist es ein Verhältnis zwei zu eins.
Das ist natürlich nur vor dem Hintergrund dieser Ih-
nen bekannten und von mir noch einmal geschilder-
ten Problemstellung zu sehen, anders auf gar keinen
Fall. Diese Problemstellung lag auch der Beschluss-
fassung in allen Deputationen hier zugrunde.

Wenn ich richtig informiert bin, haben die Grü-
nen dem Gesamtprojekt Alter/Neuer Hafen zuge-
stimmt.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, natürlich!)

Jetzt wird ein Element, das Hotel, das für die Ge-
samtwirkung in jeder Hinsicht wichtig ist, heraus-
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genommen,  was  in  der  Tat  sehr  hoch  gefördert
wird.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Aber das geht doch einfach nicht!

Wie soll das alles funktionieren?)

Es geht so, Frau Linnert, oder es geht gar nicht!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, dann muss man sich etwas
Neues einfallen lassen! 30 Jahre Mietver-
trag, Herr Gloystein, wer macht denn so et-

was?)

Das gibt es ab und zu schon einmal!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, in Bremerhaven und in Bre-

men! Unglaublich!)

Das gibt es auch auf dem freien Markt durchaus,
wenn man bestimmte Zwecke, nämlich infrastruktu-
relle Zwecke erreichen will. Das ist auf jeden Fall so.

(Beifall bei der CDU)

Das ist insofern gar nichts Bedeutendes.

Wir können hier mehrere Dinge miteinander ver-
binden, und lassen Sie uns doch die Dinge, die na-
türlich zu diskutieren sind, auch positiv sehen! Durch
die  Verbindung  mit  bremenports  haben  wir  eben
überhaupt so eine Struktur hinbekommen. Wenn Sie
am  Montag  in  der  internationalen  und  nationalen
Immobilienszene in München gewesen wären, dann
hätten Sie sehen können, welche Leistung es ist, die-
ses Projekt in dieser Kombination durchorganisiert,
weitestgehend  durchfinanziert  auf  den  Weg  ge-
bracht zu haben.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, aus öffentlichen Mitteln! Das
ist doch keine Leistung! – Zuruf des Abg.

F o c k e  [CDU])

Nein, nein! Es sind ja nicht öffentliche Mittel, es
sind zur Hälfte, je nach Definition, oder zu einem
Drittel private Mittel. Die meisten Leute, die vorbei-
kamen und das Projekt gesehen haben, haben ge-
sagt,  das  ist  ja  toll,  was  ihr  da  für  Bremerhaven
macht, aber das ist doch warme Luft, das ist doch
gar keine Realität! Wenn man ihnen dann genau sa-
gen konnte, dass dies organisierte Realität mit gro-
ßem öffentlichem Anteil ist, dann waren sie sehr be-
eindruckt, und sie haben auch gesehen, welche ganz
neue Qualität hier in Bremerhaven geschaffen wer-
den  konnte,  und  das  ist  doch  der  entscheidende
Punkt! Das sollten wir positiv sehen. Ich bin durch-
aus bereit, mit Ihnen über Details zu sprechen, aber

wenn die Alternative ist, es nicht zu tun, bin ich ei-
gentlich nicht bereit, darüber zu sprechen.

(Beifall bei der CDU)

Wir sind hier in einem politischen Raum. Wir sind
hier politisch, und in der Politik muss man nämlich
einmal eine Entscheidung treffen. Hier ist eine Ent-
scheidung für Bremerhaven getroffen worden, und
diese Entscheidung ist eine Hoffnung.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Augen zu und durch! Nach uns

die Sintflut!)

Wenn  Sie  daran  herummäkeln,  nehmen  Sie  die
Hoffnung weg!

(Beifall bei der CDU – Glocke)

Präsident Weber: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Günthner?

Bürgermeister Dr. Gloystein: Ja, gern!

Präsident Weber: Bitte, Herr Günthner!

Abg. Günthner (SPD): Herr Bürgermeister, habe
ich Sie eben richtig verstanden, dass die Vertrags-
laufzeit  für  das  Mietverhältnis  bremenports  und
Zech-Hotel 30 Jahre beträgt?

Bürgermeister Dr. Gloystein: Ich kenne sie nicht.
Ich weiß es nicht, aber ich kann Ihnen die Antwort
nachreichen.

Abg. Günthner (SPD): Weil der Zwischenruf von
Frau Linnert eben kam, 30 Jahre, und ich hatte den
Eindruck, Sie haben das bestätigt!

Bürgermeister Dr. Gloystein: Nein, ich kann es
nicht bestätigen, nur, ich kann bestätigen – und das
war der Kern der Sache –, es gibt auch im kommer-
ziellen Bereich, wenn es um infrastrukturelle Maß-
nahmen geht, solche Laufzeiten. Wenn Sie es ge-
nau wissen wollen, reiche ich es Ihnen nach.

Abg. Günthner (SPD): Nach meinem Kenntnis-
stand beläuft sich nämlich der Vertrag, der abge-
schlossen werden soll, auf zehn Jahre mit einer Ver-
längerungsoption seitens bremenports um weitere
zehn Jahre, nur um das Gerücht von 30 Jahren hier
aus der Welt  zu räumen!

Bürgermeister  Dr.  Gloystein:  Da  bin  ich  Ihnen
dankbar, dass Sie das so sagen!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Das zur Grundsatzgeschichte!
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Dann  zur  Marktgeschichte!  Wenn  hier  gesagt
wird, wir machen hier eine Wettbewerbsverzerrung
zu bestehenden Hotels und touristischen Einrichtun-
gen, klar kann man grundsätzlich sagen, wenn die
öffentliche Hand in dieser Art und Weise eingreift,
gibt es immer die Gefahr der Wettbewerbsverzer-
rung, das ist schon richtig. Nur, hier, wo wir in ein
ganz anderes Marktsegment gehen, sehe ich diese
Gefahr überhaupt nicht. Ich habe den DEHOGA-
Brief bekommen, er war an mich gerichtet. Diese
Argumentation sehe ich als überhaupt nicht gege-
ben. Diese Art von Hoteltouristik, Touristik gibt es
in Bremerhaven bisher gar nicht, und die bestehen-
den Einrichtungen werden eher, weil allgemein ein
größerer touristischer und wirtschaftlicher Umschlag
kommt, davon profitieren können, so glaube ich, als
dass Sie davon einen Nachteil haben. Das zeigen
eigentlich alle Erfahrungen.

Es wäre umgekehrt gewesen, wenn wir das ge-
macht hätten, was hier auch nahe gelegt wurde, dass
wir auf der Ebene, die Bremerhaven schon hat, noch
weiter investiert hätten. Dann wären wir in eine di-
rekte Konkurrenz gekommen, und dann wäre der
Negativeffekt, der hier an die Wand gemalt wurde,
durchaus möglich gewesen. In dieser Art und Wei-
se, wo wir hier in eine ganz andere Dimension, in
eine ganz andere Art von Läden, in eine ganz ande-
re Art von Hotel, in eine ganz andere Art von Touri-
stik gehen, als es bisher der Fall ist, sehe ich diese
Wettbewerbsverzerrung nicht.

Es sind hier Vergleiche mit dem Space-Park ge-
macht worden. Das ist natürlich die politische In-
tention, die dahintersteht.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, natürlich!)

Sie wollen auf dem Space-Park aufbauen und jetzt
mit einer Verlängerungsgeschichte die ganze Inves-
titionspolitik des Landes madig machen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, Sie wollen auf dem Space-
Park aufbauen und solche Fehler wieder ma-

chen!)

Diese Figur sehe ich natürlich schon, aber die muss
ich natürlich zurückweisen!

Wir werden durch Erfolge die Qualität der Inves-
titionspolitik des Landes auch weiter politisch ver-
teidigen. Wir müssen in der einen oder anderen Sa-
che operative Dinge ausbügeln – das bekommen wir
schon hin –, nur an dem Grundsatz, dass wir nur durch
Investitionen, die, wenn notwendig, auch durch öf-
fentliche Investitionen angestoßen werden, aus der
Lage in Bremerhaven und auch in Bremen heraus-

können, werden wir nicht zögern, ihn weiter zu ver-
folgen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  So  landest  man  bei  0,9  Prozent

Wirtschaftswachstum!)

Wir werden auch in der politischen Diskussion den
einen oder anderen identifizieren, der dies nicht mit-
getragen hat, sich aber dann an den Ergebnissen
freuen wird. Wer an dieser Investitionspolitik nach-
haltige Kritik übt, nimmt Bremerhaven und auch
Bremen die Hoffnung, und das ist ein ganz entschei-
dender Punkt,

(Beifall bei der CDU)

denn nur auf dieser Hoffnung können wir bei den
Menschen und natürlich auch bei den Investoren auf-
bauen, wir müssen auch Investoren heranziehen. So
viel für den Moment! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Lieber Bür-
germeister Gloystein, nur ganz kurz von mir zu Herrn
Tittmann! Herr Tittmann hat es mit allen Fraktionen
hier  im  Haus  schon  versucht,  mit  SPD,  CDU  und
Grünen, sich irgendwo anzuhängen, irgendwen ge-
gen irgendwen auszuspielen. Ich glaube, es bewährt
sich nach wie vor, dass wir, die demokratischen Frak-
tionen, hier gemeinsam diese Versuche von Herrn
Tittmann zurückweisen,

(Zuruf des Abg. T i t t m a n n  [DVU])

weil wir genau wissen, welche Qualität seine Ein-
lassungen hier haben und was hinter den Dingen,
die Herr Tittmann hier vorträgt, steht. Wir werden
uns davon auch nicht beirren lassen, da können Sie
noch so viel herumquatschen, wie Sie es vorhin hier
wieder getan haben, Herr Tittmann!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Zu den ernsthaften Beiträgen, die doch sehr nach-
denkenswert in dieser Debatte sind! Die Kollegen
Breuer und Bödeker haben ja Recht, und auch der
Senator hat Recht: Natürlich müssen wir in Bremer-
haven investieren und dort vorankommen. Die Dis-
kussion geht ausschließlich darum, in was wir inves-
tieren und wie wir es tun und nicht, ob wir es über-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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haupt tun müssen. Das zeigt sich auch, Sie haben
da so nonchalant – oder andere haben es getan – ge-
sagt, die Grünen lehnen dort alles ab.

(Zurufe von der CDU und des Abg.
T i t t m a n n  [DVU])

Der Mehrzahl der Projekte haben wir zugestimmt.
Wenn Sie sagen Außenweservertiefung, so hat sich
bisher dazu noch niemand bei den Grünen negativ
geäußert, sondern wir haben gesagt, wir warten das
ökologische Gutachten ab, dann werden wir eine
Entscheidung zur Außenweservertiefung treffen und
Ihnen dann bekannt geben, wenn die entsprechen-
den Informationen vorliegen, und nicht vorher!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich glaube, es ist hier ein Problembewusstsein an-
geklungen. Das freut mich bei einigen Rednern sehr.
Wenn man die Tiefgarage, und zwar nicht im In-
vest, sondern dann über die Anmietung, wo der Miet-
preis 100 Prozent der Investitionskosten decken soll,
so die Formulierung – Tiefgarage zu 100 Prozent,
Plattform zu 100 Prozent, das Hotel und die Büroflä-
chen mit einmalig 4,4 Millionen Euro und dann mit
763 000 Euro im Jahr – so hoch subventioniert, dann
ist doch vollkommen klar, dass Sie sich absolut bin-
den an den Erfolg eines solchen Projektes. Sie neh-
men den beteiligten Unternehmen das unternehme-
rische Risiko, das hier immer so hochgehalten wird,
und Sie übertragen das Risiko auf den Magistrat,
auf den Senat, auf diese Koalition.

Das ist natürlich für Sie ein wirklich gewagtes
Spiel. Das Problem aber, das ich sehe, und das hat
sich schon bei diesem etwas kleineren Beispiel der
Fläche für KPS an der Contrescarpe gezeigt, wo noch
einmal 500 Quadratmeter umsonst daraufgelegt wer-
den mussten: Wenn Sie hier sagen, so geht es oder
gar nicht, Herr Dr. Gloystein, und das ist vollkom-
men alternativlos, dann begeben Sie sich in die Hand
Ihrer privaten Partner. Die können letztendlich von
Ihnen verlangen, was sie wollen,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

und das ist das Problem von so vielen Projekten hier
in Bremen.

Das ist nicht gut für Bremen und Bremerhaven,
weil diese Verhandlungsposition, wenn Sie sagen,
nur so geht es und gar nicht anders, und hier stehe
ich, und nun greift mir in die Taschen, und alles könnt
ihr haben, nicht zum Erfolg führen wird. Das kann
so nicht die Politik sein. Sie vertreten hier nicht die-
se privaten Investoren, sondern Sie vertreten den
Staat, und der muss wenigstens noch einige Kriteri-
en aufrechterhalten, wie, wann und wie hoch er pri-
vate Investitionen fördert. Ansonsten bitte ich dann

doch, in Zukunft nicht mehr von Investoren, sondern
von Subventionsempfängern zu reden! – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Bödeker.

Abg. Bödeker (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich will nur eben eines ganz kurz
richtig stellen, weil Herr Wedler, wie öfter, leider
Gottes, diskutiert hat, ohne Hintergrundwissen zu
haben. Das ist natürlich immer schwierig und geht
manchmal auch in die Hose. Ich bin ja selbst Mit-
glied im Beirat der BEAN, und wir wissen natürlich,
dass die Garage auch in dem Bereich unter dem Kli-
mahaus von den beiden Privaten bezahlt wird, die
Investition also privat ist und es dann zur Stäpark
übertragen wird. Ich denke, das ist eine vernünftige
Sache, weil ich vorhin schon erklärt habe, wie der
Zugriff ist. Insofern ist das, was Sie hier gesagt ha-
ben, falsch, und ich bitte, Herr Kollege Günthner
hat hier ja schon eine Legendenbildung beendet,
nicht neue anzufangen, sondern wir wollen sach-
lich und ehrlich und aufrecht miteinander diskutie-
ren und nicht so tun, als wenn alles durch die öf-
fentliche Hand bezahlt wird!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

(Abg. Frau B e r k  [SPD]: Der Senator
hat sich noch einmal gemeldet!)

Wir haben das hier oben im Präsidium nicht gese-
hen.

Entschuldigung, Herr Bürgermeister!

Bürgermeister Dr. Gloystein: Ich muss noch ler-
nen! Ich möchte einfach nur noch einmal etwas zu
dieser privat-öffentlichen Geschichte und der Erpres-
sung sagen! So ist es ja einfach nicht! Es ist ein Ver-
handeln zwischen Partnern gewesen, und da hat es
einen Interessenausgleich auf Basis der realen Lage
gegeben. Es ist ja nicht so, als ob die privaten Inves-
toren kein Risiko hätten. Natürlich haben diese ein
Risiko, weil hier Neuland betreten wird. Das Risiko
ist durch die vier Millionen Euro, die genannt wor-
den sind, und bestimmte Mietverträge gemildert wor-
den, nur ist es noch da. Wir gehen ja nicht in einen
klar vordefinierten Markt, wir entwickeln einen neu-
en Markt, und dieses Risiko im Hotelbereich, im Me-
diterraneum, tragen die privaten Investoren, das ist
kein Selbstgänger.

Da müssen Sie einfach einmal den Markt als sol-
chen akzeptieren! Viel mehr andere als die, die sich
hier gezeigt haben, gab es nicht, und das ist doch
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schon einmal ein klarer Indikator für den Markt, und
mit denen, die es gab, hat man vorab einen Interes-
senausgleich gefunden. Wir kennen das Ergebnis
nicht. Die öffentliche Hand hat Mittel eingesetzt und
natürlich auch etwas gewagt und die private Seite
auch. Nun müssen wir einmal sehen, wohin das geht.
Ich hoffe sehr, dass die private Seite hier einen Er-
folg hat, denn das ist dann ja auch ein Erfolg für
Bremerhaven, und dass wir nicht zusätzliche Risi-
ken haben.

Ich glaube, die Definition in dieser schwierigen
Sache ist vorher sehr ordentlich gemacht worden.
Die privaten Investoren, die sich hier zur Verfügung
gestellt haben, von vornherein als Subventionsemp-
fänger zu denunzieren, halte ich für überhaupt nicht
weiterführend, auch für die Weiterentwicklung Bre-
mens nicht. So kommen wir hier nicht weiter!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Nun liegen aber wirklich keine
weiteren Wortmeldungen mehr vor.

Damit ist die Beratung geschlossen und die Aktu-
elle Stunde ebenfalls.

14. Bericht der Kommission zur Ermittlung
des  Finanzbedarfs  der  Rundfunkanstalten

(14. KEF-Bericht)

Mitteilung des Senats vom 6. April 2004
(Drucksache 16/206)

Wir verbinden hiermit:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Informati-
ons- und Kommunikationstechnologie und Medi-
enangelegenheiten zum 14. Bericht der Kommissi-
on zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunk-
anstalten, Mitteilung des Senats vom 6. April 2004

(Drucksache 16/206)
vom 14. Juni 2004

(Drucksache 16/281)

Meine  Damen  und  Herren,  der  14.  Bericht  der
Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der
Rundfunkanstalten vom 6. April 2004 ist von der Bür-
gerschaft (Landtag) in ihrer 17. Sitzung am 5. Mai 2004
an  den  Ausschuss  für  Informations-  und  Kommu-
nikationstechnologie  und  Medienangelegenheiten
überwiesen worden. Dieser Ausschuss legt nunmehr
mit der Drucksachen-Nummer 16/281 seinen Bericht
dazu vor.

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Dr.
Scherf.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als Erster hat das Wort als Berichterstatter der
Abgeordnete Strohmann.

Abg. Strohmann, Berichterstatter*): Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Ich möchte mich in
dem ersten Redebeitrag neutral auf unseren gemein-
samen Bericht des Medienausschusses konzentrie-
ren. Normalerweise ist dies ja ein Bericht der Kom-
mission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rund-
funkanstalten, kurz KEF genannt, zu dem wir uns
alle zwei Jahren äußern, und normalerweise wäre
auch dieser Bericht ein Bericht wie viele andere die-
ser Organisation, aber wer das in den Medien ver-
folgt hat, hat gesehen, dass doch ein riesiger Streit
entbrannt ist, zu dem ich dann aber in meinem zwei-
ten Redebeitrag komme.

(Vizepräsidentin D r .  M a t h e s  über-
nimmt der Vorsitz.)

Eine wesentliche Aufgabe der KEF ist es, den von
den Rundfunkanstalten angemeldeten Finanzbedarf
unter Beachtung der Programmautonomie der Rund-
funkanstalten fachlich zu überprüfen und zu ermit-
teln. Dazu möchte ich sagen, dass diese Kommissi-
on mit neutralen Gutachtern besetzt ist, hauptsäch-
lich Mitarbeitern aus den Landesrechnungshöfen,
die diese Anmeldungen der einzelnen Rundfunkan-
stalten auf fachlicher Basis begutachten und dann
ein Ergebnis formulieren. Das ist also ein sehr neu-
trales Verfahren.

Wesentliches Ergebnis des 14. KEF-Berichtes ist
die Aussage, dass nach Feststellung der Kommissi-
on zum 1. Januar 2005 für die Dauer von vier Jah-
ren eine Anhebung der Rundfunkgebühr um 1,09
Euro erforderlich ist. Von dieser Gebührenerhöhung
entfallen 66 Cent auf die ARD und 46 Cent auf das
ZDF. Der Anteil des DeutschlandRadios an der Ge-
bührenerhöhung wird dagegen um drei Cent ge-
senkt. Es wird also überprüft, und es ist nicht immer
ein Automatismus, dass es nur nach oben geht, son-
dern es kann auch nach unten gehen.

Natürlich ermittelt die KEF, deshalb kommt der
Bericht auch alle zwei Jahre, nicht nur den Finanz-
bedarf, sondern befasst sich auch mit den Struktu-
ren, und ein Unterkapitel des letzten Berichts wid-
met die KEF den Strukturveränderungen insbeson-
dere  bei  Radio  Bremen  und  dem  Saarländischen
Rundfunk. Darin weist die Kommission unter ande-
rem darauf hin, dass sie bereits in ihrem 13. Bericht
hervorgehoben habe, dass unter den Gesichtspunk-
ten  anstaltsinterner  und  anstaltsübergreifender
Strukturveränderungen die kleineren ARD-Anstal-
ten erhebliche Rationalisierungen in Angriff genom-
men hätten.

Neben dem Verzicht auf bestimmte Programm-
sparten, ausgeweiteten Kooperationen mit anderen
Anstalten und der Konzentration auf Kernkompe-
tenzen als Maßnahmen der Aufgabenkritik werden
von der KEF vor allem interne Strukturveränderun-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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gen bei Radio Bremen in der Zusammenlegung von
Hörfunk- und Fernsehredaktion, der Zusammenle-
gung von Betriebs- und Verwaltungsdirektion ge-
sehen. Dies ist, glaube ich, ein gutes Signal für Ra-
dio Bremen, was da von der KEF attestiert wurde,
und die KEF hat dann in dem Bericht weiter geschrie-
ben, was natürlich unsere Ausgangsposition inner-
halb der anderen Rundfunkanstalten nicht verbes-
sert, sondern schwieriger macht: „Die Kommission
vertritt die Auffassung, dass solche Änderungen der
internen Strukturen auch für andere Anstalten An-
stöße geben könnten.“ Das muss dann ausgehan-
delt werden.

Im Weiteren hat die Kommission darauf hingewie-
sen, dass die kleinen Anstalten auch in anderer Hin-
sicht  Anlass  zu  der  Feststellung  geben,  dass  erst
finanzieller Druck zu deutlichen Einschränkungen
führe, ohne dass daraus abgeleitet werden könne,
der Programmauftrag sei nicht mehr gewährleistet.
Die KEF hält auch zukünftig – das ist ein wichtiger
Faktor, gerade auch für Radio Bremen – einen Fi-
nanzausgleich zwischen den Landesrundfunkanstal-
ten für notwendig, da anders bei der Festlegung der
Einheitsgebühr eine funktionsgerechte Finanzaus-
stattung der kleineren Anstalten nicht gewährleistet
ist.

Das ist ja besonders wichtig für Radio Bremen,
dass es seinen Bedarf anmeldet, was dann auch von
der KEF anerkannt und in die Gebührenfestsetzung
eingearbeitet wird, dann aber pro Kopf der Einwoh-
nerzahl, und die ist ja in Bremen im Vergleich zu
anderen Rundfunkanstalten sehr gering. Im Prinzip
bekommt die Anstalt nie das Geld, das ihr zusteht,
und das ist das Problem. Deswegen ist dieser Finanz-
ausgleich  und  die  Umgestaltung  des  Finanzaus-
gleichs sehr wichtig.

Die Kommission vertritt deshalb weiterhin die An-
sicht, dass die Zahlungen aus dem Finanzausgleich,
zumal nach dessen Absenkung, allein nicht ausrei-
chen, um die unterschiedliche Leistungs- und Fi-
nanzkraft der Rundfunkanstalten auszugleichen und
eine funktionsgerechte Aufgabenerfüllung der klei-
neren Anstalten sicherzustellen. Daher seien wei-
terhin und verstärkt vielfältige Formen der Koope-
ration mit dem Ziel der Kosteneinsparung und Ko-
stenentlastung, insbesondere der kleineren Anstal-
ten, nötig.

Das jetzt zu dem KEF-Bericht! Der Ausschuss hat
sich in seiner Sitzung am 20. Mai mit dem 14. Be-
richt der Kommission zur Ermittlung des Finanzbe-
darfs der Rundfunkanstalten befasst, sich von der
Senatskanzlei die Schwerpunkte vorstellen lassen
und insbesondere die für Radio Bremen wichtigen
Aussagen des Berichtes ausführlich beraten, weil das
für  uns  als  Landesparlament  logischerweise  sehr
wichtig ist.

Der Ausschuss, und jetzt wird es interessant, teilt
die  Auffassung  der  KEF,  dass  die  Grenzen der

Kooperationsmöglichkeiten  der  Rundfunkanstalten
noch nicht erreicht sind. Er erwartet, dass die Proto-
kollerklärungen der Regierungschefs der Länder zu
ihrem Beschluss vom November 1999 zur Absenkung
der Finanzausgleichsmasse, dass durch internen Leis-
tungs- und Gegenleistungsaustausch zugunsten der
Funktionsfähigkeit der kleinen Landesrundfunkan-
stalten die Folgen der reduzierten Finanzausgleichs-
masse abgefedert werden sollten, verstärkt umge-
setzt werden. Der Ausschuss sieht in dem 14. Be-
richt eine sorgfältig abgewogene belastbare Grund-
lage für die Debatte um die Rundfunkgebührener-
höhung.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Sag das einmal der CDU!)

Nein, nein! Da sind auch Regierungschefs mit Grü-
nen-Beteiligung. Die quaken ja auch,

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Die sagen das nicht!)

und ich glaube, das ist das Problem. Es ist keine A-
B-Länder-Problematik, sondern ein Problem zwi-
schen großen und kleinen Rundfunkanstalten.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Dazu sage ich gleich einmal

etwas!)

Ja, gern! Das ist ja jetzt auch nur eine neutrale Dar-
stellung unseres gemeinsamen Beschlusses.

Der Vorschlag, die Rundfunkgebühr um 1,09 Euro
ab dem 1. Januar 2005 anzuheben, ist nach Auffas-
sung des Ausschusses plausibel begründet und in
der Höhe maßvoll. Deshalb empfiehlt Ihnen der Aus-
schuss, diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
hat das Wort der Abgeordnete Schildt.

Abg. Schildt (SPD): Frau Präsidentin, meine Kol-
leginnen und Kollegen! „Ein Ritt auf der Rasierklin-
ge“, „KEF hält die geplante Gebührenerhöhung für
verfassungsrechtlich problematisch“, das sind bei-
des Zitate aus Zeitungen. Das erste ist aus einer Dis-
kussion in Bremen und wurde vom Intendanten von
Radio Bremen geprägt. Ich glaube, dass es im Mo-
ment gerade die aktuelle Lage beschreibt.

Wir stehen ja in der Debatte heute genau zeitnah
zur morgigen Diskussion der Ministerpräsidenten,
und heute tagen zeitgleich die Staats- und Senats-
kanzleien  zur  Vorbereitung  der  MPK.  Ich  glaube,
dass diese zwei Zitate sehr schwierig sind und das
Problem noch etwas klarer machen, welche rund-
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funkpolitische  Diskussion  angefangen  wurde  und
durch  drei  Ministerpräsidenten,  Stoiber,  Milbradt
und  Steinbrück,  durchaus  auch  in  eine  Gefahren-
lage führen kann.

Ich weiß, dass unser Bürgermeister für die Inter-
essen des Landes Bremen kämpft und damit auch
für  die  Interessen  Radio  Bremens.  Man  mag  die
alten Probleme der Vergangenheit, die mit dem Fi-
nanzausgleich zu tun haben, hier wieder aufführen,
aber ich weiß, dass die Senatskanzlei sehr maßgeb-
lich mit Reinhard Hoffmann bei den Staatskanzlei-
en immer wieder darauf hinwirkt, dass man die In-
teressen zusammenhält, weil wir alle, und das ist für
die SPD-Bürgerschaftsfraktion ein wesentlicher Punkt,
an dem dualen Rundfunksystem festhalten wollen.

Deswegen  ist  diese  Gebührendiskussion  eine
schwierige Diskussion, wenn man sie mit einer Re-
formdiskussionen vermischt. Öffentliche Verwaltun-
gen müssen Reformfähigkeit zeigen. Reformfähig-
keit zeigt unser Parlament, indem wir auch ein Stück
weit etwas beigetragen und uns verkleinert haben.
Reformbedürftigkeit besteht auch bei den öffentlich-
rechtlichen Anstalten. Ich halte aber die Diskussio-
nen der vergangenen Monate für falsch, dass jedes
Mal wieder bestimmte Ministerpräsidenten aus be-
stimmten, vielleicht nachvollziehbaren Gründen eine
Diskussion anfachen, die durchaus schwierig und
nicht mehr nachvollziehbar ist, die also eine Gebüh-
rendiskussion, die notwendig ist, mit einer inhaltli-
chen Debatte verquicken. Es wäre schön, wenn die
Ministerpräsidenten sich Zeit genommen hätten, die
inhaltliche Diskussion über die Selbstverpflichtung
der öffentlich-rechtlichen Anstalten zu führen, die
jetzt vorliegt, mit der alle öffentlich-rechtlichen An-
stalten sich verpflichten, bestimmten inhaltlichen Zie-
len nachzukommen, und dies ist eben von der Ge-
bührendiskussion zu trennen.

(Beifall bei der SPD)

Ich komme gleich noch einmal darauf, warum die
Ministerpräsidenten nur an einer Stelle dem Verfah-
ren der KEF widersprechen können, um ein abwei-
chendes Votum abgeben zu können. Vielleicht noch
einmal vorweg: 86 Cent ist das, was drei Minister-
präsidenten vorgeschlagen haben, was jetzt auf der
MPK besprochen werden soll. Es ist aber faktisch
nur eine Erhöhung um 79 Cent, weil die Erhöhung
zum 1. April 2005 kommt und nicht, wie sonst durch
den Staatsvertrag vorgesehen, zum 1. Januar des
Jahres 2005. Also muss klar sein: Wir reden über
eine Gebührenerhöhung von 79 Cent und nicht von
86 Cent, weil die Differenz das Aufholen zur späte-
ren Beschlussfassung des jeweiligen Staatsvertrages
ist.

Von meinem Vorredner Herrn Strohmann ist schon
aufgezählt worden, was die KEF inhaltlich macht. Ich
habe noch zwei, drei Bemerkungen dazu! Die KEF

wurde 1975 durch Beschluss der Ministerpräsiden-
ten eingerichtet. Ihre Aufgabe ist es, nach Anmel-
dung der Anstalten – das ist die erste Stufe – dieses
riesige Zahlenwerk für DeutschlandRadio, ARD als
Gesamtanstalt und ZDF zu überprüfen und einen
Vorschlag für die Länder abzugeben.

1994 gab es das achte Rundfunkurteil des Bun-
desverfassungsgerichts, in dem noch einmal etwas
klarer geregelt wurde, inwieweit Ministerpräsiden-
ten, also die Landesregierungen, zuständig sind für
die Rundfunkpolitik in der Bundesrepublik und ent-
sprechende Veränderungen vornehmen dürfen. Der
KEF selbst ist noch einmal aufgegeben worden, dass
sie bei Beachtung der Programmautonomie die An-
meldungen fachlich zu prüfen hat, und sie stellt nach
der fachlichen Prüfung einen Finanzbedarf fest. Be-
sonders wichtig ist hierbei, dass die Beobachtung
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der öffent-
lich-rechtlichen Anstalten genauso zur Beurteilung
der KEF gehört.

Als Nächstes nach dieser Anmeldung durch die
Anstalten und der Beurteilung durch die KEF kommt
die dritte Stufe. Die Ministerpräsidenten bekommen
ein entsprechendes Papier vorgelegt – das war im
Januar dieses Jahres –, und darin stand, 1,09 Euro
ist die vorgeschlagene Gebührenerhöhung. Es war
im letzten Jahr von einem Entwurf zu hören, darin
sprach die KEF noch von 1,07 Euro. Durch Beratun-
gen, die das Verfahren vorschreibt, mit den Anstal-
ten unter Einbeziehung der Rundfunkreferenten der
Länder kam die KEF dann abschließend zu einer
Empfehlung von 1,09 Euro. Diese 1,09 Euro – das
muss auch jeder verstehen – ist keine Zahl, die da
Auskömmlichkeit bei den öffentlich-rechtlichen An-
stalten herbeizieht, sondern 1,09 Euro ist schon ein
Betrag, wo die öffentlich-rechtlichen Anstalten auch
extreme Einsparpotentiale weiter realisieren müs-
sen, um mit der Gebührenerhöhung von 1,09 Euro
überhaupt klarkommen zu können.

Insoweit, Herr Bürgermeister, ist es eine wichtige
Aufgabe, die Sie jetzt bei der Ministerpräsidenten-
konferenz haben, auch eine klare Aussage darüber
treffen zu können, warum die 1,09 Euro momentan
nicht die Größe sind, die man dem Gebührenzahler
zumuten kann, weil die Ministerpräsidenten als ein-
zige Möglichkeit haben, dem Verfahren der KEF und
der Summe in der Höhe zu widersprechen, wenn es
sozial unverträglich ist. Wenn also 1,09 Euro als so-
zial unverträglich erachtet werden, können die Mi-
nisterpräsidenten sagen, wir weichen von eurem
Beschluss ab und empfehlen jetzt diese 86 Cent.

Da muss es noch eine Begründung geben, damit
nicht nur wir politisch damit umgehen können, son-
dern damit auch die öffentlich-rechtlichen Anstal-
ten nicht den Weg einer Verfassungsklage gehen.
Ich glaube, das wäre die schwierigste gesamtpoliti-
sche Situation im Medienbereich, die wir uns lieber
nicht vorstellen sollten, wenn es jetzt dazu kommen
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würde, dass die Anstalten ARD und ZDF dagegen
klagen. Warum sehe ich das als schwierig an? Weil
die Europäische Union schon mehrfach aktuelle An-
fragen an die Bundesrepublik Deutschland gerich-
tet hat, inwieweit wir unser duales Rundfunksystem
finanzieren und aufbauen. Da sind also Gefahren
auf der europäischen Ebene vorhanden.

Ich möchte Sie, Herr Bürgermeister, gern noch
bitten, sich bei den Gesprächen, die jetzt anstehen,
nicht nur stark dafür einzusetzen, dass Radio Bre-
men finanziell nicht schlechter gestellt wird. Ich spre-
che da speziell auch den Teil des Finanzausgleichs
an. Ich hoffe nicht, dass Baden-Württemberg diese
Diskussion über den Finanzausgleich, der festge-
schrieben ist und bei der letzten Gebührenerhöhung
von 1,9 Prozent auf ein Prozent heruntergegangen
ist, noch einmal neu anfacht.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es wäre katastrophal für die kleinen Anstalten und
politisch ein riesiger Schaden, der entstehen wür-
de, weil man jetzt ein Verfahren hat, was sowieso
schon kraus genug ist und dann noch einmal auf die
Grundfeste kommt. Eine Botschaft! Die zweite Bot-
schaft ist, Herr Bürgermeister: Es gibt Diskussionen,
dass die Mittel, die bisher der SFB und der ORB be-
kommen haben,

(Zuruf vom Bündnis 90/Die Grünen: Pst!)

3,3 Millionen Euro – ich weiß, dass „Pst!“ heißt, man
soll nicht so viel über Sachen reden, die problema-
tisch sind, aber ich weiß, dass der Bürgermeister sich
dafür einsetzen wird,

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Wir sind ja
unter  uns!  –  Abg. F o c k e  [CDU]:  Und

dem Offenen Kanal!)

dass die 3,3 Millionen Euro, die frei sind, möglichst
bei den kleinen Anstalten verbleiben und nicht in
die allgemeine Masse mit eingehen, denn dann wür-
de jetzt schon das eine Prozent unterstrichen wer-
den.

(Beifall bei der SPD)

Sie sehen daran, meine Damen und Herren, Herr
Bürgermeister, wir unterstützen Sie da, wo Sie die
Interessen Bremens stark voranbringen können.

Wichtig ist auch, dass Sie mitnehmen, dass wir
nach meiner Beurteilung rundfunkpolitisch vor ei-
nem großen Schaden stehen. Es gibt immer einen
Tag nach 86 oder 87 Cent, und danach muss kom-
men, dass wir uns über die Zukunft des öffentlich-
rechtlichen  Systems  im  dualen  Rundfunksystem

mehr unterhalten, als es bisher der Fall war. Sowohl
Stoiber als auch Milbradt und Steinbrück, glaube
ich, haben alle Beschlüsse in ihren jeweiligen Län-
dern mitgetragen, soweit sie dort in Gremien vor-
handen  sind,  die  dazu  geführt  haben,  dass  es
Bayern-alpha gab, dass es Ausweitungen von Pro-
grammen  gab,  weil  das,  was  öffentlich-rechtlich
praktiziert wird, nicht im luftleeren politischen Raum
stattfindet. Dadurch sitzen Teile der Politik auch in
den Rundfunkräten und wissen Bescheid, was da
passiert.

Es muss also einen Tag nach der Diskussion ge-
ben, und es darf nichts passieren, Herr Bürgermei-
ster, was in die Richtung geht, dass die 86 Cent, die
jetzt anstehen, noch gefährdet sind. Ich spreche da
das Hotelprivileg an, wo vier Cent im Raume stehen,
wo im Moment davon auszugehen ist, wenn das Ho-
telprivileg kommt, schlicht gesagt –

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das musst du erklären!)

das will ich auch jetzt, Frau Kollegin! –, dass ab ei-
ner Größe von 50 Zimmern eines Hotels die Fernse-
her komplett bezahlt und angemeldet werden bei der
GEZ. Bisher gibt es da Befreiungstatbestände. Wenn
dieser Fakt dann wieder zurückgeholt wird, dass vie-
le sagen, dadurch haben wir einen Standortnachteil,
sind es vier Cent, die nicht der öffentliche Sektor noch
zusätzlich zu erbringen haben müsste. Also müsste
es hier eine Mindesterhöhung auf 90 Cent geben.

(Glocke)

Es gibt noch zwei kleine Teile, Herr Präsident!

(Zurufe von der CDU: Frau Präsidentin!)

Entschuldigung, Frau Präsidentin! Ich habe die Glo-
cke gehört! Es gibt noch weitere kleine Teile, Herr
Bürgermeister, die Ihnen garantiert bekannt sind. In-
soweit stärken wir also Ihr politisches Handlungs-
geschick und hoffen, dass die Gespräche, die da am
Ende in der Kaminrunde wahrscheinlich dazu füh-
ren werden, dass es eine Endgebührenerhöhung gibt,
die immer zum Wohle des Landes Bremen für Radio
Bremen auskömmlich ist und für das duale Rund-
funksystem in der Bundesrepublik Deutschland. Ich
glaube, wenn man das einhält, kann man am Ende
auch ohne eine Verfassungsklage nach dem 1. April
des  nächsten  Jahres  weiter  zwischen  öffentlich-
rechtlichen Anstalten und uns, der Politik, offen ins
Visier schauen. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort erhält die
Abgeordnete Frau Stahmann.
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Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren!

(Zuruf von der SPD: Frau Präsidentin!
Schon wieder!)

Frau Präsidentin, Entschuldigung! Das kostet einen
Kaffee, glaube ich! Man muss sich langsam umstel-
len.

Der  Kern  der  Debatte  ist  weiter,  als  dass  man
feilscht um 1,09 Euro oder 86 Cent oder das, was
Frank Schildt eben angesprochen hat, 79 Cent. Der
Kern der Debatte geht weiter. Es geht darum, dass
einige Ministerpräsidenten in die Kompetenzen der
Landtage hineinfuhrwerken. Deshalb, finde ich, ist
das auch ein Thema, das hier auf den Tisch gehört,
weil es die Landtage sind, die letztendlich den KEF-
Bericht zur Kenntnis nehmen, beraten und über die
Staatsverträge abstimmen. So kann es nicht gehen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Dass der Bürgermeister immer Gutes im Schilde
führt, hat er ja gestern versucht, deutlich zu machen,
aber ob es dann auch reicht, um für Radio Bremen
das Beste herauszuholen, Herr Schildt, da warte ich
noch ein bisschen ab. Im Kern geht es jetzt wieder
um die Existenz von Radio Bremen. Heute Morgen
in der Fragestunde ist deutlich geworden, wenn die
Gebühren niedriger ausfallen, als die KEF errech-
net hat, dann fehlt Radio Bremen in diesem ganzen
wackeligen Finanzkonstrukt eine Million Euro, und
das ist eine erhebliche Summe. Sollte sich der neue-
ste Vorschlag dieser ausgewählten Ministerpräsiden-
ten mit einer Phantasiezahl von 86 Cent durchset-
zen, fehlt dem Sender Geld, das dringend gebraucht
wird, und das ist aus grüner Sicht eine neue schwe-
re Bürde für Radio Bremen.

Ich erwarte von Ihnen, Herr Bürgermeister, dass
Sie sich bei der entscheidenden Ministerpräsiden-
tenkonferenz für den KEF-Vorschlag stark machen,
der eine Erhöhung um 1,09 Euro vorsieht, und dass
Sie sich stark machen für das Verfahren, das das
Bundesverfassungsgericht  der  Politik  aufgegeben
hat. Das erwarte ich hier als grüne medienpolitische
Sprecherin.

Ich möchte davor warnen, den KEF-Vorschlag ab-
zulehnen, und zwar sind aus grüner Sicht die Ge-
bühren für ARD und ZDF ein Beitrag zur Rundfunk-
vielfalt und Rundfunkfreiheit in Deutschland. Es wur-
de bewusst eine unabhängige Kommission mit der
Gebührenfestsetzung beauftragt. Die KEF überprüft
den von ARD und ZDF angemeldeten Finanzbedarf,
und die Anstalten haben gesagt, wir brauchen eine
Gebührenerhöhung  von  zwei  Euro.  Hat  die  KEF
denn gesagt, es kommt eine Gebührenerhöhung von
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

zwei Euro? Hat sie gesagt, nein, die kommt nicht,
dieser Bedarf ist nicht angemessen? Die KEF hat Spitz
auf Knopf gerechnet. Da sitzen die Experten der Lan-
desrechnungshöfe, und ich kann nicht sehen, dass
das Menschen sind, die keine Ahnung von der Ma-
terie haben. Ich habe eher Zweifel, dass die Minis-
terpräsidenten, die sagen, 86 Cent gehen in Ord-
nung, Ahnung von der Materie haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die KEF ist kein Wunschkonzert, und die Länder
dürfen nur einschreiten, wenn die Erhöhung nicht
sozialverträglich ist. Natürlich ist niemand glücklich
hier im Haus über höhere Gebühren, gerade ange-
sichts der aktuellen Kostenexplosion in vielen Be-
reichen, aber Qualität hat ihren Preis. Eine Gebüh-
renerhöhung um 1,09 Euro halte ich für maßvoll und
sozialverträglich.

Die Rundfunkgebühren sind kein Thema, das aus
grüner Sicht per Zuruf auf dem politischen Basar
ausgehandelt werden sollte. Die Gebühren müssen
so gestaltet werden, dass der öffentlich-rechtliche
Programmauftrag auch erfüllt werden kann. Das ent-
bindet natürlich auch ARD und ZDF nicht von not-
wendigen Sparanstrengungen. Ich appelliere aber
an Sie, und ich sage das auch allen meinen anderen
Kollegen in den Landtagen immer wieder: Trennt
die Debatte um die Rundfunkgebühren von einer
Strukturdebatte  über  den  öffentlich-rechtlichen
Rundfunk ab, sonst fährt uns das ganze Verfahren
an die Wand!

Wer weder amerikanische noch italienische Ver-
hältnisse bei Radio und Fernsehen in Deutschland
will, der weiß, dass wir dafür einen gut funktionie-
renden öffentlich-rechtlichen Rundfunk brauchen,
und der kostet Geld. Wer weiß, was die öffentlich-
rechtlichen Sendeanstalten auch für die kulturelle
Vielfalt im Land leisten, der wird sich nicht an einer
weiteren Beschädigung der Kommission zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs beteiligen. Das Bundesver-
fassungsgericht hat dieses Verfahren mehrfach be-
stätigt, und die Ministerpräsidenten täten aus unse-
rer Sicht gut daran, die Debatte nun zurückzufüh-
ren auf einen sachlichen Kern und sich gemeinsam
für einen starken öffentlich-rechtlichen Rundfunk
auszusprechen.

Ich versuche, deutlich zu machen, dass ich mich
hier nicht mit Herrn Dr. Scherf um Cents streiten
will. Ich stehe hier, weil ich es schwierig finde, dass
ein Verfahren, auf das man sich mit allen Bundes-
ländern geeinigt hat, durch die Hintertür in Frage
gestellt wird.

In der Haut von ARD und ZDF möchte ich auch
nicht stecken, denn die sind ziemlich ratlos, ob sie
sich diesem Diktum der Länderchefs fügen sollen
oder nicht. Sie wissen, dass eine Verfassungsbe-
schwerde Jahre dauern würde und sie in dieser Zeit
gar keine Gebührenerhöhung bekämen. Lieber sol-
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len sie nehmen, was sie bekommen, sagen einige.
Dann besteht aber die Gefahr, dass der einmal tole-
rierte Vorgang zur Gewohnheit wird, dass sich künf-
tig also dieses ganze Procedere der Gebührenermitt-
lung und das KEF-Votum als irrelevant erweisen.
Dann kommen immer die Ministerpräsidenten und
stellen am Ende das Ergebnis dieser Kommission in
Frage. Ich frage Sie, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von CDU und SPD: Wollen wir das? Wir Grü-
nen wollen es nicht!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Von  den  Grünen  gibt  es  bundesweit  ein  Votum
und ein Bekenntnis für das KEF-Verfahren. Deswe-
gen  auch  mein  Zwischenruf  an  Herrn Strohmann,
der ja eben hier nur als Berichterstatter stand! Herr
Dr. Scherf hatte ja einmal gefordert, ich solle mich
aufmachen in die anderen Landtage, meine Kolle-
ginnen und Kollegen überzeugen, und ich habe
schon vor einigen Monaten gesagt, die Grünen ste-
hen zu dem KEF-Verfahren, sie zweifeln nicht die
Gebührenerhöhung um 1,09 Euro an.

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Auch in
NRW!)

Auch  in  NRW,  selbstverständlich!  Mein  Kollege
Oliver Keimes ist einer der Verfechter, der klipp und
klar sagt, an diesem Verfahren wird nicht gerüttelt.
Es ist doch ein unwürdiges Schauspiel, Herr Stroh-
mann, das müssen Sie doch hier als Landtagspoliti-
ker genauso empfinden wie die Grünen! So kann es
nicht gehen!

Wir sagen, die Entscheidung der Ministerpräsi-
denten  wird  den  Landtagen  zur  Beschlussfassung
vorgelegt. Die Grünen in der Bremischen Bürger-
schaft und auch die Grünen in allen anderen Land-
tagen erwarten, dass die Ministerpräsidentenkonfe-
renz die basarartigen Verhandlungen wieder zu ei-
nem geordneten, für alle nachvollziehbaren und ver-
fassungsrechtlich unangreifbaren Verfahren ordnet.

Ich kann auch wenig damit anfangen, dass es Bun-
desländer gibt, Herr Schildt hat es eben gesagt, die
fordern, jetzt solle der Finanzausgleich noch weiter
abgeschmolzen werden. Es gibt jetzt auch welche,
die sagen, das mit der Strukturhilfe für Radio Bre-
men müssen wir uns noch einmal überlegen, wenn
die Gebührenerhöhung nicht so kommt wie anvi-
siert, dann stellen wir auch wieder die Strukturhilfe
in Frage. So kann es auch nicht laufen! Es gibt ei-
nen schriftlich unterzeichneten Vertrag, und selbst
ich als Nichtjuristin weiß: Vertrag ist Vertrag, und
wir müssen als Bremer Landtag darauf pochen, dass
dieser Vertrag eingehalten wird und die 64,4 Millio-
nen Euro auch an Radio Bremen fließen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Jetzt noch ein Punkt zu der Sache! Das am Ran-
de: Dass sich die Ministerpräsidenten überlegt ha-
ben, dass ab 2007 Rundfunkgebühren auch auf Com-
puter zu erheben sind, das ist aus grüner Sicht ein
Vorschlag, den wir, das kann ich hier gleich sagen,
mit  allen  medienpolitischen  Sprecherinnen  und
Sprechern  der  Landtage  ablehnen.  Was  ist  das
Nächste? Sollen demnächst UMTS-Handys gebüh-
renpflichtig werden?

Wir halten das für eine falsche Debatte. Wir sa-
gen, wenn man ein Moratorium zum Thema Com-
puter und Rundfunkgebühren beschließt, dann muss
man diese Zeit auch zum Debattieren nutzen. Das
Thema „Gebühren für internetfähige Computer“ ist
in keinem der anderen Landtage aufgerufen worden,
und man kann nicht am Ende eines Moratoriums sa-
gen, nun muss es eine Gebühr geben. Das kritisie-
ren wir, und wir sagen, ehe man solche Schritte geht,
muss man dann noch einmal die Debatte aufrollen:
Will man eine Medienabgabe oder will man an den
Gebühren festhalten?

Die  grundsätzliche  Frage  bleibt  dennoch  übrig:
Will man jetzt alle vier Jahre, so lange dauert die Ge-
bührenperiode, immer wieder mit den Debatten über
die Centbeträge von vorn beginnen, oder müssen
wir nicht ein für alle Mal klären, und das für alle
Landtage: Wie viel Rundfunk wollen wir uns eigent-
lich  leisten?  Wollen  wir  zwei  öffentlich-rechtliche
Sender? Wollen wir die ARD in dieser Struktur, wol-
len wir das ZDF in dieser Struktur? Wollen wir 61
Hörfunksender? Wollen wir Spartenkanäle wie ARTE,
den fand Helmut Kohl auch gut, wollen wir 3 Sat,
wollen wir Phoenix, wollen wir BR-alpha? Das müs-
sen wir klären, da ist die Politik gefordert.

Die Politik soll sich aber schön heraushalten aus
dieser Frage: Wie werden Gebühren ermittelt, wie
werden sie festgesetzt? Wir haben die KEF einge-
setzt, das ist ein gutes Instrument, und aus grüner
Sicht sollte daran nicht gerüttelt werden. Vom Mini-
sterpräsidenten erwarte ich, dass er sich natürlich
für das Gute einsetzt. Im Grunde wird es aber dar-
um gehen, die Bremer Interessen möglichst zu wah-
ren, in einem sehr schwierigen Prozess, das weiß ich,
es wird nicht zu Streicheleinheiten kommen, aber
ich erwarte, dass er sich auch mit harten Bandagen
für Radio Bremen einsetzt. Das weiß er aber eigent-
lich auch!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU)*): Frau Präsidentin, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Es sind hier ja
schon  einige  Punkte  angesprochen  worden.  Ich
würde ganz gern – Frank Schildt hat es angedeutet
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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– die Problematik der europäischen Wettbewerbs-
hüter noch einmal ganz kurz ansprechen, weil ich
glaube, das ist ein grundlegendes, wichtiges Pro-
blem, denn bei allem Interesse als Landespolitiker
für Radio Bremen müssen wir natürlich den gesam-
ten öffentlich-rechtlichen Rundfunk und die Struk-
tur im Auge behalten.

Ich glaube, bei der ganzen Diskussion, die im letz-
ten Jahr oder in den letzten eineinhalb Jahren ge-
führt wurde, kann man nur als grobe Überschrift
sagen: Es wird keiner gewinnen. Es wird kein Mini-
sterpräsident gewinnen, und es wird auch kein In-
tendant gewinnen, denn wie wichtig der öffentlich-
rechtliche Rundfunk für uns alle, für die Entwick-
lung innerhalb Deutschlands, für unser kulturelles
Leben ist, das interessiert im Grunde EU-Wettbe-
werbshüter recht wenig. Bisher war der Zugriff von
EU-Beamten durch verschiedene Regelwerke ja sehr
behindert oder verwehrt, zuletzt durch die europäi-
schen Fernsehrichtlinien. Doch die Ausdehnung der
Sender in gewisse Gebiete hat natürlich jetzt teil-
weise den Zugriff der Wettbewerbshüter ermöglicht.
Ich spreche da nur ein paar Punkte an: Die Mög-
lichkeit der 0190-Nummern, dass man einmal eben
bei einem Quiz mitmachen kann, private Sponso-
ren, der gesamte Internetauftritt. Das sind ein paar
Beispiele, wo es jetzt natürlich sehr problematisch
wird.

Wir müssen alle aufpassen, und da müssen auch
die Ministerpräsidenten genauso wie die gesamten
Intendanten aufpassen, dass dies nicht zu einer
Umkehr  der  bisher  geltenden  Maßstäbe  führen
kann, sondern dass wir unser System, was sich in
den letzten Jahren bewährt hat, beibehalten. Da-
hinter stehe ich auch voll und ganz.

Es gab aber natürlich in verschiedene Richtungen
Auswüchse, wo wir wirklich aufpassen müssen, dass
wir irgendwann nicht einen öffentlich-rechtlichen
Rundfunk haben, den wir alle gar nicht wollen, der
uns aber durch Brüssel so bestimmt wird. Es laufen
schon Auskunftsersuchen durch die EU. Sie wollen
herausfinden, was mit den Gebühren gemacht wird,
ob diese sinnvoll eingeführt werden. Nicht dass ir-
gendwann dann ein Beschluss kommt, dass einige
Teile der Gebühren unrechtmäßig eingesetzt wer-
den! Dieses Ganze, da müssen wir aufpassen.

Da ist natürlich die laufende Debatte über die
Gebühren Wasser auf die Mühlen der EU, denn an-
statt jetzt zu zeigen, wie perfekt unser System durch
eine unabhängige Kommission läuft, entfachen ei-
nige in diesem Land – ich will Bremen da einmal
bewusst auf beiden Seiten ausnehmen, sowohl auf
Ministerpräsidentenseite als auch auf Intendanten-
seite – einen Streit und fassen willkürliche Beschlüs-
se wie einige Ministerpräsidenten hier mit dem Vor-
schlag mit den 86 Cent. Das ist ein willkürlicher, aus
der Luft gegriffener Betrag.

Das, muss man aber auch fairerweise sagen, sind
einige Intendanten. Ich habe das nun auch in eini-

gen Runden mitbekommen, wie aggressiv und wie
konträr gleich aufeinander zugerannt wurde, als
wenn es wirklich um das blanke Überleben ginge,
denn aus einigen Staatskanzleien sollte ja eigent-
lich nur andiskutiert werden, inwieweit wir in der
jetzigen Zeit bei knappen Kassen, sinkenden Real-
löhnen, bei einer sehr hohen Arbeitslosigkeit auch
innerhalb der ARD wirklich ein maßvolles Schrump-
fen von ARD und ZDF bei Beibehaltung der Quali-
tät erreichen können.

Da sind einige Intendanten natürlich auch gleich
in einer Art und Weise dagegen vorgegangen, die
natürlich dieses ganze Hochschaukeln der Diskus-
sionen verstärkt hat. Daher möchte ich mit einem
Zitat aus der „Zeit“ zu dieser ganzen Diskussion ab-
schließen:

„Leider traten Vertreter von ARD und ZDF mo-
natelang auch noch wie Monarchen gegen Ende des
Absolutismus auf. Ludwig XV. von Frankreich und
der Preuße Friedrich der Große konnten sich im acht-
zehnten Jahrhundert schwer vorstellen, dass etwas
ihre Herrschaft hinwegfegen könnte. Nun erinnert
der Mainzer Lerchenberg so wenig an Versailles wie
die NDR-Zentrale an Schloss Sanssoucis. Doch Mon-
archen und Intendanten beriefen sich gleicherma-
ßen leidenschaftlich auf die jeweils letzte Instanz ih-
rer Zeit, die einen auf Gott und die anderen auf das
Bundesverfassungsgericht. So blieben sie jeden öf-
fentlichen Selbstzweifels enthoben.“

Das ist, glaube ich, der Punkt, und das sollten wir
auch bei allem Selbstbewusstsein als Landesparla-
ment beachten. Wir können es hier fordern und ma-
chen. Wir sind aber ein Sechzehntel des Systems,
und ich glaube, das ist der Punkt, den wir unserem
Bürgermeister mitgeben, weil er darin ja auch per-
fekt ist, dass er wirklich die Streithähne wieder zu-
sammenbringt, da moderiert und wirklich die ande-
ren Ministerpräsidenten überzeugt, dass wir wieder
auf den Teppich der Tatsachen zurückkommen und
dieses Hochputschen allen nichts nützt, letztendlich
auch nicht dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk.

Wenn dann noch etwas Vernünftiges für Radio
Bremen herauskommt, umso besser! Ich glaube aber,
es geht hier nicht nur um Radio Bremen, sondern es
geht allgemein um den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk für die nächsten Jahre. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort Herr Bürgermeister Dr. Scherf.

Bürgermeister Dr. Scherf: Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Alle drei Redner sind so wie
wir im Senat einverstanden mit dem KEF-Bericht.
Das kann man, glaube ich, festhalten. Alles das, was
wir hier als Vorlage zu diskutieren haben, ist von
uns unterschiedslos gleichermaßen nicht nur akzep-
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tiert, sondern auch gut gefunden worden. Es ist auch
richtig so.

Ich teile diese Einschätzung von den dreien, und
ich finde gut, dass im KEF-Bericht die beiden klei-
nen Anstalten, der Saarländische Rundfunk und Ra-
dio Bremen, hervorgehoben worden sind und deut-
lich gemacht worden ist, dass sie bei den riesigen
und dramatischen Anpassungsproblemen und An-
passungsanstrengungen als kleine Anstalten faktisch
die gesamte Last der Einsparungen in der gesamten
ARD zu schultern gehabt haben. Das muss man sich
einmal vorstellen, dass sich die Kleinen so stark ex-
ponieren und die Großen das Thema offenbar ver-
tagen! Das findet man in diesem KEF-Bericht wun-
derbar bestätigt, und auch die Forderung nach Aus-
gleich zwischen den Anstalten ist da nachdrücklich
unterstrichen. Das ist eine gute Basis, da sind wir
einig.

Die Chancen, dort morgen und übermorgen zu ei-
ner Einigung zu kommen, sehe ich positiv. Ich gehe
nicht mit der Absicht hin, dass wir da auseinander
laufen, und die ARD ist kaputt, und jeder sieht zu,
dass er klarkommt. Ich glaube, dass wir die ARD
vor diesem Zerbrechen bewahren und dass wir auch
morgen und übermorgen zu einem Konsens kom-
men, trotz dieser Initiative der drei Ministerpräsi-
denten, die ich aggressiv angenommen habe, mit
der ich über – –. Das war wieder Christian Weber,
der schaltet mir das Licht ab oder wie?

(Heiterkeit)

Ich glaube, wir müssen morgen zusammenkom-
men, und die Chance, die wir haben, ist, dass wir
innerhalb eines solchen von allen gewünschten Kon-
senses unsere kleinen Anstalten zusätzlich stützen.
Da haben Sie angedeutet, ich will darüber auch nicht
reden, dass es da mehrere Felder gibt, auf denen
materielle Fortschritte für Radio Bremen erzielt wer-
den können, die erhoffe ich mir. Minimum ist, dass
wir die 64 Millionen Euro, die wir fest eingeplant
haben,  beim  Bau  des  neuen  Radio-Bremen-Zen-
trums im Faulenquartier – es soll, glaube ich, jetzt
Stephaniquartier heißen also im Stephaniquartier –,
bekommen. Ich sehe aber auch, dass wir noch wei-
tere Schienen ausgelegt haben, auf denen wir dann
ganz konkret mithelfen können, dass diese beiden
kleinen Anstalten eine Perspektive behalten.

Unter dem Strich möchte ich gern, dass es eine
Einigung gibt. Frau Stahmann, ich hoffe, dass Sie
das auch wollen. Wenn wir das Ganze einfach mut-
willig zerschlagen und die anderen Sachen über uns
hinweggehen, ist das wahrscheinlich nur ein Pyr-
rhussieg. Man kann drohen, das tun wir übrigens
auch, mit dem Zerfall, mit dem Platzen der ARD.
Man muss es aber nicht betreiben, besonders nicht,
wenn man als Kleiner schutzbedürftig ist, und wir
sind nun einmal die Kleinen mit Radio Bremen.

Ob die Intendanten dann zum Verfassungsgericht
gehen oder nicht, das entscheiden wir hier ja nicht.
Das entscheiden weder die Ministerpräsidenten noch
die einzelnen Landtage. Das müssen sie sich genau
überlegen, ob das klug ist, ob sie da eine zusätzli-
che Möglichkeit haben, ihre institutionellen Finan-
zierungsinteressen durchzusetzen.

Ich bin prinzipiell gar nicht dagegen. Ich würde
denen das auch überlassen, ob sie das vielleicht so-
gar gemeinsam machen oder nicht. Die Chancen
sind nicht schlecht, denn vom KEF-Votum abzuwei-
chen ist dramatisch. Das sehe ich genauso wie Sie
alle, das muss man sorgfältig begründen. Wenn man
sich die Ausgangslage der ARD und des ZDF klar
macht, dann ist es ja ein erhebliches Abschmelzen
dieser auskalkulierten und ausgerechneten Gebüh-
renerhöhungsforderung.

Das entscheiden nicht wir, ob sie vor das Verfas-
sungsgericht gehen, das sollen sie entscheiden. Ich
setze darauf, dass unter den Intendanten der Kon-
sens größer ist als unter den Ministerpräsidenten,
dass sie also enger zusammenhalten. Das können
Sie beim WDR-Intendanten am besten erleben, der
ist nun der größte, und er ist eigentlich ein richtiger
Freund von uns. Er benimmt sich überall, wo er öf-
fentlich auftritt, als einer, der uns schützt. Ich hoffe,
dass die anderen das ähnlich machen. Es war bei
dem alten bayerischen Intendanten Scharf genau-
so, er hat vorbildlich für den Erhalt der kleinen An-
stalten gekämpft, das habe ich nicht vergessen. Der
neue macht es übrigens weiter. Da gibt es auch Ver-
bündete, die muss man pflegen, und die muss man
hüten.

Wir sind auf der Intendantenebene mit unseren
beiden kleinen Anstalten Saarland und Bremen nicht
schlecht aufgestellt, sondern die halten Gott sei Dank
zusammen. Ich hoffe sehr, dass sich das auf die Be-
schlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz auswirkt.
Ich nehme gern alle Ihre Anregungen, die Sie hier
vorgetragen haben, auf und will, so gut ich kann,
morgen und übermorgen versuchen, diese dort zu
Gehör zu bringen.

Ich sehe sie richtig vor mir, meine drei Kollegen,
die immer sagen, es ist nicht unser Problem, son-
dern es ist unser Landtagsproblem. So reden alle
drei. Sie sagen, wir bekommen in unseren Landta-
gen  keine  Mehrheiten  für  Gebührenerhöhungen
zusammen. Die machen da nicht den großen Zam-
pano.  Sie  sagen  vielmehr,  wir  haben  in  unseren
Landtagen – und in Nordrhein-Westfalen ist Wahl-
kampf, da ist es doppelt so schwer wie bei den Bay-
ern und bei den Sachsen – so eine Gebührenerhö-
hung zu vertreten. Sie schauen dann im Landtag auf
die Gigantengagen, die auch im öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk gezahlt werden, und da gibt es un-
glaubliche Gagen. Darüber macht sich keiner von
uns Vorstellungen, was die Fernsehstars da alles
kassieren. Auch im Fußball gibt es unglaubliche
Gelder, die alle schön über diese Gebühren verteilt
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werden. Diese Debatte läuft in Nordrhein-Westfa-
len nicht nur im Landtag, sondern ich vermute auch
im Wahlkampf.

Ich würde mich freuen, wenn wir das morgen und
übermorgen schaffen. Ich weiß, dass Sie das hier
geschlossen vertreten und sich hinter den Sender
gestellt haben, und das ist auch gut. Das ist gut für
das Land, das ist gut für den Sender, und das ist auch
gut für die ARD, aber ich sehe die anderen Debat-
ten in den betroffenen Landtagen, insbesondere im
nordrhein-westfälischen. Wenn Sie ihre medienpo-
litischen Sprecher alle überzeugen, glaube ich Ih-
nen. Das ist aber die eine Sache.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Ich dachte, die anderen ma-
chen das jetzt auch! Das war ja so verabre-

det!)

Die Medienpolitiker sind sich alle einig. Ich ken-
ne unter ihnen keinen, auch von den anderen Par-
teien, die nicht so reden würden, wie Sie drei eben
geredet haben.

(Abg.  Frau S t a h m a n n  [Bündnis  90/
Die Grünen]: Da bin ich ja jetzt enttäuscht!)

Sie gehen sehr aufeinander ein, das ist ja auch gut
so, und ähnlich läuft es überall. Die sind es nicht,
sondern sie haben in ihren Fraktionen kräftigen Ge-
genwind.

(Zuruf der Abg. Frau S t a h m a n n
[Bündnis 90/Die Grünen])

Alle, nicht nur die Grünen! Die SPD auch, das weiß
ich! Das ist nicht nur auf eine Fraktion beschränkt.
Es gibt aber überall diese ebenfalls erkennbaren Po-
sitionen, die sagen, wir müssen da ein richtiges po-
litisches Gegengewicht schaffen.

Deren Argumente muss man überwinden, von den
Öffentlich-Rechtlichen  und  dem  Publikum.  Man
muss überall, wo man den Mund aufmachen kann
und darf, davon überzeugen, dass die Öffentlich-
Rechtlichen  sich  in  der  deutschen  Medienpolitik
qualifiziert durchgesetzt haben. Das war ja lange
umstritten.  Inzwischen  ist  es  anerkannt,  dass  die
Qualität und das Niveau über die Öffentlich-Recht-
lichen geliefert und geleistet wird, dass sie damit Er-
folg haben und dass uns viele außerhalb der Bun-
desrepublik darum beneiden, dass wir das trotz die-
ser Großschlachten in den letzten 30 Jahren durch-
gehalten haben.

Qualitätsmäßig haben sie sich durchgesetzt, auch
beim Publikum, und das ist die Basis, auf der ich
diese Gebührenerhöhung offensiv vertreten möch-
te. Weil sie über das Programm angekommen sind,
kann man auch gut begründet sagen, wenn das ge-

halten werden soll, kann das nicht einfach immer
weiter eingedampft werden. Darum gehe ich das of-
fensiv an und nehme Ihre Anregungen alle, so gut
ich kann, mit nach Berlin!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft nimmt von der Mitteilung des
Senats, Drucksachen-Nummer 16/206, und von dem
Bericht des Ausschusses für Informations- und Kom-
munikationstechnologie und Medienangelegenhei-
ten, Drucksachen-Nummer 16/281, Kenntnis.

Ich unterbreche die Sitzung bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 13.03 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
14.31 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
die unterbrochene Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag) ist wieder eröffnet.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine Gruppe Seniorinnen und Senioren der SPD
und der AWO aus Bremen-Huchting sowie Teilneh-
merinnen aus dem Mentoring-Programm der SPD-
Fraktion. Herzlich willkommen in unserem Haus!

(Beifall)

Ermittlungsverfahren  und  Verurteilungen  wegen
Steuerhinterziehung, Verkürzung von Sozialabga-

ben, illegaler Beschäftigung und Lohndumping

Große Anfrage der Fraktion der SPD
vom 10. Juni 2004

(Drucksache 16/280)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 14. September 2004

(Drucksache 16/394)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Dr. Scherf, ihm beigeordnet Staatsrat Mäurer.

Herr Staatsrat, wollten Sie die Anfrage mündlich
wiederholen? – Das ist nicht der Fall.

Dann gehe ich davon aus, dass wir in eine Aus-
sprache eintreten wollen. – Das ist der Fall.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 26. Sitzung am 6. 10. 04 1511

Dann rufe ich auf den Abgeordneten Grotheer.

Abg. Grotheer (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Das Thema unserer Großen An-
frage heißt „Ermittlungsverfahren und Vorurteile
wegen Steuerhinterziehung, Verkürzung von Sozi-
alabgaben, illegaler Beschäftigung und Lohndum-
ping“, und das Ziel der Befassung des Parlaments
mit diesen Fragen ist natürlich, dass wir das politi-
sche Augenmerk auf diese Themen lenken wollen.
Wir wollen, dass diese Straftaten, die hier genannt
sind, verfolgt und geahndet werden, und dazu brau-
chen wir Ressourcen, dazu brauchen wir Personal
und dazu brauchen wir Geld. Die Befassung mit die-
sen Themen hat das Ziel, das Parlament und die bre-
mische Öffentlichkeit darauf aufmerksam zu ma-
chen, dass dies eine sehr wichtige politische Aufga-
be ist.

Unsere Fragen beziehen sich auf die allgemeinen
Bewertungen, aber auch auf die praktischen Erfah-
rungen mit den gesetzlichen Regelungen bei der Be-
kämpfung der Schwarzarbeit. Daran gemessen, müs-
sen wir sagen, hätten die Fragen zum Teil etwas ge-
nauer ausfallen müssen,

(Abg. Frau W i e d e m e y e r  [SPD]: Die
Antworten!)

die  Antworten  zum  Teil  etwas  genauer  ausfallen
müssen. Die Fragen sind schon sehr genau. Ich kom-
me noch auf die Einzelheiten zu sprechen. Wir ha-
ben uns vorgenommen, hier mit Kritik und mit Lob
auch künftig gerecht umzugehen, und dies ist nun
ein Fall, bei dem wir uns auch einmal mit Kritik zu
Wort melden müssen.

Insgesamt wissen wir aus verschiedenen Veröf-
fentlichungen, es gibt Schätzungen, dass etwa 370
Milliarden Euro Wertschöpfung in diesen Bereichen
entstehen, die Gegenstand unserer Anfrage sind.
Das sind auf Bremen bezogen immerhin zwischen
drei und dreieinhalb Milliarden Euro. Wenn man das
umrechnet auf ein normales Steueraufkommen, dann
kommt man auf ganz erstaunliche Zahlen. Schät-
zungen sagen jedenfalls, dass davon zwischen ei-
ner und anderthalb Milliarden Euro Steueraufkom-
men hier auf den Raum Bremen entfallen würden.
Angesichts leerer öffentlicher Kassen sind das ganz
beachtliche Beträge, um die es hier geht, und diese
Zahlen machen wirklich betroffen.

Wenn wir sehen, dass im Bauhauptgewerbe zum
Beispiel in den letzten sieben Jahren sich die An-
zahl der Mitarbeiter etwa halbiert hat, aber die Pro-
duktionsmenge lediglich um etwa zehn Prozent ge-
sunken ist, dann macht das auch deutlich, wo ei-
gentlich hauptsächlich die Probleme liegen. Also, da
muss man etwas tun!

Wir haben nicht danach gefragt, weil wir es nicht
selbst nachlesen könnten, sondern um darauf auf-

merksam zu machen, wo sich denn die einzelnen
Strafvorschriften eigentlich finden. Der Senat ist auf
elf Fundstellen, so will ich sie nennen, gekommen:
im Strafgesetzbuch, im Ausländergesetz, im Sozial-
gesetzbuch III, in der Abgabenordnung und an ei-
nigen  anderen  Stellen.  Wir  wissen,  dass  es  noch
weitere „Fundstellen“ gibt. Das macht deutlich, dass
wir es hier mit unübersichtlichen Regelungen zu tun
haben. Das muss sicherlich besser werden, damit die
Betroffenen, vor allem aber natürlich auch die mit
der Verfolgung befassten Mitarbeiter und Behörden
damit besser umgehen können.

Ebenso ist darauf hinzuweisen, dass es auch im
zivilrechtlichen Bereich viele Ungereimtheiten gibt.
Dort gibt es Prozesse um Zahlungsansprüche, um
Rückforderungen,  sogar  um  Gewährleistungsan-
sprüche im Zusammenhang mit Schwarzarbeit, und
es gibt erstaunliche Entscheidungen deutscher Ge-
richte dazu. Auch das macht deutlich, dass in die-
sem Bereich ebenfalls ein Neuregelungsbedarf zu-
sätzlich gegeben ist. Wir meinen, dort ist mehr Klar-
heit erforderlich. Ein Gesetz muss verständlich sein
für alle Beteiligten. Wir meinen aber auch, dass das,
was im Bundestag dazu in den letzten zwölf Mona-
ten beschlossen worden ist, eine ganze Reihe von
Verbesserungen bringt, wenn auch noch nicht alle
Probleme damit gelöst worden sind.

Wir haben – Sie haben es vorliegen – gefragt nach
Zahlen, nach Ermittlungsverfahren in Bremen und
haben dazu wenig oder keine aussagekräftigen Zah-
len bekommen. Es ist richtig – das müssen wir ein-
räumen – das wissen wir auch, dass der Senat dar-
über keine eigene Statistik führt. Dies ist erstaun-
lich, denn der Bereich der Justiz ist wie kaum ein
anderer statistisch ganz genau ausgeleuchtet. Man
kann  bis  auf  jeden  einzelnen  Arbeitsplatz  eines
Staatsanwalts oder eines Richters feststellen, wie
viele Verfahren eingegangen und wie viele in wel-
chem Zeitraum erledigt worden sind. Das haben wir
gerade heute Morgen gehört im Rahmen der Frage-
stunde. Für diese speziellen Delikte gibt es zwar
keine besonderen statistischen Erhebungen, aber na-
türlich hätte man nachfragen können bei den Ge-
richten und bei den Behörden, und man hätte si-
cherlich auch Antworten bekommen können. Das
sollte vielleicht bei einer nächsten derartigen An-
frage besser gemacht werden.

(Beifall bei der SPD)

Wir können darauf verweisen, dass wir uns natür-
lich auch außerhalb dieses Hauses darüber informie-
ren, wie denn die Dinge eigentlich stehen. Wir kön-
nen dem Senat sagen: Es gibt Zahlen zum Beispiel
bei der Finanzkontrolle Schwarzarbeit. Das ist die-
se neue Einrichtung, die gegründet worden ist, die
nach der neuen gesetzlichen Regelung zuständig ist.
Da haben wir spannende Dinge erfahren.

Die Ursache für die Zunahme der Schwarzarbeit,
die nach unserer Überzeugung mit Sicherheit fest-
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steht, liegt auch darin begründet, dass die Zustän-
digkeiten für die Verfolgung in der Vergangenheit
äußerst zersplittert waren, nämlich für Schwarzar-
beit anders als für Verstöße gegen das Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz oder Verstöße gegen das Ar-
beitnehmerentsendegesetz oder für den Leistungs-
missbrauch. Das ist jetzt zusammengefasst worden,
und die Zahlen, die wir gehört haben für den Be-
reich Norddeutschland, sind zwar nicht aufgeglie-
dert auf einzelne Städte, sind aber auch so ganz be-
achtlich. Es sollen 4100 Bußgeldverfahren und 180
Ermittlungsverfahren im letzten Jahr durchgeführt
worden sein, die in den Zuständigkeitsbereich die-
ser neuen Behörde fallen. Das sind erstaunliche, aber
wie ich finde, auch erfreuliche Zahlen, weil sie deut-
lich machen, dass die neuen gesetzlichen Regelun-
gen greifen.

Nach Pressemitteilungen, die plausibel sind, ist es
so,  dass  nahezu  jede  vierte  Überprüfung  dieser
neuen Behörde Ergebnisse zeigt. Die Mitarbeiter ha-
ben  eine  Zielzahl  vorgegeben  bekommen.  Jeder
derjenigen, die dort tätigt sind, muss im Saldo etwa
160 000, 170 000 Euro pro Jahr erwirtschaften. Das
heißt, man rechnet damit, dass die Mitarbeiter, die
dort tätig sind, sich praktisch selbst mehr als finan-
zieren, denn Mitarbeiter, die im öffentlichen Dienst
160 000 Euro kosten, die kennen wir eigentlich nicht,
die gibt es nur in anderen Bereichen, aber nicht in
diesen Behörden. Es wird damit gerechnet, dass bis
zum Jahresende etwa 100 000 Anzeigen zustande
kommen werden wegen illegaler Beschäftigungsver-
hältnisse, die in diesem Ermittlungszusammenhang
fallen. Das sind wohlgemerkt nicht alle Fälle, die
ermittelt werden können, sondern das kann nur ein
Teil sein.

Im Moment, soweit wir gehört haben, konzentriert
sich die Ermittlungstätigkeit auf die größeren Ver-
fahren, dort, wo man also auf einen Schlag gleich
mehrere Dinge ermitteln kann. Auch dort ist ganz
Erstaunliches festzustellen, dass etwa bei den Über-
prüfungen von Großbaustellen in 14 Prozent aller
Fälle diese Ermittlungsgruppe fündig wird. Das wun-
dert uns nicht, wenn wir auch sehen, dass in Bre-
men und Bremerhaven auch in den vergangenen 14
Tagen solche Fälle bekannt geworden sind, dass im
Bereich des Taxen- und Mietwagengewerbes in 15
Prozent aller Überprüfungen Funde gemacht wer-
den und dass auch im Reinigungsgewerbe etwa in
dieser Größenordnung bei 16 Prozent Feststellun-
gen getroffen werden können.

Wir meinen, diese Einrichtung ist auf dem richti-
gen Weg und begrüßen das, was die rotgrüne Bun-
desregierung auf den Weg gebracht hat. Im Bun-
desrat ist mit der CDU im Einzelnen ein Kompro-
miss gefunden worden, das ist auf dem richtigen
Weg.

Wir müssen im Land Bremen dafür sorgen, dass
das politische Augenmerk weiter auf diesen Bereich
gerichtet wird, und wir bitten Sie alle um Unterstüt-

zung, wenn wir uns darum bemühen, dafür zu sor-
gen, dass die Behörden und dass die Gerichte in die
Lage versetzt werden, diesen Bereich ordentlich zu
bearbeiten. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Dr. Güldner, Sie ha-
ben mich vorhin wieder einmal quasi als Antidemo-
kraten beleidigt. Das habe ich gern, sich früher wahr-
scheinlich als Möchtegernrevoluzzer in sämtlichen
K-Gruppen ausgetobt haben und sich heute als der
große Demokrat aufspielen! Eine solche Vergangen-
heit kann ich als wahrer Demokrat nicht vorweisen.
Sie aber sind am wenigsten dafür geeignet, sich mit
mir über Demokratie überhaupt unterhalten zu kön-
nen. An Ihrer Stelle würde ich das Wort Demokratie
überhaupt gar nicht erst in den Mund nehmen. Das
Recht spreche ich Ihnen mit Ihrer wahrscheinlichen
Vergangenheit ab.

Meine Damen und Herren, wenn man sich die
Mitteilung des Senats auf die Große Anfrage der
SPD-Fraktion mit der Überschrift Ermittlungsverfah-
ren und Verurteilungen wegen Steuerhinterziehung
und so weiter einmal vor Augen führt, so ist es ein
Armutszeugnis,  das  seinesgleichen  sucht.  Meine
Damen und Herren, diese Mitteilung ist meines Er-
achtens völlig, aber auch völlig unzureichend be-
antwortet worden. Da heißt es bereits zu Frage eins,
der Senat verfüge über keine spezifischen Berech-
nungen zur Höhe der durch Steuerhinterziehung be-
ziehungsweise Verkürzung von Sozialabgaben be-
dingten  Einnahmeausfälle  für  die  Sozialversiche-
rungsträger und für den Steuerhaushalt im Land
Bremen. Verwiesen wird lediglich auf einen Bericht
des Bundesrechnungshofs vom 27. Oktober 2003,
wonach  der  Bundesrepublik  Deutschland  jährlich
sage und schreibe insgesamt 370 Milliarden Euro
an Steuern und Abgaben verloren gingen.

Fehlanzeige auch bezüglich einer Antwort auf die
Frage nach strafrechtlichen Ermittlungsverfahren,
weil, so die Antwort des Senats, statistische Daten
hierzu nicht erhoben werden. Gleiches wird zu den
Fragen vier bis sieben mitgeteilt.

Meine Damen und Herren, im Grunde ist diese so
genannte Mitteilung des Senats das Papier nicht
wert, auf dem sie geschrieben ist. Diese Mitteilung
des Senats ist eine Verhöhnung des Parlaments und
eine  eindeutige Bankrotterklärung des Senats. Diese
unverschämte Mitteilung spiegelt deutlich schwarz
auf weiß die Schamlosigkeit und die Unfähigkeit hie-
siger politischer Entscheidungsträger wider.

In der Großen Anfrage nehmen die Genossen der
SPD-Fraktion Bezug auf einen Gesetzentwurf der
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rotgrünen Chaosregierung, wobei von wirtschafts-
schädigender Verhaltensweise die Rede ist. In die-
sem Zusammenhang heißt es großspurig und beleh-
rend – das muss man sich einmal genauer vor Au-
gen führen –, es gelte, das Unrechtsbewusstsein und
das Bewusstsein vom Ausmaß der Schändlichkeit in
der Bevölkerung zu stärken. Das allein ist schon eine
Frechheit sondergleichen! Ausgerechnet verfehlte
und gescheiterte etablierte Politiker, die das Bun-
desland Bremen völlig, aber auch völlig ruiniert ha-
ben, maßen sich solche Töne gegenüber unserer Be-
völkerung an!

Meine Damen und Herren, angesichts leerer Kas-
sen sowohl beim Fiskus als auch bei den Sozialver-
sicherungsträgern wird nun auch die Schuld den so
genannten kleinen Leuten zugeschoben. Wenn hier
schon von Steuerhinterziehung gesprochen wird,
dann sollten Sie die Hauptschuld nicht bei den so
genannten kleinen Leuten suchen und sie ihnen
zuschieben, sondern vielmehr zum Beispiel den mul-
tinationalen Konzernen, Globalisierungsfanatikern
und dem durch die EU-Osterweiterung gigantisch
gewachsenen Problem der Schwarzarbeit.

„Wir können die Freizügigkeit nicht einschränken“,
so tönte Kanzler Schröder bereits vor dem 1. Mai
2004,  also  schon  vor  der  Aufnahme  der  Habe-
nichtse aus Osteuropa in die EU.

(Unruhe bei der SPD)

Beweisen Sie das Gegenteil! Wenn man das finan-
ziert, kann man natürlich auch so reden, das ist klar!

Damit hat Kanzler Schröder bewusst oder unbe-
wusst auf das Schengener Abkommen hingewiesen,
das rechtlich gesehen jedem so genannten europäi-
schen Bürger die Möglichkeit der freien Wahl sei-
ner Niederlassung erlaubt. Meine Damen und Her-
ren, dass dadurch auch jenen Tür und Tor geöffnet
wird, die durch Ortswechsel bewusst Steuerflucht
begehen können, dürfte sogar Ihnen klar sein! Tat-
sache ist auch, dass gerade Großkonzerne Arbeits-
plätze in Billiglohnländer verlagern und Zuliefe-
rungsprodukte dort herstellen lassen, um sie hier mit
einer sehr großen Gewinnspanne zu verscherbeln.

Meine Damen und Herren, Steuer- und Sozialver-
sicherungsbeitragsausfälle in Milliardenhöhe sind
die Folgen einer gescheiterten und verfehlten Poli-
tik dieser rotgrünen Chaosregierung, die eine Re-
kordverschuldung von sage und schreibe 1,5 Billio-
nen Euro, also drei Billionen DM – das ist eine Zahl
mit zwölf Nullen, falls Sie das vergessen haben –, zu
verantworten hat. Ebenso hat der unfähige SPD-
Minister Stolpe bei der Vertragsgestaltung in Sachen
Lkw-Maut Deutschland im Ausland zum Gespött ge-
macht, das kann man ja einmal so eindeutig sagen!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Worüber reden Sie eigentlich?)

Meine  Damen  und  Herren,  wenn  der  Komplex
Steuerhinterziehung,  Verkürzung  von  Sozialabga-
ben,  illegale  Beschäftigung,  Lohndumping  und  so
weiter zur Debatte steht, dann darf nicht verschwie-
gen werden, wer dafür die Hauptschuld trägt! Es
geht hier nicht etwa um ein paar Arbeitsunwillige
oder unberechtigte Sozialhilfeempfänger. Die wah-
ren Verursacher sitzen vielmehr in einer Globalisie-
rungsmafia, deren Ausleger auch in Bremen bis in
hohe  Politiketagen  reichen.  Bundesweit  werden
durch  beispiellose  Fehlentscheidungen  Milliarden
und Milliarden verschwendet und dem Gemeinwe-
sen entzogen, während gleichzeitig Gewinne rück-
sichtslos und skrupellos zu Lasten und auf Kosten
der dringend benötigten Arbeitsplätze und somit von
Sozialabgaben maximiert werden.

Meine Damen und Herren, ist es denn nicht so,
dass sich einige skrupellos, rücksichtslos und ohne
die geringsten Hemmungen die Taschen für Gene-
rationen vollstopfen?

(Abg. Frau W a n g e n h e i m  [SPD]:
Waschmaschine!)

Wer will bezweifeln, dass das Zahlen von Steuern
in Deutschland inzwischen für viele Kapitalgesell-
schaften ein Fremdwort geworden ist? Gewinne wer-
den möglichst ohne Nutzen für das nationale Ge-
meinwesen etwa in Staaten Osteuropas minimiert
versteuert, und Verluste werden in Deutschland zu
Lasten der Steuerzahler voll abgeschrieben.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, das Netz-
werk von Herrschenden aus Politik und überstaatli-
chen Konzernen funktioniert auf Kosten und zu Las-
ten der Steuerzahler im wahrsten Sinne des Wortes
wie geschmiert. Dabei bleiben Anstand, Moral, Ge-
wissen  und  soziale  Verantwortung  für  den  deut-
schen Staat und den sozial schwachen Menschen auf
der Strecke, was auch im Bundesland Bremen in er-
schreckender Weise schwarz auf weiß, Sie konnten
es  nachlesen,  deutlich  wird.  Politische  Entschei-
dungsträger sowohl des Bremer Senats als auch der
Bundesregierung befassen sich lieber mit eigenem
Machterhalt, Machtgewinn, Postenschiebereien, Par-
teienfilz, Pfründen und Personalien, anstatt sich wirk-
lich ernsthaft und nach Kräften, ich betone es, ver-
antwortungsbewusst um die wirklichen Nöte und
Sorgen der Bevölkerung zu kümmern und im Inter-
esse des Landes die Probleme effektiv zu lösen. Diese
Mitteilung des Senats beweist wieder einmal, was
der Volksmund sagt: Der Fisch stinkt vom Kopf her!

Eines noch zu den Gewerkschaften: Ich bin wirk-
lich einmal gespannt, wie zum Beispiel Herr Jägers
von der SPD mit seiner Operettengewerkschaft die
durch die EU-Osterweiterung ausufernde Billiglohn-
arbeit auf Baustellen und so weiter effektiv bekämp-
fen will. Mit Pro-forma-Pseudo-Alibi-Mickymaus-
Demonstrationen wie in Bremerhaven mit Sicherheit
nicht! Ich frage Sie: Sind nicht gerade die Gewerk-
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schaften mit ihrer unrealistischen Politik auch zum
Teil mitverantwortlich für die unsäglichen Lohndum-
pingskandale in der Gesellschaft?

Darum sollten die Gewerkschaften zuallererst ein-
mal dafür sorgen, dass ihre sehr gut verdienenden
Gewerkschaftsbonzen  in  den  Aufsichtsräten  der
Großkonzerne, wie zum Beispiel Herr Zwickel, auf
Kosten der Arbeiter nicht die Millionen und Aber-
millionen an Abfindungen für unfähige Manager und
Wirtschaftsbosse mit unterschreiben und damit ge-
nehmigen. Das wäre zweckmäßiger als Ihre nichts
bringenden Mickymaus-Demonstrationen, und es ist
eine Riesensauerei: Da bekommt zum Beispiel der
unfähige Karstadt-Aufsichtsratsvorsitzende Urban als
Belohnung für seine Unfähigkeit sage und schreibe
einmal eben so zehn Millionen Euro Abfindung, und
Abertausende  Arbeiter  von  Karstadt  verlieren  da-
durch ihren Arbeitsplatz und damit ihre Achtung und
ihre Würde. Wo bleiben da die Gewerkschaften? –
Ich bedanke mich!

Vizepräsident Ravens: Als Nächste erhält das Wort
die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Tittmann,
es ist eigentlich immer dasselbe mit Ihnen: Da, wo
Sie keine Argumente haben, denunzieren Sie poli-
tisch  Andersdenkende,  den  politischen  Gegner,
wenn Sie so wollen, und ich glaube nicht, dass man
sich das gefallen lassen kann,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU – Zuruf des Abg.

T i t t m a n n  [DVU])

dass Sie hier die vom Volk gewählte Bundesregie-
rung in einer solchen Art und Weise in Misskredit
zu bringen versuchen und denunzieren. Ich glaube,
dass man sich über die Inhalte der Politik, die ge-
macht wird, streiten sollte, aber es ist kein Diskurs
möglich mit jemandem, der behauptet, dass alle da
nur sitzen, um sich die Taschen voll zu stopfen.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ihre Ausein-
andersetzung sieht so aus, dass Sie weg-
laufen! Hat man doch im Fernsehen gese-
hen! So sieht das aus, Sie laufen weg! So

sieht Ihre Auseinandersetzung aus!)

Herr Tittmann, ich finde das völlig in Ordnung,
dass Sie sich gleich noch einmal zu Wort melden,
aber mit diesem Krakeelen da hinten kommen wir
hier nicht weiter!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Ich weise es zurück, dass Sie die Aufnahme von
Polen, Rumänien, Bulgarien, Slowenien, Lettland,

Litauen, Estland und all den anderen Ländern, die
wir in die Europäische Union aufgenommen haben,
als die Aufnahme der Habenichtse bezeichnet ha-
ben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Das haben Sie hier gesagt, und ich weise das zu-
rück! Es ist im Interesse Europas und Deutschlands,
dass diese Menschen zu uns kommen und dass wir
einen gemeinsamen Wirtschaftsraum bilden.

Sie haben nichts, aber auch gar nichts von der
Idee, auch der wirtschaftspolitischen, verstanden, die
Europa zugrunde liegt. Sie gehen davon aus, dass
man in heutigen Zeiten wie vor 200 Jahren in der
Kleinstaaterei Mauern um Wirtschaftsräume ziehen
kann, die undurchlässig sein sollen, für Menschen
sowieso, das liegt ja in Ihrer Tradition, aber diese
Mauern sollen undurchlässig für Menschen und für
Geld sein, nur die Waren der anderen, die wollen
wir gern haben! Sie haben nichts davon verstanden,
dass der deutsche Reichtum ganz viel mit Export zu
tun hat. Sie wollen eine Wirtschaftspolitik, die in
heutigen Zeiten ein völliger Anachronismus ist.

Vor 200 Jahren haben die Regionalfürsten die Stra-
ßen vergammeln lassen in der Hoffnung, dass durch
Radbruch jemand die Hotels vor Ort benutzt, weil
sie nicht wollten, dass die Mobilität die Wirtschaft
so prägt, wie sie heute geprägt ist. Das ist ein Kon-
zept von Vorvorgestern,

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Oder
von vor 70 Jahren!)

und nirgendwo, außer an Stammtischen, wo Men-
schen das glauben und sich von der richtigen Poli-
tik verlassen fühlen, kann man damit reüssieren. Ar-
gumente oder Konzepte haben Sie nicht!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Die von Ihnen so geschmähte Europaidee geht
übrigens gerade davon aus, dass es gelingen kann,
über  eine  Harmonisierung  innerhalb  Europas  und
eine Angleichung der Lebensstandards wenigstens
in diesem Wirtschaftsraum zu unterbinden, was Sie
hier selbst beklagt haben, nämlich eine Kapitalflucht
und die Möglichkeit von Unternehmen, immer je-
weils dahin zu gehen, wo man noch billigere Löhne
bekommt.

Ich will jetzt trotzdem noch gern zur Sache reden,

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Auch schon!)

und zwar zu der Großen Anfrage zur Steuerhinter-
ziehung und Schwarzarbeit. Die Grünen würden
ihren Redebeitrag gern mit einem Lob beginnen,
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nämlich mit dem Lob, dass es endlich eine bremi-
sche Rechtsverordnung gibt, auf die wir ja einein-
halb Jahre warten mussten, und ich glaube, dass das
eigentlich der Verdienst von Herrn Jägers, den Ge-
werkschaften und den Protestaktionen in Bremer-
haven ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

In diesem Fall, das will ich auch gern sagen, hat
die  Hartnäckigkeit  der  Kollegen  vor  allem  in  der
SPD den Senat doch noch dazu gebracht, nach die-
sen eineinhalb Jahren endlich diese Rechtsverord-
nung zu erlassen, die uns in der Tat einen ganz gro-
ßen Schritt voranbringt. In diesem Zusammenhang
möchte ich auch gern die Bundesregierung mit ih-
rem Gesetz zur Intensivierung der Bekämpfung der
Schwarzarbeit nennen, das zum 1. August 2004 in
Kraft getreten ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es scheint so zu sein, dass doch in vielen gesell-
schaftlichen Bereichen begriffen wird, dass man sich
dem Problem Schwarzarbeit intensiver widmen muss.
Ich finde es gut, dass die SPD-Fraktion diese Anfra-
ge gestellt hat, weil dieser Ansatz, dass man darü-
ber viel reden muss, um das Problembewusstsein zu
stärken, in unserem gemeinsamen Interesse ist. Bei
der Senatsantwort ging es mir aber eigentlich auch
so, dass sie irgendwie lieblos und ein bisschen tech-
nokratisch ist. Vielleicht könnten wir ja verabreden,
uns einmal gemeinsam diesem Thema, auch ressort-
übergreifend, zu widmen und mehr nach Strategien
und Konzepten zu fragen. Dann bekommen wir viel-
leicht den Senat dazu, sich auch noch einmal etwas
auszudenken und dem Parlament hier nicht nur Zah-
lenwüsten, mit denen man eigentlich nichts anfan-
gen kann, mitzuteilen.

Ein ganz zentraler Punkt ist für die Grünen neben
der Frage, was eigentlich Schwarzarbeit ist und wie
man sie bekämpfen kann, die nach wie vor von uns
als völlig anachronistisch empfundene Aufrechter-
haltung des Meisterzwangs. Das, was auf Bundes-
ebene dann endlich geeint wurde, nämlich eine
Aufweichung des auch aus dem vorletzten Jahrhun-
dert stammenden Zunftgedankens, finden wir un-
zureichend. Man kann zum Beispiel lesen, dass das
Malergewerbe immer noch dem Meisterzwang un-
terliegt, und ich finde es eher schade, dass diese
Reform so halbherzig gemacht wurde.

Das haben wir leider der CDU zu verdanken, die
meint, dass man in einem Wirtschaftssystem wie dem
unseren um das Bestehende Zäune bauen kann. Das
wird auf Dauer sowieso nicht gelingen, und es wäre
besser, wenn man für eine ganze Reihe von Gewer-
ken  den  Meisterzwang  aufweichen  würde,  und

wenn hier die Böhnhasen in Bremen öffentlich auf-
treten, dann haben sie auch viel Unterstützung für
diese Position. Die Grünen möchten auch gern, dass
wir es nicht mit der bisherigen Regelung zur Auf-
weichung des Meisterzwangs bewenden lassen, son-
dern dass wir weiter daran arbeiten. In dem Bereich
sind, wenn wir hier über Arbeitslosigkeit reden, noch
sehr viele Möglichkeiten für Existenzgründungen,
und es ist wirklich sehr schade, dass diese Reform
so halbherzig passiert und nicht weitergehender ist.

Ich will in meinem Redebeitrag jetzt aber gern
noch ein wenig nach vorn sehen. Ich glaube, zu dem,
was man hier in Bremen noch machen kann – über
das hinaus, was der Senat geantwortet hat –, fällt
mir eigentlich noch eine ganze Menge ein, wie man
in diesem Politikbereich noch etwas tun kann. Er-
stens ist wichtig, dass allen klar ist, dass es um et-
was Ressortübergreifendes geht. Das hängt mit dem
Justizbereich, dem Sozialbereich, dem Bereich Ar-
beitsmarktpolitik und dem Bereich Wirtschaftspoli-
tik zusammen, und nur wenn der Senat ein ressort-
übergreifendes Konzept entwickelt, kann man in
dem Bereich auch etwas werden.

Es ist wichtig, dass das ganze Haus hier, der Se-
nat und wichtige gesellschaftliche Kräfte Schwarz-
arbeit ächten. Es ist wichtig, dass wir darüber auf-
klären, dass auch im Bereich hauswirtschaftliche
Leistungen – über Bau ist hier ja schon gesprochen
worden – viele Missstände sind, die sich zum Teil
sehr nachteilig für die Arbeitgeber und die Arbeit-
nehmerinnen  auswirken.  Dass  in  dem  Bereich
Schwarzarbeit stattfindet, wo die hauswirtschaftli-
chen Hilfen oft noch nicht einmal gegen Unfälle ver-
sichert sind, muss dieser Senat auch in der Öffent-
lichkeit sagen und darüber aufklären, dass das nicht
in Ordnung ist, dass man damit hohe Risiken ein-
geht und man das ändern muss. Es muss auch ge-
ächtet werden, wie es immer mehr einreißt, dass
Friseurinnen  nach  Hause  kommen  und  dort  dann
schwarz bezahlt werden. Es gibt viele Bereiche, in
denen man das öffentliche Bewusstsein verändern
muss und in denen der Senat auch eine Aufgabe im
Rahmen seiner eigenen Öffentlichkeitsarbeit hat. Ich
finde, das ist auch insbesondere Sache der Arbeits-
senatorin.

Vor ein paar Monaten war ich bei einer Feierlich-
keit der Handwerkskammer eingeladen, da wurden
Existenzgründer geehrt. Da war ein Maler dabei, der
hat gesagt: Es war ganz leicht, ich habe einfach nur
in meinem Stadtteil Zettel an die Haushalte verteilt
und hatte ganz schnell Aufträge. Das weist darauf
hin, dass ein Teil von Schwarzarbeit, der stattfindet,
gar nicht einmal so etwas ist wie bewusstes Hinter-
ziehen von Steuern und Sozialabgaben, sondern das
hängt damit zusammen, dass sich unser Handwerk
nach wie vor nicht auf ein bestimmtes Marktseg-
ment einstellt und es dann irgendwie einfacher ist,
jemanden in der Nachbarschaft – der kennt einen
in der Nachbarschaft, und der kennt wieder einen
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in der Nachbarschaft – zu gewinnen, der einem das
macht.

Also, die Handwerkskammern müssen insgesamt
mit ihren Mitgliedern mehr darüber reden, wie sich
der handwerkliche Bereich darauf einstellen kann,
dass wir hier in Privathaushalten immer großen Be-
darf  an  Renovierungen,  an  kleineren  Umbaumaß-
nahmen haben, und wenn man, wie dieser Maler
berichtet hat, auf die Kunden zugeht, dann sind diese
oft auch bereit, die entsprechenden Kosten zu be-
zahlen, weil ein Teil der Schwarzarbeit einfach nur
deshalb stattfindet, weil unser Handwerk nicht pass-
genau das anbietet, was in den Haushalten nachge-
fragt wird.

Wir Grünen möchten gern Anzeigenkampagnen
des Senats. Wir möchten, dass der Senat für die Ab-
sicherung von Haushaltshilfen wirbt. Wir möchten
ein Landesprogramm für Existenzgründungen im
handwerklichen Bereich und auch bei Dienstleistun-
gen.

Wer über Schwarzarbeit redet, muss auch darüber
reden, dass wir illegale Ausländer haben, die keine
andere Wahl haben, als schwarz zu arbeiten. Wir
müssen wie andere Länder auch dazu kommen, uns
regelmäßig mit diesem Problem zu beschäftigen und
die Menschen zu legalisieren. Wer über Schwarzar-
beit redet, muss auch über das Arbeitsverbot für
Asylsuchende reden. Diese Faktoren tragen dazu
bei, dass das Unrechtsbewusstsein bei Schwarzar-
beit erodiert, und es fördert schattenwirtschaftliche
Strukturen.

Vielleicht können wir uns verabreden, den Senat
zu bitten, uns im Rahmen einer Großen Anfrage, die
wir dann vielleicht im Herbst noch einmal neu stel-
len könnten, mehr über seine Strategien zu berich-
ten, dass er uns hier ressortübergreifend berichtet,
wie er sich in Kooperation mit der Handwerkskam-
mer und anderen gesellschaftlichen Kräften diesem
Problem widmen kann. Im Zusammenhang mit der
Lage auf dem Arbeitsmarkt gibt es da, glaube ich,
noch viel zu tun. Wir sind da erst am Anfang. Es ist
kein reines Bauproblem oder eines der Bauwirtschaft
oder des Industriebereiches, sondern auch gerade
im Bereich Beschäftigung von Frauen gibt es da
ziemlich viel zu tun. Das lohnt sich nicht nur aus
fiskalischen Gründen, sondern auch aus Gerechtig-
keitsgründen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält die Abge-
ordnete Frau Hannken.

Abg. Frau Hannken (CDU)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Ich denke, dass in diesem
Hause Einigkeit zwischen den Fraktionen herrscht,
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

dass es gilt, die Schwarzarbeit nachhaltig zu be-
kämpfen. Schwarzarbeit verursacht in der Bundes-
republik Deutschland jährlich Einnahmeverluste in
Höhe von 370 Milliarden Euro. Würde man das ein-
mal in Beschäftigungsverhältnisse umsetzen, könn-
te man damit sechs Millionen Vollzeitarbeitsplätze
in Deutschland schaffen. Ich denke, damit wird je-
dem klar, welche Bedeutung hinter diesem Thema
steht.

Obwohl wir uns hier alle in diesem Ziel einig sind,
dass es gilt, Schwarzarbeit zu bekämpfen, denke ich,
dass die Große Anfrage der SPD-Fraktion und auch
die dazugehörige Mitteilung des Senats herzlich we-
nig zu diesem Thema beitragen. Die Fragen, die von
der SPD-Fraktion gestellt wurden, beschränken sich
allein auf den repressiven Teil, also was passiert,
wenn Schwarzarbeit vorhanden ist. Wie kann dies
dann repressiv behandelt werden? Welche Aufga-
ben übernimmt dann die Staatsanwaltschaft, und
welche Aufgaben übernehmen die Gerichte? Das ist
relativ einfach, da schaut man in die Gesetze. Dem-
entsprechend hat der Senat das auch getan und die
verschiedenen Strafgesetzbuchnormen und auch die
Normen, die in anderen Gesetzen zur Bekämpfung
von Schwarzarbeit enthalten sind, aufgelistet.

Das hilft aber nicht, das Problem zu lösen, dass es
gilt, auch die Ursachen von Schwarzarbeit zu be-
kämpfen. Ich glaube, eigentlich ist die Debatte dazu
richtig angesetzt und nicht, um zu schauen, was
passiert, wenn Schwarzarbeit schon geschehen ist
und wie Staatsanwaltschaft und Gerichte tätig wer-
den können, sondern wir müssen uns als Politik, als
Parlament eher darüber Gedanken machen, über die
Ursachen von Schwarzarbeit und wie wir diese Ur-
sachen abstellen können, damit Schwarzarbeit in der
Bundesrepublik Deutschland verhindert wird. Dazu
trägt die Große Anfrage der SPD-Fraktion, wie ge-
sagt, meines Erachtens wenig bei.

Ich finde auch ehrlich gesagt, dass wir als Parla-
mentarier ein bisschen überbezahlt wären, wenn un-
sere einzige Aufgabe darin bestehen würde, heute
festzustellen, Schwarzarbeit ist schlecht, denn dass
das so ist, weiß jeder. Ich glaube, dass unsere Auf-
gabe schon etwas darüber hinaus gehen sollte, näm-
lich sich mit den Ursachen auseinander zu setzen
und genau diese auch abzustellen.

Mit den Ursachen, finde ich, haben Sie es sich hier
teilweise auch etwas sehr einfach gemacht. Herr
Grotheer führt aus, dass es mit der Bekämpfung der
Schwarzarbeit so hapert, weil die Zuständigkeiten
nicht ganz geklärt seinen. Frau Linnert hat ausge-
führt, es läge daran, dass es noch den Meisterzwang
in Deutschland gäbe.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Quatsch!)

Ich glaube, mit beiden Bereichen ist hier keine aus-
reichende Antwort gegeben. Wenn Sie ehrlich wä-
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ren, würden Sie heute sagen, es liegt an der schlech-
ten  Steuer-  und  Arbeitsmarktpolitik  der  rotgrünen
Bundesregierung.

(Beifall  bei  der  CDU  –  Widerspruch  bei
der SPD und beim Bündnis 90/Die Grünen
–  Abg. K l e e n  [SPD]:  Da  lacht  sogar

Focke!)

Da muss man einfach ansetzen und schauen, was
die Menschen denn in die Schwarzarbeit treibt. Wa-
rum wählen sie den Weg, dass sie sich aus einer le-
galen Beschäftigung hinausziehen und in der Schat-
tenwirtschaft ihre Zukunft suchen? Das sind doch
genau die hohen Abgaben in Deutschland, die dazu
führen, dass immer weniger den Anreiz im legalen
Arbeitsmarkt finden, dort tätig zu werden,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Steuern waren unter Kohl viel hö-

her!)

und nicht, dass sie aus schier Schandudel sagen, sie
möchten lieber in der Schattenwirtschaft tätig sein
als auf dem legalen Arbeitsmarkt. Da sollten Sie die
Konzepte  Ihrer  Bundesregierung  einmal  ganz  ge-
nau überprüfen, und dann werden Sie auch die Feh-
ler sehen, die dahinter stecken.

Es gilt nämlich in erster Linie, eine Deregulierung
des Arbeitsmarktes herzustellen, damit auch die Un-
ternehmen in der Lage sind, mehr Beschäftigte ein-
zustellen und auch flexibler auf konjunkturelle Si-
tuationen einzugehen. Genau daran hapert es doch
unter den bestehenden Regelungen, dass es den Un-
ternehmen, aber auch den Arbeitnehmern schwer
gemacht wird, flexibel auf die Situation auf dem Ar-
beitsmarkt einzugehen, flexibel auf eine konjunk-
turelle Lage einzugehen. Genau dort setzen Sie im-
mer viel mehr Bürokratie ein, als dass Sie es wirk-
lich schaffen, dies zu deregulieren.

(Beifall bei der CDU)

Das Gleiche ist doch auch, dass wir uns vorwer-
fen müssen, dass es in der Steuerpolitik insgesamt
nicht erreicht worden ist, die Steuern so herunter-
zufahren, dass eben auch dort mehr Anreize geschaf-
fen werden für diejenigen, die tätig werden. Eben-
so bei den Lohnnebenkosten! Wenn sich jemand
heute die Frage stellt, der in der Sozialhilfe ist, ob er
vielleicht viel mehr Einkommen in der Schattenwirt-
schaft erzielen kann, als er es auf dem legalen Ar-
beitsmarkt schaffen würde, wie wollen wir denn da
Anreize setzen, dass er sich auf dem legalen Arbeits-
markt zurückmeldet? Der sagt sich doch, dass er es
viel leichter mit Sozialhilfe und eben einem Einkom-
men hat, das er aus der Schwarzarbeit erwirtschaf-
tet. Ich denke, genau dort sind die Fehler. Wir set-
zen falsche Anreize für Transferleistungen vom Staat.

Genau hier muss überdacht werden, und dazu ge-
hört eben auch, die sozialen Sicherungssysteme zu
überdenken und zu strukturieren.

Ich will nicht sagen, dass Sie das alles verkehrt
machen,

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Zu gütig!)

es sind sicherlich schon ein paar gute Ansätze er-
kennbar, auch bei dieser Regierung.

(Zurufe von der SPD)

Wir sind da ja in einer offenen Debatte, und ich den-
ke einmal, wir haben Ihnen da im Bundesrat auch
ganz schön auf die Sprünge geholfen, dass Sie in
die richtige Richtung gehen.

(Beifall bei der CDU)

Das haben wir aber auch gern gemacht, denn uns
geht es darum, dass wir es für Deutschland insge-
samt erreichen, dass mehr Beschäftigungsverhält-
nisse entstehen, dass mehr auf dem legalen Arbeits-
markt tätig sind und dass dieser Staat eben auch
dadurch verdient, dass die Menschen nicht aus der
Schwarzarbeit  ein  Einkommen  erzielen,  sondern
dass sie dann eben auch hier ihre Steuern, ihre Ab-
gaben bezahlen können und Deutschland insgesamt
zukunftsfähig gemacht wird.

Ich glaube, dass das heute eigentlich der Kern der
Debatte sein müsste, dass wir uns umfassend dar-
über unterhalten, inwieweit wir es schaffen, den Ar-
beitsmarkt zu reformieren, inwieweit wir es schaf-
fen, eine vernünftige Steuerpolitik in Deutschland zu
betreiben und inwieweit wir Transferleistungen vom
Staat so gestalten, dass wirklich Anreize dafür ge-
setzt werden, auf dem ersten Arbeitsmarkt tätig zu
werden. Das kann hier heute sicherlich nicht, zu-
mindest  nicht  auf  Grundlage  dieser  Großen  An-
frage der SPD-Fraktion, gemacht werden. Es kann
auch nicht auf Grundlage der Mitteilung des Senats
gemacht werden. Der haben Sie ja überwiegend ent-
nehmen können, dass zu den meisten Fragen, die
gestellt wurden, auch keine statistischen Unterla-
gen vorliegen. Ich stelle auch einmal in Frage, ob
wir wirklich unsere Verwaltung so weit beschäfti-
gen müssen, dass es ihr wichtiger ist, eine Statistik
zu erstellen, als dass es ihr wirklich darum geht, Pro-
bleme zu bekämpfen. Insoweit möchte ich den Se-
nat auch einmal in Schutz nehmen. Ich denke ein-
mal, dass es hier auch ganz berechtigt ist, dass man
vielleicht nicht in jedem Bereich eine ausführliche
Statistik für die Parlamentarier führen muss.

Das Gesetz, das Sie angesprochen haben, das jetzt
auf  Bundesebene  verabschiedet  wurde,  nachdem
aufgrund der Zustimmung im Bundesrat noch eini-
ge Veränderungen daran durchgeführt wurden, wirft
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noch einige Probleme auf und ist auch nur ein Bei-
trag im Bereich der Bekämpfung von Schwarzarbeit.
Es bezieht sich lediglich auf den repressiven Teil.
Es fehlt also, wie gesagt, völlig die Bekämpfung der
Ursachen. Dennoch muss man auch bei dem Gesetz
ganz deutlich sagen, dass hier noch Probleme auf-
tauchen werden.

Das ist insbesondere der Bereich Datenaustausch
– diejenigen Mitglieder, die im Rechtsausschuss sind,
haben sich in diesem Jahr schon damit beschäftigt –,
dort gibt es eben Probleme, wie die Vernetzung der
einzelnen zuständigen Stellen stattfindet, um sicher-
zustellen, wenn man Schwarzarbeit und Steuerhin-
terziehung entdeckt hat, dass die einzelnen Stellen
zwischen Polizei und Zoll, der insbesondere tätig
geworden ist, aber dann eben auch die Staatsan-
waltschaft und die Gerichte die Informationen un-
ter Sicherung der datenschutzrechtlichen Belange
vernünftig austauschen können. Hier sind noch ein-
mal einige Probleme, die auch auf uns zukommen
werden und weiter beobachtet werden müssen, da-
mit das einigermaßen adäquat gemacht wird.

Des Weiteren ist bei dem Gesetz noch zu sehen,
dass natürlich auch mehr Bürokratie entstehen wird.
Die Unternehmen sind teilweise gezwungen, wenn
sie Aufträge an Private geben, ihre Unterlagen, ihre
Rechnungsstellungen aufzubewahren. Dies führt zu
mehr Bürokratie, zu mehr Aufwand. Da muss man
sich dann genau überlegen, ob das überhaupt in ei-
nem Verhältnis zu dem steht, was man damit errei-
chen kann. Insgesamt gilt es ja, Bürokratie abzu-
bauen und nicht neue aufzubauen.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, und damit möchte ich eigentlich ab-
schließen, die Anfrage von der SPD, so hat Herr
Grotheer es ja auch gesagt, ist gewählt worden, um
dieses Thema noch einmal in die Diskussion zu brin-
gen, um noch einmal deutlich darauf hinzuweisen,
dass es gilt, Schwarzarbeit zu bekämpfen. Dem kön-
nen wir uns auch uneingeschränkt anschließen. Das
kann auch jeder, der in diesem Hause tätig ist. Wir
haben dieses Thema hier heute sicherlich auch noch
einmal in die Diskussion gebracht, wobei man auch
ehrlicherweise sagen muss, dieses Thema hat hier
auch in der vergangenen Legislaturperiode eine sehr
große Rolle gespielt und ist immer wieder diskutiert
worden.

Teilweise, muss ich sagen, ist es auch auf einer
besseren Basis diskutiert worden, als es heute der
Fall ist, weil präzisere Anfragen und präzisere Mit-
teilungen des Senats zu diesem Thema vorlagen. Es
gilt, jetzt wirklich konkret daran zu gehen, die Ur-
sachen von Schwarzarbeit zu bekämpfen. Dies wol-
len wir gern tun, soweit es überhaupt in unseren
Möglichkeiten in Bremen steht. Dies ist bei der Steu-
erpolitik, bei der Arbeitsmarktpolitik, aber auch bei

der Politik, wenn es um Transferleistungen des Staa-
tes geht, sicherlich nur eingeschränkt möglich. Da
werden wir aber über den Senat sicherlich gemein-
sam mit der SPD und den Grünen, soweit sie sich
anschließen können, versuchen, unseren Teil dazu
beizutragen, dass es uns gelingt, die Menschen, die
zurzeit vielleicht, aus welchen Gründen auch immer,
keine  andere  Möglichkeit  sehen,  als  sich  mit
Schwarzarbeit ihr Einkommen zu verdienen, wie-
der in den Arbeitsmarkt zurückzubringen und dass
ihnen eine Beschäftigungsmöglichkeit auf dem Ar-
beitsmarkt geboten wird, der sie legal nachgehen
können, und sie dann eben auch diesem Staat durch
ihre Abgaben, ihre Steuern zur Verfügung stellen
und  einen  Beitrag  für  die  Gesellschaft  insgesamt
leisten. – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident  Ravens:  Als  Nächster  erhält  das
Wort der Abgeordnete Jägers.

Abg. Jägers (SPD): Herr Präsident, meine Damen,
meine Herren! Zu meinen Vorrednern: Zu Herrn Titt-
mann sage ich nichts, zu dem sage ich erst etwas,
wenn er anfängt, mich zu loben. Dann mache ich
mir Sorgen, vorher nicht. Solange er mich beschimpft,
mache ich alles richtig.

(Beifall bei der SPD)

Zu Frau Linnert: Gemeinsames Vorgehen gern,
aber beim Meisterzwang werden wir, befürchte ich,
keine gemeinsame Linie finden, weil es doch einige
negative Auswirkungen gerade auf die Menschen
hat, die Ihnen immer so am Herzen liegen, nämlich
auf geringfügig Beschäftigte. Die Abschaffung des
Meisterzwangs im Zusammenhang mit Änderungen
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes hat zur Fol-
ge, dass die Lohntarifverträge für die Beschäftigen
in der Gebäudereinigung nicht mehr greifen. Das
sind 700 000, meistens Frauen, meistens geringfü-
gig Beschäftigte. Das würde jetzt aber zu weit füh-
ren, Ihnen das zu erklären. Ich wäre aber gern dazu
bereit. Das wäre also ein Programm zur Lohnsen-
kung.

Frau Hannken, von Ihnen nicht viel Neues! Neo-
liberale Konzepte, die in der Vergangenheit auch
nicht geholfen haben, auch nicht unter der Regie-
rung Kohl! Wenn ich mich richtig erinnere, war es
Helmut Kohl, der 1989 durch Ostdeutschland mar-
schiert ist und gesagt hat: Hier verfällt ja alles! Da
muss doch etwas getan werden. Habt ihr denn kei-
ne Bauarbeiter? Dann hat er die Kontingentarbeit-
nehmer ins Land geholt. Der Grund war der Asyl-
kompromiss. Polen hat Kontingente bekommen,
damit Polen sich selbst als sicheres Drittland bezeich-
net hat. So ist das gelaufen. Geöffnet worden sind
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die Schleusen zu einer anderen Zeit. Das jetzt alles
aufzuarbeiten führt aber zu nichts.

(Beifall bei der SPD)

Die Gründe, die Sie alle angeführt haben zu Ab-
gaben und so weiter, höre ich auch ständig, das hat
noch nicht einmal mehr der Senat behauptet, dass
das so ist. Es hat mich ein bisschen gewundert, aber
auch gefreut. Zu den Gründen will ich noch einen
Grund hinzufügen, warum es Schwarzarbeit und il-
legale Beschäftigung gibt: Grenzenlose Geldgier von
vielen Leuten hier im Land!

(Beifall bei der SPD – Abg. S t r o h -
m a n n  [CDU]: Das bringt es!)

Da sind wir bei einem wichtigen Punkt.

Ich will aber auch gleich noch ein paar Vorschlä-
ge machen, wie wir uns weiterentwickeln, denn von
Ihnen habe ich keine Vorschläge gehört.  Wir haben
aber welche, die wir erarbeiten innerhalb der SPD-
Fraktion. Wir haben eine Arbeitsgruppe gebildet, die
sich mit der Thematik Einnahmeverbesserung be-
fasst. Wir wollen keine neuen Steuern erfinden, das
überlassen wir anderen, sondern wir wollen die Ein-
nahmen des Staates verbessern, und die resultieren
nicht nur daraus, dass man Schwarzarbeit und ille-
gale Beschäftigung bekämpft, sondern auch daraus,
und das ist auch Bestandteil der Anfrage, wie man
Steuergerechtigkeit herbeiführt oder wie man Steu-
erbetrügern und Steuerhinterziehern endlich auf die
Spur kommt.

Illegal, meine Damen und Herren, ist jede Beschäf-
tigung, bei der nicht mindestens der jeweilige gülti-
ge Lohn bezahlt wird und die nicht zur Grundlage
hat, dass Tarifverträge und Gesetze eingehalten
werden. Steuerhinterziehung ist ökonomische Ak-
tivität, die steuerpflichtig wäre, wenn sie dem Fi-
nanzamt nur bekannt wäre, das nur einmal zur De-
finition. Zuverlässige Messgrößen gibt es nicht. Der
Senat geht davon aus, dass 370 Milliarden Euro
durch Schwarzarbeit verdient werden. Ich will den
Zahlen noch ein paar hinzufügen, die wir in unse-
rem Ausschuss mittlerweile herausgefunden haben.

In Deutschland sind im letzten Jahr 75 Milliarden
Euro  Steuern  hinterzogen  worden,  dazu  kommt
Umsatzsteuerbetrug, Sie kennen das, Sie kennen
Kettengeschäfte mit einem Partner im Ausland, dazu
kommt Umsatzsteuerbetrug in Deutschland, 20 Mil-
liarden Euro, EU-weit 100 Milliarden Euro. Alle wis-
sen das, alle reden mehr oder weniger davon, es pas-
siert aber nichts. Hier wäre dann ein Ansatz, womit
wir den Senat beauftragen können und auch müs-
sen, tätig zu werden, sei es durch Initiativen im Bun-
desrat oder Ähnliches.

(Beifall bei der SPD)

Es gehen Hunderte von Milliarden verloren, die
an Steuern hinterzogen werden. Wir könnten uns
viele Einschnitte ins soziale Netz sparen, wenn wir
nur die zur Kasse bitten würden, die eigentlich zur
Kasse zu bitten sind. Das Ganze hat übrigens eine
ganz grundlegende Dimension, für mich jedenfalls.
Wir sind ja hier in der Bundesrepublik Deutschland,
da gibt es ein Grundgesetz. Im Grundgesetz steht:
Eigentum verpflichtet. Dieser Verpflichtung des Ei-
gentums, insbesondere des Großkapitals, des Groß-
eigentums, kommt man entgegen, indem man diese
Leute, die steuerpflichtig sind, dann auch zur Steu-
erkasse bittet. Das ist die Grundlage unseres Staa-
tes, dass die starken Schultern mehr Beiträge lei-
sten müssen als die schwachen Schultern.

(Beifall bei der SPD)

Ich finde es überhaupt nicht in Ordnung, wenn hier
alles auf die kleinen Leute abgeladen wird, die, wie
Sie sagen, sozusagen aus Notwehr handeln und sich
zur Sozialhilfe, die wir ja magerer machen, noch et-
was dazuverdienen. Auf die kann man es eben nicht
abladen!

Der Senat hat Maßnahmen genannt, was man tun
kann, Arbeitslosigkeit abbauen, Konjunktur ankur-
beln und Kontrollen. Wir haben hier in der Bürger-
schaft beschlossen, dass wir Kontrollen machen wol-
len, wir haben die Gemeinsame Ermittlungsgruppe
Arbeit beschlossen. Wir müssen jetzt, das geht aus
der Antwort des Senats hervor, kontrollieren, was
wir damit tun, denn durch die Neukonstruktion mit
der Finanzkontrolle Zoll wird die GEA vielleicht ein
Stück weit überflüssig. Wir müssen schauen, ob wir
nicht, wie in Hamburg die GEA-Beschäftigten und
die drei mit Schwarzarbeitbekämpfung Beschäftig-
ten nehmen, um eine Tarifprüfstelle einzurichten. Es
gibt ein Hamburger Modell, das ist Ihnen allen be-
kannt, zumindest den Fachleuten in Ihrer Fraktion.

Die Bundesregierung hat ein Schwarzarbeiterge-
setz erlassen, ich nenne das einmal so in der Kurz-
form, Langform Gesetz zur Bekämpfung von Schwarz-
arbeit, bei aller Kritik ein echter Fortschritt!

(Beifall bei der SPD)

Es ist richtig, dass die Aktivitäten beim Zoll zusam-
mengefasst werden. Leider ist der Zoll noch nicht
auf die notwendige Personalstärke angehoben wor-
den, die er braucht, die er auch bekommen soll, hier
in unserer Region. In Bremerhaven, Frau Hannken,
da müssen wir vielleicht einmal gemeinsam schau-
en, sind erst 50 Prozent Personalsollstärke erfüllt, in
Bremen 75 Prozent, so haben uns das die Kollegin-
nen und Kollegen vom Zoll gesagt. Wir müssen also
schnell sehen, dass sie auf ihre Personalsollstärke
kommen, damit sie handlungsfähig sind.

(Beifall bei der SPD)
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Die Finanzkontrolle Zoll soll eine Milliarde im Jahr
einbringen. Bei den Zahlen, die ich genannt habe,
habe ich gesagt, vielleicht ist auch mehr darin. Die-
ses Einbringen von einer Milliarde hat ein kritisches
Moment, die schauen natürlich zuerst danach, wo
man möglichst viel Geld einnehmen kann. Das ist
so,  als  wenn  man  beschließen  würde,  dass  man
Banküberfälle  erst  ab  10 000  Euro  aufwärts  be-
kämpft. Das ist aus meiner Sicht ein bisschen kri-
tisch. Es gibt im Schwarzarbeitergesetz ein paar un-
bestimmte Rechtsbegriffe, was ist nachhaltig auf Ge-
winn gerichtet, was nicht, und so weiter. Das hat aber
auch damit zu tun, dass das Gesetz durch den Bun-
desrat musste, und dort haben andere die Mehrhei-
ten, die dann versucht haben, alles Mögliche zu ent-
schärfen. Ich bin gern bereit, das dann auch zu be-
nennen, wenn ich soll.

Zum Thema Datenaustausch: Es gibt Möglichkei-
ten, Daten auszutauschen. Bei mir beschweren sich
die Vergabestellen und sagen, wir wissen nicht, wer
auffällig geworden ist, und deswegen können wir
nicht verhindern, dass diese wieder Aufträge bekom-
men. Nach dem Sozialgesetzbuch ist es möglich, Er-
kenntnisse weiterzugeben. Das Gesetz zur Schwarz-
arbeitsbekämpfung sieht vor, dass man, wenn es ei-
nen begründeten, vernünftigen Verdacht gibt, Fir-
men von der Vergabe ausschließen kann, auch wie-
der ein echter Fortschritt. Diese Erkenntnisse kann
man auch übermitteln, das ist im Sozialgesetzbuch
geregelt, das geht. Wir müssen uns einen Weg für
Bremen überlegen, und wir brauchen diesen Weg
für Bremen, damit der, der aufgefallen ist, nicht schon
wieder belohnt wird, dass er noch einen Auftrag be-
kommt.

(Beifall bei der SPD)

Ich nenne immer gern Beispiele, was in Bremen
passiert, was durch die Presse ging. Da gibt es ja
erstaunliche Sachen. Wir waren am 6. Juli – wir, das
sind einige Abgeordnete der SPD-Fraktion, CDU-
Fraktion, Herr Focke, Sie waren, glaube ich, dabei
und Herr Pflugradt, von den Grünen war jemand da-
bei, ich weiß nicht mehr genau – beim AWD-Dome,

(Abg. F o c k e  [CDU]: Ja!)

Herr Focke, und haben mit der Bauleitung gespro-
chen. Ich habe nicht gefragt, aber jemand anders
hat gefragt, ob denn jetzt hier alles in Ordnung sei,
denn im April war etwas auffällig geworden, da wur-
de nicht nach Tarif bezahlt. Da hat uns die Baulei-
tung versichert, alles sei in Ordnung, sie hätten ein
Ausweissystem, das funktioniere prima, und hier sei
alles ganz legal. Das war am 6. Juli. Am 9. Juli lese
ich in der Zeitung, beim AWD-Dome wird nun ge-
gen vier Männer wegen Sozialleistungsmissbrauch
ermittelt, in zehn weiteren Fällen erhielten die Be-
schäftigten nicht genügend Lohn.

Meine Damen und Herren, entweder kennt die-
ser Bauleiter seine eigene Baustelle nicht, schlimm

genug, oder er hat uns etwas verschwiegen, oder er
sagt nicht die Wahrheit auf unsere Fragen, die ge-
stellt worden sind. Dass dann dieselbe Firma in Bre-
merhaven wieder auffällig wird bei der Hochschu-
le, ist für mich dann schon ein Skandal. Dort bekom-
men alle 10,36 Euro die Stunde, dort müssten zu-
mindest diejenigen, die Facharbeiten verrichten, die
Wände aufstellen – oder die stellt nachts jemand
heimlich auf, das kann ja auch sein –, 12,47 Euro
bekommen. Da wird unter Tarif bezahlt, und zwar
jetzt, während wir hier reden.

Wir brauchen einen fairen Wettbewerb. Die Bau-
leute können sich dem Wettbewerb stellen, wenn er
fair ist. Ein Bauarbeitnehmer aus Polen, Rumänien
oder aus einem anderem Land, der hier regulär be-
schäftigt wird, kostet nicht weniger als ein heimi-
scher Bauarbeiter, der regulär beschäftigt wird, für
den alles bezahlt wird, der kostet nicht mehr. Von
daher, wenn die billiger sind, hat das damit zu tun,
dass Lohn- und Sozialdumping besteht, dass diese
Leute auf das Übelste betrogen werden.

Meine Redezeit ist zu Ende, deswegen sage ich
Ihnen und auch uns, lassen Sie uns am Ball bleiben!
Wir müssen etwas tun im Sinne der Leute, im Sinne
der Beschäftigten, nicht nur im Baugewerbe, wie
richtig festgestellt wurde. Schwarzarbeit, illegale Be-
schäftigung, Steuerhinterziehung ist leider überall.
– Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 16/394, auf die Große
Anfrage der Fraktion der SPD Kenntnis.

Zusammenlegung von Sozialhilfe und Arbeitslosen-
hilfe (Hartz IV)

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 21. Juni 2004

(Drucksache 16/317)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 24. August 2004

(Drucksache 16/376)

Wir verbinden hiermit:

Das Fördern ausgestalten

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Oktober 2004
(Drucksache 16/423)

Dazu  als  Vertreter  des  Senats  Frau  Senatorin
Röpke, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Knigge.
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Frau Senatorin, möchten Sie die Antwort auf die
Große Anfrage hier mündlich wiederholen?

(Senatorin R ö p k e :  Nein, ich verzichte!)

Das ist nicht der Fall.

Ich gehe davon aus, dass wir in eine Aussprache
eintreten wollen. – Das ist nicht der Fall.

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
Doch, doch!)

Es wäre normal nach der Geschäftsordnung so,
dass derjenige, der die Anfrage gestellt hat, auch zu-
erst redet.

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
Ich melde mich doch die ganze Zeit!)

Ja, aber das ist schlecht zu sehen.

(Abg. Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]:
Da müssen wir aber einmal mit dem Opti-

ker reden! – Heiterkeit bei der CDU)

Das Wort erhält der Abgeordnete Karl Uwe Op-
permann.

Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU)*): Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Der
Präsident hat es beim Aufrufen des Tagesordnungs-
punktes gesagt, die Große Anfrage haben wir im Ju-
ni gestellt, und im August ist die Antwort des Senats
gekommen. Heute würden wir gemeinsam, SPD und
CDU, viele Fragen anders formulieren, denn in der
Zwischenzeit ist ein Vierteljahr ins Land gegangen.
Sie würden anders antworten, Frau Senatorin, für
den Senat, davon gehe ich einmal aus. Wir konnten
heute in der Zeitung lesen, dass Bagis gegründet
worden ist, wieder so eine schöne Abkürzung, also
das Herzstück von Hartz IV ist in Bremen gegrün-
det worden. Danach haben wir in dieser Großen
Anfrage noch gefragt, aber wir werden im Laufe die-
ser Debatte sicherlich noch darauf eingehen.

Frau Schön, zu den Grünen: Ihren Antrag werden
wir ablehnen, denn es ist ein untauglicher Versuch,
in Berlin Hartz-Gesetzgebung, SGB II und SGB III
mitzubeschließen und sich dann für Ihr Klientel hier
in Bremen einen weißen Fuß machen zu wollen. Das
geht nicht, das haben wir gemerkt.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD – Abg.
Frau S c h ö n  [Bündnis  90/Die  Grünen]:

Das ist doch absoluter Blödsinn!)

Die Senatoren der CDU und auch die CDU-Frak-
tion haben sich nie gegen die Gesetzgebung SGB II,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

III und XII, man muss sie in einem Atemzug nen-
nen, gewandt. Das Gleiche gilt auch für die CDU in
diesem Haus. Wir haben immer erkannt, Reformen
in diesem Bereich sind notwendig. Wir hielten und
halten  eine  Neuregelung  des  sozialen  Netzes  in
Deutschland für unverzichtbar, weil, wie ich es hier
für die CDU schon des Öfteren gesagt habe, es sich
viele Menschen in der sozialen Hängematte bequem
gemacht und vergessen haben, sich selbst zu helfen
oder eben das System nicht helfen konnte.

Ich will Ihnen gern den Unterschied zwischen Netz
und Hängematte erklären. Beide bestehen aus sehr
vielen Löchern, die man mit einem Band zusammen-
bindet. Nur, bei einer Hängematte sind die Löcher
so klein, dass Sie keinen Druck am Rücken verspü-
ren, das ist angenehm. Ein Netz besteht aus größe-
ren Knoten, und darin zu liegen, das tut richtig weh,
und das hilft manch einem, sich selbst zu helfen,
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Wenn alles in Ordnung gewesen wäre, dann hät-
te man auf diese neue Gesetzgebung, für die die
beiden großen Parteien in Deutschland ja auch ge-
prügelt wurden, verzichten können. Es ist aber im
föderativen System nun einmal so, dass man im Bun-
desrat und Bundestag gemeinsam diese Sache an-
gegangen ist.

Was wir nicht wollten, und ich glaube, dabei kann
ich auch zur SPD hinüberschauen, ist dieses Gewür-
ge mit dem, was den Menschen beigebracht wor-
den ist! Darunter haben wir alle sehr gelitten, Sie
wahrscheinlich noch mehr als wir. Darüber waren
Sie sicher nicht begeistert, über diese Meldung, über
diese beinahe auch Unmeldung, die aus Berlin kam
und den Leuten alles falsch erklärt hat oder die Pres-
se dann auch noch darauf eingestiegen ist mit Hor-
rorszenarien. Dilletantischer ging es wirklich nicht,
alle Erläuterungen und Erklärungen zu spät und zu
ungenau! Dann hatte man wieder Angst vor der ei-
genen Courage bekommen. Bundesminister haben
direkt oder indirekt mit Rücktritt gedroht. Von dem
ganzen Theater will ich nur zwei Stichworte nen-
nen: das unsägliche Spiel um die Zahlpause im Ja-
nuar 2005, zum Glück geklärt, und die erschrecken-
de Geschmacklosigkeit mit der Achtundfünfziger-
Regelung, meine Damen und Herren.

Die Verantwortung dafür trägt die Regierung in
Berlin, nicht die Opposition, die das Gesetz mit be-
schlossen hat. Ich habe schon gesagt, im föderalen
System hat man sich im Bundesrat und Bundestag
geeinigt. Die beiden großen Parteien und auch die
Grünen tragen diese Gesetzgebung mit, und das ist
auch gut so, aber für die Ausführungsverordnung
und Übermittlung an die Menschen und Irritationen,
die damit in den Menschen ausgelöst worden sind,
trägt allein die Regierung in Berlin die Verantwor-
tung.
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Zwischenzeitliche Nachbesserungen sollen zwei
Milliarden Euro, so sagt die Regierung, fünf Milliar-
den Euro sagt die Opposition, kosten. Irgendwo in
der Mitte wird wohl die Wahrheit liegen, das wird
man in der nächsten Zeit dann sicherlich feststellen.
Da  wundern  sich  diese  Damen  und  Herren  noch,
dass die Menschen in unserem Land auf die Straße
gehen. Ich weiß nicht, ob das Wort Montagsdemon-
stration mit diesen Demonstrationen wirklich in ei-
nem Atemzug genannt werden sollte, das hat da-
mals die Welt verändert. Diese Montagsdemonstra-
tionen werden die Welt nicht verändern. Ich meine
auch die Menschen, die sich wirklich Sorgen um ihre
Zukunft machen, um ihren Arbeitsplatz, um die Zu-
kunft des Sozialsystems, ich meine nicht die, die wir
bei jeder Demonstration sehen, egal, wogegen de-
monstriert wird. Dass die beiden großen Parteien bei
den letzten Kommunalwahlen ein bisschen abge-
straft worden sind für die Hartz-Gesetzgebung, das
haben wir alle schmerzlich erfahren, aber nicht wir
in Bremen, sondern die Kolleginnen und Kollegen
in den Landtagen, in denen gewählt worden ist.

Die neuen Regelungen, die in den Gesetzen SGB
II, III und XII ihren neuen Ausdruck finden, sagen
nichts anderes, als dass jeder Mensch, der arbeits-
los ist, aber drei Stunden am Tag arbeiten kann, sich
aus dem Bundessozialhilfegesetz verabschiedet und
sich künftig im Rahmen des SGB II aufhält. Das SGB
XII gilt ab 1. Januar nur noch für einen deutlich klei-
neren Kreis, noch heißt es Bundessozialhilfegesetz,
später heißt es dann SGB XII, von Menschen, näm-
lich  für  alte,  kranke  und  schwerbehinderte  Men-
schen. Es regelt aber auch deutlich die Verankerung
von ambulant vor stationär ganz deutlich. Alle an-
deren Menschen finden sich im SGB II wieder.

Das Hauptziel dieser Gesetze ist es, die Menschen
wieder in Arbeit und Beschäftigung zu bringen. Es
gibt den Kommunen die Aufgabe der Trägerschaft
für die Kosten der Unterkunft und die sozial inte-
grativen Lösungen, Fördern und Fordern ist da die
oberste Aussage. Leider, das muss man hier vielleicht
auch einmal sagen, ist der Gedanke des Förderns
auch in den Medien in der Vergangenheit deutlich
zu kurz gekommen. Auf die Bremer Bemühungen
zum Fördern komme ich noch in meinem Beitrag
zurück.

Wenn ich mir den heutigen Zeitungsausschnitt
ansehe, dass die Sozialsenatorin glücklich ist, dass
die Bagis gegründet ist, das kann ich verstehen, aber,
Frau Senatorin, die größte sozialpolitische Reform
der Nachkriegsgeschichte ist diese Gesetzgebung
sicherlich nicht.

(Abg. P i e t r z o k  [SPD]: Agenda 2010!)

Herr Pietrzok, ich habe es leider nicht miterlebt,
denn zu der Zeit war ich noch nicht in der Politik,
mit der Einführung des Bundessozialhilfegesetzes ist
erstmals von der Wohlfahrt für den Menschen auf

einen Rechtsanspruch umgestellt worden! Was wir
jetzt machen, ist, im Rechtsanspruch Türen zu ver-
ändern.

(Zuruf des Abg. P i e t r z o k  [SPD])

Das Bundessozialhilfegesetz, Herr Pietrzok, hat zum
ersten Male die Menschen nicht mehr von dem Gut-
dünken der Wohlfahrt abhängig gemacht, sondern
einen gesetzlichen Rechtsanspruch verankert. Das,
finde ich, ist eine ganz tolle Sache gewesen.

(Beifall bei der CDU)

Begleitet werden beide Gesetze durch das SGB
III, das die Neuausrichtung und Steuerung, die Ver-
einfachung und leistungsrechtlichen Neuordnungen
der arbeitsmarktpolitischen Instrumente sowie neue
Prozesse und Strukturen auf seine Kunden regelt.

Meine Damen und Herren, wir hatten im Januar
2004 ja ein kleines Problem mit der Sozialhilfeaus-
zahlung. Das hat uns schon viel Ärger und viel Mühe
gemacht. Im Januar 2005 darf das auf keinen Fall
passieren, dass das neue Geld, die neuen Ansprü-
che durch einen Systemfehler in der Soft- oder Hard-
ware nicht ausgezahlt werden können. Ab 4. Okto-
ber, also seit vorgestern, arbeiten diese neuen Ge-
räte in Kaskadenschaltung, so hat mir das der Ar-
beitsamtdirektor gesagt.

(Senatorin R ö p k e :  Ab 18.!)

Ab 18. erst? Gut, das ist schon wieder eine Zeitver-
schiebung, es sollte am 4. Oktober passieren. Viel-
leicht können Sie in Ihrer Antwort sagen, wieweit
das Softwaresystem wirklich ausgeprägt ist, denn
eine Verzögerung darf nicht passieren. Es wäre wirk-
lich ein Supergau, wenn wir die Gesetze einführen
wollen und wir den Menschen ihre Leistungen, die
ihnen dann zustehen, nicht pünktlich auszahlen kön-
nen. Dann hätten wir als Bremer keine Schuld, aber
wir würden alle blamiert sein, das ist völlig klar!

Meine Damen und Herren, zur Anfrage der gro-
ßen Koalition! Zu der Zeit, als wir diese Anfrage ge-
stellt haben, das habe ich vorhin gesagt, hat man et-
was andere Fragen gestellt als heute, sonst hätte man
etwas andere Antworten bekommen. Trotzdem sagt
aber die Antwort des Senats, und wir haben ja die
Bemühungen des Senats in den Sozialdeputationen
und in den Arbeitsdeputationen begleitet, dass viel
gemacht worden ist. Da muss man wirklich sagen,
hier in Bremen hat die Verwaltung nicht nur die
Ärmel hochgekrempelt, sondern richtig gearbeitet.
Wir haben von vielen Überstunden gehört, die ge-
macht worden mussten, von Urlaubsverschiebun-
gen, damit alles zeitnah in die Wege geleitet wird.

Wir haben der Sozialverwaltung in den letzten
Jahren sehr viel zugemutet. Das Grundsicherungs-
gesetz, das ab 1. Januar dann auch schon wieder
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zum Teil hinfällig ist, die Neuordnung der Sozialen
Dienste, die Bildung der Sozialzentren. Ich glaube,
wir sollten uns bei den Menschen, die in der Sozial-
verwaltung an der Spitze stehen, und bei allen Mit-
arbeiterinnen  und  Mitarbeitern  für  das  bedanken,
was sie in den letzten Jahren geleistet haben.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

In den Dank schließe ich auch ein, dass die Sozi-
alverwaltung bundesweit ein einmaliges Programm
durchgeführt hat, nämlich bei den Fragebögen, alle
die Antworten, die wir schon hatten, eingesetzt hat
und es den Sozialhilfeempfängern und HLU-Emp-
fängern so vereinfacht hat, diesen Wust von Anträ-
gen zu bearbeiten, weil alles das, was der Behörde
ohnehin schon bekannt war, eingetragen war. Vor-
bildlich für die Republik! Ich kann nur hoffen, dass
es andere nachgemacht haben, was wir ihnen hier
vorexerziert haben, Frau Senatorin.

In der vorletzten Deputation sind wir dann aber
auf ein Thema gestoßen, das eigentlich niemand von
uns erwartet hat, oder würden Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, von vornherein wissen, dass vie-
le hundert Menschen in dieser Stadt diese Anträge
nicht ausfüllen konnten, weil sie nicht lesen und
schreiben können, Hilfe gebraucht haben? Glückli-
cherweise haben wir Einrichtungen in diesen bei-
den Städten, die diesen Menschen beim Ausfüllen
dieser Liste helfen konnten, so dass sie auch im Ja-
nuar ihre berechtigten Ansprüche haben können.

Ich habe gehört, der Rücklauf in Bremen liegt bei
60 Prozent, das ist sehr gut. Zehn Prozent werden
sicherlich keinen Antrag stellen, weil sie keine Un-
terstützung auf das Arbeitslosengeld II mehr bekom-
men, weil sie wegen des Familieneinkommens hin-
ausfallen. Das ist ein sehr guter Rücklauf. Ich habe
mir sagen lassen, er wäre besser als in den meisten
Kommunen oder Gebietskörperschaften.

Lassen Sie mich noch ein Wort zum SGB XII sa-
gen, dem Nachfolger des BSHG! Viele Einzelleistun-
gen werden durch Pauschalen ersetzt. Ich sage: zum
Glück! Von dieser Stelle habe ich es in der Vergan-
genheit wiederholt gesagt, wir entmündigen die
Bezieher von HLU, wenn wir ihnen nicht zutrauen,
mit ihrem Geld auch wirtschaften zu können. Es gibt
immer solche, die mit ihrem Geld nie wirtschaften
können. Die meisten, denen Hilfe zum Lebensun-
terhalt gezahlt wird, können sehr wohl mit ihrem
Geld auskommen, es einplanen.

Ich bin beinahe ausgelacht worden, als ich es von
dieser Stelle gefordert habe, insbesondere von ei-
nem langjährigen Staatsrat, der ist jetzt aber nicht
mehr im Dienst, ich hätte bei ihm keinen Stempel
bekommen, der dies für unmöglich hielt, der nicht
einmal die Öffnungsklausel für Bremen haben woll-
te. Jetzt geht es, Rotgrün in Berlin schreibt es in das
Gesetz, und endlich kann der Unsinn aufhören, Frau

Wangenheim, dass über viele kleine Dinge extra Vor-
gänge angelegt werden müssen, dass sich gut be-
zahlte Widerspruchsachbearbeiter mit diesen Vor-
gängen beschäftigen müssen und dass sich ein gro-
ßer Ausschuss dann zwei Jahre später damit beschäf-
tigt, ob der Teppichboden vor zwei Jahren zu Recht
abgelehnt worden ist, meine Damen und Herren.
Das ist jetzt Vergangenheit, und diese Mitarbeiter
der Verwaltung können jetzt besser eingesetzt wer-
den.

(Beifall bei der CDU)

Dafür wird der Grundbetrag für den Haushaltsvor-
stand ab Januar 2005 von 296 Euro im Monat auf
345 Euro im Monat angehoben und entsprechend
bei allen Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft be-
ziehungsweise Familie.

(Glocke)

Meine Damen und Herren, ich komme gleich zu
einer Zäsur! Auch das ist eine Folge der Gesetzge-
bung, die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter
in den sozialen Diensten werden künftig deutlich
weniger Fälle bearbeiten können. Sie können sich
aber, und das ist auch eine gute Folge dieser Ge-
setzgebung, um ihre Klientel viel intensiver bemü-
hen, sie viel intensiver beraten. Das ist, glaube ich,
für beide Seiten des Schreibtisches, für die, die be-
raten, und für die Kunden, die vor dem Schreibtisch
stehen, eine gute Sache.

Es bleibt für die noch genug übrig, ich zeige Ih-
nen die ganze Seite von Aufgaben, ich hätte sie Ih-
nen sonst vorgelesen, die nach wie vor im Amt für
Soziale Dienste bleiben. Sie werden nicht arbeits-
los, darüber brauchen wir uns keine Sorgen zu ma-
chen. Ich unterbreche aber an dieser Stelle.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Opper-
mann, ich weise auf das schärfste hier zurück, dass
wir in Berlin etwas beschließen und uns dann hier
in Bremen einen weißen Fuß machen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
Karl Uwe O p p e r m a n n  [CDU]: Dann
hätten Sie den Antrag nicht machen dür-

fen!)

Wir haben uns den Auseinandersetzungen in Ber-
lin sehr wohl gestellt. Wir haben es mitbeschlossen,
wir haben uns in einigen Punkten auch etwas ande-
res vorgestellt. Das ist sehr wohl richtig, aber in un-
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serem Antrag geht es darum, wie wir es uns jetzt
hier in Bremen vor Ort vorstellen. Wenn Sie sich be-
dauerlicherweise nicht die Mühe machen, sich mit
unserem Antrag auseinander zu setzen, dann sagen
Sie es auch, aber sagen Sie nicht, wir würden uns
einen weißen Fuß machen. Das stimmt nämlich nicht!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Über die Senatsantwort ist schon ein bisschen die
Zeit hinweggegangen. Es wurde ja schon gesagt,
im Grunde müsste noch einmal neu geantwortet wer-
den. Das zeigt auch die Dynamik, die letztendlich
in diesem Thema liegt, wieviel sich jetzt hier in der
Zeit gerade verändert. Der 1. Januar ist ja auch nicht
mehr so weit weg.

Hartz IV ist das Konzept des Förderns und For-
derns. Den Menschen wird in diesem Land eine gan-
ze Menge zugemutet. Herr Oppermann hat es ja
auch schon gesagt, die Verunsicherung in der Ge-
sellschaft ist groß, und das hat auch Auswirkungen
bis weit in das demokratische Verständnis hier im
Land. Wir haben es bei den Wahlen in Sachsen und
Brandenburg gesehen. Das heißt für uns natürlich
auch, dass wir die Sorgen, Ängste und Nöte der
Menschen deutlich ernster nehmen müssen und uns
viel mehr damit auseinander setzen müssen, als wir
es sicherlich in der Vergangenheit getan haben.

Es geht auch darum, dass wir Chancen und Per-
spektiven eröffnen, und deshalb geht es für uns auch
darum, dass wir nämlich das Fördern in Bremen und
Bremerhaven ausgestalten müssen. Genau deswe-
gen haben wir diesen Antrag gestellt, weil es näm-
lich um die Programme geht, weil es darum geht,
wie wir Menschen in Arbeit bringen, nicht aber, wie
wir sie weiter frustrieren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Es ist auch Geld dafür da. Das ist ja immer für
Bremen eine ganz ungewöhnliche Situation, dass
man hier im positiven Sinne über Geld redet. Schließ-
lich gibt es vom Bundesfinanzministerium für Bre-
men allein 77 Millionen Euro an Eingliederungshil-
fen, und für Bremerhaven gibt es 26 Millionen Euro.
Dazu gibt es noch Landesgelder, EU-Gelder, so dass
nach unseren Rechnungen jetzt in 2004/2005 letzt-
endlich nicht weniger Geld insgesamt zur Verfügung
steht als in den Jahren davor. Deshalb sagen wir
Grünen, dass Qualifizierungs- und Beschäftigungs-
angebote in gleichem Umfang wie in den vergan-
genen Jahren auch vorhanden sein müssen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wollen, dass die Programme und die Einglie-
derungsmaßnahmen nach den Grundsätzen des Gen-
der Mainstreaming und der Chancengleichheit aus-
gestaltet werden. Wir wollen, dass Langzeitarbeits-

losigkeit verhindert wird, Arbeitslose beraten wer-
den und qualifiziert und in sozialversicherungspflich-
tige  Beschäftigungsverhältnisse  integriert  werden
und dass natürlich auch soziale Hilfestellungen ga-
rantiert werden.

Die gegenwärtigen Planungen des Arbeitsressorts
sprechen leider eine andere Sprache. Die Senats-
antwort bleibt die Antwort schuldig. In der Arbeits-
deputation haben Sie, Frau Röpke, schon einmal ge-
sagt, dass Sie die Personalförderung nicht mehr un-
terstützen wollen, Ein-Euro-Jobs offenbar für die Zu-
kunft der Beschäftigungsförderung halten, Jugend-
beratungseinrichtungen schließen wollen.

(Abg. P i e t r z o k  [SPD]:  Das  ist  doch
Quatsch! Die Stadt ist nicht mehr Adressat!)

Hier hat ja möglicherweise ein Umdenkprozess ein-
gesetzt. Ich kann Ihnen die Protokolle geben, Herr
Pietrzok. Sie wissen es doch ganz genau, wie es in
der Vergangenheit gelaufen ist,

(Abg. P i e t r z o k  [SPD]: Aber Sie nicht!)

dass  nämlich  die  Jugendberatungseinrichtungen
über das Jahr 2004 hinaus nicht gefördert werden
sollen, das ist doch Fakt. Dass es jetzt anders wer-
den soll, das ist ja auch gut.

(Abg. P i e t r z o k  [SPD]: Die Stadt Bre-
men ist nicht mehr Adressat und der Land-

tag schon gar nicht!)

Das ist doch Quatsch!

Eine  gendergerechte  Beschäftigungsförderung?
Da gibt es leider nur ein Achselzucken. Bei vielen
Programmen sind Frauen nur mit 20 bis 30 Prozent
vertreten. Das finden wir bedauerlich, und das darf
aus unserer Sicht auch nicht so sein. Wenn Sie es
jetzt anders sehen, es gab hier ja schon heftigen Wi-
derspruch, dann kann das hier ja auch gleich ge-
sagt werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Für uns hat in der künftigen Arbeitsmarktpolitik
die Vermittlung in sozialversicherungspflichtige Jobs
Vorrang. Das heißt für uns eben genau nicht eine
standardmäßige Vermittlung in Ein-Euro-Jobs! Es
wird ja im Moment gerade so getan, als wenn durch
diesen  Systemwechsel  der  Zusammenlegung  von
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe nur noch Ein-Euro-
Jobs möglich wären. Das ist aber überhaupt nicht
der Fall. Wenn man in das Gesetz schaut, dann geht
es auch darum, dass sozialversicherungspflichtige
Jobs Vorrang vor der so genannten Mehraufwands-
variante haben, also vor den Ein- und Zwei-Euro-Jobs.

Deswegen fordern wir den Senat auf, dieses Ins-
trument auch offensiv im Rahmen seines Beschäfti-
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gungspolitischen Aktionsprogramms oder im Rah-
men der Programmgestaltung der Bagis, wie sie jetzt
heißt, zu nutzen und nicht so zu tun, als wenn es in
Zukunft nur noch Ein-Euro-Jobs geben würde. Für
uns ist es ein ganz wesentlicher Bestandteil des För-
derns, arbeitslose Menschen wieder in den Arbeits-
markt zurückfinden zu lassen. Dass dazu vielleicht
auch manch ein Programm optimiert werden muss,
das steht bestimmt außer Frage, für konstruktive
Überlegungen aber haben Sie uns auch sicher an
Ihrer Seite, das ist gar keine Frage.

Wir wollen, dass Programme künftig konsequent
gegendert werden. Dafür erwarten wir Programme,
Strategien und auch Engagement, dass es auch Rea-
lität wird. Wir möchten ein Programm für Berufsrück-
kehrer und Berufsrückkehrerinnen, die wegen des
erhöhten Partnereinkommens aus dem ALG II her-
ausfallen. Auch sie müssen eine realistische Chan-
ce bekommen, dass sie in den Arbeitsmarkt zurück-
finden.

Wir wollen ein Stammkräfteprogramm für Orga-
nisationen, die in der Bürgergesellschaft wichtige
Arbeiten leisten, und zwar in den Bereichen Sport,
Gesundheit, Jugend, Kultur und in anderen auch.
Wir wollen, dass deren Arbeit, deren Vielfalt der An-
gebote, deren Bedeutung für unsere Zivilgesellschaft
erhalten bleiben, und das geht nicht einfach nur mit
Ein-Euro-Jobs.

Wir wollen weiter, das ist vorhin schon angeklun-
gen, eine Absicherung der Jugend-, Frauen- und
offenen Beratungsangebote. Insbesondere die Ju-
gendberatungseinrichtungen leisten eine hervorra-
gende Arbeit, gerade in benachteiligten Stadtteilen.
Sie haben eine hohe Vermittlungsquote, und in An-
betracht der Lehrstellenmisere sind sie für uns un-
verzichtbar.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir wollen eine Absicherung der Infrastrukur der
Sozialberatung: Schuldnerberatung, Suchtberatung
sind hier zu nennen. Uns ist sehr bewusst, dass das
jetzt nur noch Kann-Leistungen sind, aber wir er-
warten vom Senat, dass er diese Hilfen auf der Ba-
sis der jetzt vorhandenen Budgets weiterführt. Wir
wollen auch Stützungsangebote für die Personen,
die nach den gegenwärtigen Bedingungen des Ar-
beitsmarktes nur weniger als drei Stunden arbeiten
können, die aus dem SGB II herausfallen und nach
SGB XII Grundsicherung erhalten, dass es für sie
weiterhin Aktivierungsangebote geben muss.

Ich möchte jetzt noch einmal ganz kurz sagen, mit
den Ein-Euro-Jobs, warum uns das so wichtig ist,
was wir eigentlich gegen diese Jobs vorzubringen
haben. In der Vergangenheit gab es auch diese Mehr-
aufwandsvariante, nur, im Gegensatz zu früher ist
damit  keine  Perspektive  mehr  auf  ein  sozialver-
sicherungspflichtiges  Beschäftigungsverhältnis  ver-
bunden.

Was bei der gegenwärtigen Variante bei Ein-Euro-
Jobs auch ein Problem ist, sie werden mit Zwang be-
legt. Das ist für uns ein großes Problem, dass sie mit
Zwang belegt sind und nicht mit Wertschätzung, Wert-
schätzung und gesellschaftlicher Anerkennung in
der Zivilgesellschaft. Die Menschen machen Jobs, die
im öffentlichen Interesse liegen, und sie werden mit
Zwang  belegt.  Das  halten  wir  nicht  für  eine  gute
Idee, auch nicht für das Selbstwertgefühl der Leute,
und, was wir auch befürchten, es ist eine Verdrän-
gung regulärer Jobs. Da gehen jetzt dauernd die
Wohlfahrtsverbände durch die Presse, die schon sa-
gen, die Pflegeplätze sind zu teuer, und wir wollen
das teilweise mit Ein-Euro-Jobs machen. Das hal-
ten wir für ein großes Problem.

Wir hätten es für gut gefunden, wenn diese Ein-
Euro-Jobs in reguläre Beschäftigung umgewandelt
worden wären. Das ist in Wirklichkeit auch nicht sehr
viel teurer. Wenn man die Kosten der Unterkunft,
das Arbeitslosengeld II, die aufzuwendende Sozial-
versicherung und den einen Euro pro Stunde zusam-
menrechnet, kommt man vielleicht in den Gesamt-
kosten ein bisschen höher, aber für die Arbeitslosen
gibt es einen Perspektivwechsel, denn sie sind auf
einmal Arbeitnehmer, und sie haben damit nicht nur
richtig Gehalt, sondern sie haben auch einen Sta-
tuswechsel im Selbstwertgefühl, im Selbstverständ-
nis, und sie bewegen sich auf gleicher Augenhöhe
mit Freunden, Verwandten, Bekannten, im Kollegen-
kreis, und das ist etwas ganz anderes. Das halten
wir in dem Bereich für eine richtige Perspektive.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
P i e t r z o k  [SPD]: Und dann beschließen

Sie in Berlin etwas anderes?)

Wir haben da überhaupt nichts anderes beschlos-
sen. Ich habe doch ganz deutlich gesagt, in dem jet-
zigen SGB II ist auch der Vorrang in sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse. Schau-
en Sie doch in das Gesetz hinein! Die Ein-Euro-Jobs
sind in der Tat an der Stelle nachgeordnet. Dass so
getan wird, dass es nur Ein-Euro-Jobs gibt, das ha-
ben Sie getan, damit ist doch Herr Clement nach
außen gegangen! Damit sind doch nicht die Grünen
nach außen gegangen.

Ich komme zu meinem Fazit, weil meine Redezeit
hier gleich abgelaufen ist. Wir wollen Vermittlung
in sozialversicherungspflichtige Jobs. Geld dafür ist
auch ausreichend vorhanden. Das Gesetz lässt den
Handlungsrahmen an der Stelle zu. Dass Sie unse-
rem Antrag nicht zustimmen wollen, finde ich sehr
bedauerlich. Im Sinne des Förderns von Arbeitslo-
sen wäre das eine richtige Sache gewesen. Wenn
Sie sich dem nicht stellen wollen, ist das Ihr Ding.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.
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Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Liebe Frau Stahmann, Sie haben
in der letzten Sitzung großspurig behauptet, Sie hät-
ten keine Angst vor meinen Reden. Dann frage ich
Sie, warum Sie dann nicht willens oder in der Lage
dazu sind, mir meine Zwischenfragen zu beantwor-
ten. Wenn Sie angeblich keine Angst vor meinen
Reden haben, so ist das eben Ihr Problem, aber zu-
mindest sollten Sie meine Reden sehr ernst nehmen,
denn als ich hier vor einem Jahr gesagt habe, dass
die Deutsche Volksunion gerade bei den Jung- und
Erstwählern einen enorm großen Zuspruch hat, ha-
ben Sie nur schäbig darüber gelacht.

Nur einmal zur Erinnerung, die DVU hat bei den
Wahlen in Brandenburg in einigen Bezirken fast 30
Prozent bei den Jung- und Erstwählern errungen.
Nun können Sie lachen, falls Ihnen das Lachen nicht
vergangen ist. Meine Damen und Herren, Herr Op-
permann, diese Montagsdemonstrationen haben
zwar nicht die Welt verändert, aber die Hartz-IV-
Reform wird das soziale Gefüge und die soziale
Gerechtigkeit in unserer Gesellschaft ab 2005, wenn
sie zum Tragen kommt, verändern, aber mit Sicher-
heit nicht zum Vorteil und zum Positiven der eta-
blierten Altparteien.

Meine Damen und Herren, wir behandeln heute
in der Großen Anfrage mit der Drucksachen-Num-
mer 16/317 das sehr wichtige und aktuelle Thema
„Zusammenlegung von Sozialhilfe und Arbeitslosen-
hilfe“. Ich frage mich auch im Namen vieler Bürge-
rinnen und Bürger, was diese rotgrüne Chaosregie-
rung uns Bürgern an unsozialen Belastungen und
unsozialen Reformen eigentlich noch alles zumuten
will. Ich sage im Namen der Deutschen Volksunion,
diese ungerechte und unerträgliche Zusammenle-
gung von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe ist eine
eindeutige Bankrotterklärung Ihrer unsozialen Re-
formpolitik insgesamt, die nachweislich aber auch
nur auf Kosten und zu Lasten des kleinen Mannes
und der ohnehin schon sozial schwachen Menschen
rücksichtlos und skrupellos umgesetzt wird. Herz-
lichen Glückwunsch, kann ich da nur sagen! Dar-
über kann sich unsere rotgrüne Chaosregierung so
richtig freuen, denn sie hat mit dieser unsäglichen
Hartz-Reform unweigerlich den Weg in die Armut
für Millionen von Menschen sehr erfolgreich und un-
übertroffen umgesetzt.

Meine Damen und Herren, diese Hartz-Reform ist
mit der Tinte von seelenlosen und unfähigen Politi-
kern geschrieben worden, nämlich seelenlos, rück-
sichtslos, skrupellos, gnadenlos und unbarmherzig,
und das alles auf Kosten der sozial schwachen Men-
schen in unserer Gesellschaft. Ich sage Ihnen heute
schon voraus, es wird statt neuer Arbeitsplätze nun
noch mehr unsinnige Formulare geben, sage und
schreibe 16, in Bremen sind es etwas weniger, die
aber nicht einmal alle Sachbearbeiter richtig und
korrekt ausfüllen können. Also, statt weniger Büro-
kratie nun noch mehr Bürokratie für Arbeitslose! So

mussten allein 2500 Telekom-Mitarbeiter nach Nürn-
berg beordert werden, um die Datenerfassung ab-
zusichern. Ähnlich sieht es in den Kommunen aus.
Zwischen 500 und 1000 Beschäftigte müssen allein
in Frankfurt die Verwaltungsarbeit bewältigen, zum
Beispiel die Zuschüsse für Klassenfahrten und so
weiter. Für alle Lebenslagen und Verhältnisse müs-
sen unsere Kommunen künftig einstehen, nur nicht
für den eigentlichen Zweck der Reformen, die Ver-
mittlung von Menschen in Arbeit.

Von diesem Gesetz sind sage und schreibe 2,3
Millionen  Langzeitarbeitslose  und  mehr  als  eine
Million erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger betrof-
fen. Rechnet man nun noch deren Ehepartner und
die Kinder dazu, so bekommen mehr als fünf Millio-
nen Menschen demnächst die Folgen der neuen Ge-
setze schmerzlich zu spüren. Hinzu kommen noch
eine unverantwortliche Verunsicherung und Ärger
und eine noch höhere Belastung der ohnehin schon
von der Bundesregierung zur Genüge abgezockten
sozial schwachen Menschen.

Diese unsozialen Hartz-Reformen sind unerträg-
lich  und  lassen  gerade  einmal  sozial  schwachen
Menschen so viel, dass es zum Leben zu wenig und
zum Sterben zu viel ist. Mit dieser Reform will die
Bundesregierung Langzeitarbeitslose zwingen, sich
eine Arbeit zu suchen. Dann muss die Bundesregie-
rung aber erst einmal dafür sorgen, dass überhaupt
erst einmal Arbeit für diese langzeitarbeitslosen Men-
schen vorhanden ist, für die sie sich überhaupt be-
werben können. Einmal ganz nebenbei, falls Sie es
vergessen haben, Sie haben eine unbeschönigte Ar-
beitslosenzahl von über acht Millionen Menschen,
und da wird immer lapidar von den etablierten Poli-
tikern behauptet, statistisch herangezogen, 50 Pro-
zent würden gern ihren Arbeitsplatz wechseln. Ich
aber sage Ihnen, diese 50 Prozent wollen überhaupt
erst einmal einen Arbeitsplatz haben. Schaffen Sie
erst einmal die arbeitsmarktpolitischen Vorausset-
zungen,  die  Rahmenbedingungen,  bevor  Sie  Ar-
beitslose, die wirklich arbeiten wollen, zur Arbeit
zwingen wollen!

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen heute
schon voraus, dass diese mit heißer Nadel gestrick-
te Hartz-Reform genauso erbärmlich scheitern wird
wie Ihre unsägliche Gesundheitsreform, gepaart mit
ewigen  hilflosen  Ausflüchten  und  gegenseitigen
Schuldzuweisungen der verantwortlichen Politiker
der Altparteien.

Meine Damen und Herren, darüber hinaus gefähr-
den Sie gerade mit dieser Hartz-Reform die innere
Sicherheit und den inneren Frieden in Deutschland.
Sogar die Gewerkschaft der Polizei warnt eindring-
lich vor einer ausufernden Gewaltbereitschaft in den
jeweiligen Amtsstuben angesichts dieser Hartz-Re-
form. Meine Damen und Herren, und das sage ich
hier in aller Deutlichkeit, unsere Bürger haben für
dringend notwendige Reformen mit Sicherheit Ver-
ständnis, aber, und nun kommt das Aber, diese Re-
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formen müssen sozial gerecht und verständlich sein.
Sie müssen auch im Verhältnis stehen.

Unsere Bürger haben zu Recht kein Verständnis
dafür, dass auf der einen Seite die Ärmsten der Ar-
men skrupellos und erbarmungslos unsozial bis auf
das letzte Hemd abgezockt werden, und auf der an-
deren Seite reist der Kanzler Schröder im ewigen
Büßer- und Sühnegewand mit dem Scheckbuch der
Steuerzahler in der Tasche in der ganzen Welt um-
her und verteilt mit würdelosen und schamlosen Auf-
tritten Milliarden Steuergelder, zum Beispiel nur ein-
mal eben 380 Millionen Euro gegen Rauschgiftan-
bau in Afghanistan. Dazu muss ich sagen, die af-
ghanische Regierung lebt schon seit Jahrhunderten
nur durch den Rauschgiftanbau, das ist bekannt, nur
Ihnen nicht.

Irak wird ein Teil seiner sechs Milliarden Euro, das
sind zwölf Milliarden DM, Schulden einfach so er-
lassen, Russland selbstverständlich auch. Polen will
schon wieder einmal 40 Milliarden, nur für Warschau,
Kriegsentschädigung  haben  und  so  weiter.  Meine
Damen und Herren, dafür ist selbstverständlich Geld
da. Und was haben wir? Jede Menge Arbeitslose,
1,5 Billionen Euro Schulden, Agenda 2010 und die
unsägliche  Hartz-IV-Reform!  Meine  Damen  und
Herren, diese beschämende Steuergeldverschwen-
dung in aller Herren Länder ist ein Fass ohne Bo-
den. Das können wir uns bei 1,5 Billionen Euro
Schulden und größter Armut im eigenen Land ein-
fach nicht mehr erlauben. Damit muss im Interesse
und zum Wohle der Bevölkerung endlich Schluss
sein!

Meine Damen und Herren, Kanzler Schröder hat
mit seiner Aussage im Zusammenhang mit Hartz IV
sehr viele Menschen in Deutschland als Schmarot-
zer und Raffkes niederträchtig beleidigt. Da will ich
Ihnen aber einmal sagen, wer die wirklichen Schma-
rotzer sind. Die wahren Schmarotzer sind diejeni-
gen Abgeordneten und Genossen zum Beispiel im
Landtag in Schleswig-Holstein und anderswo, die
sich einmal eben ihre Diäten um zusätzlich sage und
schreibe 1300 Euro monatlich eben so erhöhen wol-
len. Das, meine Damen und Herren, sind die wah-
ren Schmarotzer und Raffkes, aber nicht unsere Bür-
ger und schon gar nicht die Ärmsten der Armen.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, das passt
alles nicht mehr zusammen. Hier stimmt das Maß
des Verhältnisses schon lange nicht mehr. Hierfür
hat der Bürger zu Recht kein Verständnis mehr und
demonstriert zu Recht gegen Hartz IV. Meine Da-
men und Herren, Sie sehen, Kanzler Schröder ist
inzwischen so weit weg vom Volk, dass ihn nicht
einmal mehr die Eier erreichen, die das Volk ihm
zuwerfen möchte. Dann fragt man sich doch zu Recht,
wann reist Kanzler Schröder im Sühne- und Büßer-
gewand und mit Scheckbuch nach Italien zu Ber-
lusconi und entschuldigt sich für den Sieg der Che-
rusker gegen Varus, als der römische Kaiser seine

Legionen verlor. Das würde mich überhaupt nicht
wundern.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Was war das Thema?)

Frau Wieczorek-Zeul hat sich auch erst für die an-
gebliche Schuld Deutschlands vor über hundert Jah-
ren in Namibia reumütig entschuldigt. Nur für das
eigene Volk reicht es hinten und vorn nicht mehr.
Das ist die Tatsache, so sieht das aus!

Meine Damen und Herren, die SPD hat eindeutig
ihre Identität verloren und auch die Zustimmung der
Bürger, das sehen Sie am Wahlergebnis. Ihre Re-
form ist als Rakete gestartet und als Knallfrosch ge-
landet. Die angebliche Opposition CDU spielt sich
zwar  als  Erzengelchen,  als  Retter  auf,  allerdings
ohne Flügel.

Meine Damen und Herren, ursprünglich wollte
Kanzler Schröder durch Hartz IV die Zahl der Lang-
zeitarbeitslosen halbieren. Doch von neuen Arbeits-
plätzen redet heute längst niemand mehr, nur noch
von einer neuen Armut und sozialen Ungerechtig-
keiten. Wohlfahrtsverbände rechnen allein mit sage
und schreibe 1,5 Millionen Kindern, die mit ihren
Eltern die Bettelsuppe auszulöffeln haben, die ihnen
die rotgrüne Chaosregierung, überbezahlte Wirt-
schaftsbosse und unfähige Wirtschaftspolitiker ein-
gebrockt haben.

(Glocke)

Meine Damen und Herren, von dieser Hartz-IV-Re-
form sind 2,3 Millionen Langzeitarbeitslose betrof-
fen und mehr als eine Million erwerbsfähige Sozial-
hilfeempfänger. Rechnet man nun deren Ehepartner
und Kinder dazu, bekommen, wie gesagt, mehr als
fünf Millionen Menschen demnächst diese schreckli-
che und unsoziale Hartz-Reform grausam zu spüren.

Meine Damen und Herren, so niederträchtig, so
skrupellos geht man mit den Menschen, die jetzt schon
händeringend nach Arbeit suchen, nicht um. Das ist
menschenunwürdig,  und  jetzt  kommt  der  absolute
Hammer.

(Glocke)

Vizepräsident Ravens: Ihre Redezeit ist abgelau-
fen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Abg.
T i t t m a n n  [DVU]: Das ist schön! Aber
Sie brauchen gar nicht zu lachen und zu
klatschen, ich melde mich noch einmal zu

Wort! Freuen Sie sich nicht zu früh!)

Herr  Tittmann,  erstens  weise  ich  den  Vorwurf,
dass die Kollegen aus dem schleswig-holsteinischen
Landtag Schmarotzer sind, zurück.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Herr Tittmann, ich möchte es Ihnen auf den Weg
mitgeben, sollten Sie sich noch einmal melden, bit-
te ich Sie, sich doch an das Thema zu halten und
hier nicht über Gott und die Welt zu reden! Das ist
das zweite Mal, dass Sie am Thema vorbeigeredet
haben. Ich habe Sie nur reden lassen, um das nicht
zu verlängern. Beim nächsten Mal werde ich Sie ab-
klingeln.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Als  Nächster  hat  das  Wort  der  Abgeordnete
Wedler.

 Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich habe leider häufig das Pech,
dass ich nach solchen demagogischen Reden, wie
wir sie gerade eben gehört haben, hier vorn stehen
muss

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Dann müs-
sen Sie sich ein bisschen früher melden!)

und versuchen muss, wieder auf den normalen Dis-
kussionsstand herunterzukommen. Frau Linnert hat-
te vorhin völlig Recht, als sie sagte, dass Ihre Rede-
beiträge inhaltslos sind, dass Sie diffamieren und nur
beleidigen und dass Sie zu Sachthemen eigentlich
wenig beitragen können.

Mich würde tatsächlich einmal interessieren, was
Sie zu dem grundlegenden Problem, womit wir es
hier zu tun haben,

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Das war zur
Sache! Das haben Sie nur nicht begriffen!
Das war mit Zahlen und Fakten belegt!)

mit Hartz IV, was Sie inhaltlich und konstruktiv dazu
zu sagen haben, denn erst dann ist es überhaupt
möglich, sich damit auseinander zu setzen. Hier nur
zu sagen, „Ausländer raus“, oder was Sie sonst im-
mer sagen, das reicht in dieser Debatte nicht aus.
Im Zeitalter der europäischen Integration und der
Weltwirtschaft ist das völlig neben der Sache, inso-
fern kann ich mich leider mit Ihren Ausführungen
hier überhaupt nicht auseinander setzen, da ist nichts
Greifbares.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich möchte eigentlich zu einem Thema, was mich
in diesem Zusammenhang ein bisschen beschäftigt,
etwas sagen. Ich komme ja aus der Verwaltung, ich
habe auch mehrfach erlebt, dass sich Rechtsgrund-
lagen für das Tätigwerden der Verwaltung geändert
haben und dass man sich als Verwaltung damit dann
auseinander setzen musste, und ich weiß, mit wel-

chen Problemen das behaftet ist. Ich möchte mich
hier zu diesem Umsetzungsproblem und dem riesi-
gen Zeitdruck, der damit verbunden ist und unter
dem wir alle leiden, äußern.

Das ist etwas, was nicht nur mich hier vor Ort
umtreibt, sondern es ist auch etwas, was schon mei-
ne Partei beim Gesetzgebungsverfahren im letzten
Dezember umgetrieben hat. Schon damals hat die
FDP wegen der enormen Probleme, die mit dieser
Gesetzesmaterie  verbunden  sind,  nämlich  die  Zu-
sammenlegung zweier steuerfinanzierter Sozialleis-
tungen und den daraus resultierenden strukturellen
Veränderungen in der Verwaltung, in den Verwal-
tungsabläufen und in der technischen Systemdar-
stellung, mehr Zeit verlangt. Da sind so viele Um-
brüche und Veränderungen notwendig, die mehr
Zeit als nur ein knappes Jahr erfordern. Der Ver-
mittlungsausschuss hat im Dezember letzten Jahres
bis auf das so genannte Optionsgesetz die grundle-
genden Beschlüsse gefasst. Das heißt, die Verwal-
tungen hatten für die Umsetzung dessen, was fast
eine Revolution im Sozialleistungsbereich mit sich
bringt, noch nicht einmal ein ganzes Jahr Zeit zur
Verfügung.

Wenn man dann noch dazu nimmt, dass das so
genannte Optionsgesetz im Vermittlungsausschuss
erst im Sommer, kurz vor den Sommerferien nach
langem Hin-und-Her-Gehabe verabschiedet wurde,
das heißt, auch die Kommunen, die sich damit be-
schäftigen, möglicherweise solche Aktivitäten auf
sich selbst zu ziehen, zu optieren, sie hatten noch
nicht einmal ein halbes Jahr Zeit, sich mit dieser The-
matik zu beschäftigen und mit den Problemen, die
damit verbunden sind. Allein schon aus diesem enor-
men Zeitdruck ergibt sich für die Verwaltung ein
riesiges Problem und somit auch ein Umsetzungs-
problem. Deswegen habe ich erhebliche Probleme,
ob das, was der Senat in seiner Mitteilung hier rela-
tiv rosig mitgeteilt hat, am Ende nicht doch zu ei-
nem, wie vorhin gesagt wurde, Super-GAU führt.
Ich habe mit der Umsetzung, wie gesagt, erhebli-
che Probleme.

Gerade gestern habe ich der Presse und der De-
putationsvorlage, die ich mir besorgt habe, entnom-
men, dass in Bremen diese Gesellschaft gegründet
worden ist. Bremerhaven ist noch nicht soweit, da
soll es erst noch passieren. Das ist auch ein Problem,
dass hier eine ungleiche Situation besteht. Das heißt,
die nachgeordneten Kommunen haben tatsächlich
ein Problem der Informationsbeschaffung und da-
mit auch ein Problem der Umsetzung dessen, was
in den Informationen enthalten ist. Das heißt, Bre-
merhaven ist insofern etwas benachteiligt, weil die
Stadt ein Informationsdefizit hat. Es reicht eben nicht,
im Lenkungsausschuss, wie das in der Mitteilung
des Senats enthalten ist – –.

(Zuruf der Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/
Die Grünen])
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So habe ich das wahrgenommen! Das steht in der
Mitteilung des Senats, dass Bremerhaven noch nicht
so weit ist wie Bremen.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Warum?)

Das hängt sicherlich nicht damit zusammen, dass die
Bremerhavener unwillig sind, sondern sie haben si-
cherlich überlegen müssen und ein Informationsde-
fizit gehabt, und es reicht nicht aus, in der Lenkungs-
gruppe zu sein, um die Informationen partiell mitzu-
bekommen, sie mitzunehmen und dann zu überle-
gen, wie es sich in Bremerhaven darstellt, um even-
tuell dann die notwendigen Schlussfolgerungen zu
ziehen. Soweit ich mitbekommen habe, hat sich Bre-
merhaven inzwischen auch dazu entschlossen, eine
Arbeitsgemeinschaft zu bilden, um dann ähnliche
Schritte zu vollziehen, wie das hier in Bremen pas-
siert ist.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das stimmt auch nicht ganz!)

Das, denke ich, muss man sehen. Ich habe die
große Sorge, wenn jetzt sehr gutwillig die Verwal-
tungen und auch die Beschäftigten der Verwaltun-
gen an die Umsetzung und das Erledigen dieser Ar-
beiten herangegangen sind, das ist ja durchaus wahr-
zunehmen, es ist ja vorhin auch geschildert worden,
dass es trotz dieser Gutwilligkeit und dieses Enga-
gements in der Verwaltung aufgrund dieses enor-
men Zeitdrucks und der vielen ungelösten Proble-
me überhaupt nicht möglich ist, das am Jahresende
zum Stichtag 1. Januar richtig umzusetzen, so dass
also  die  Bundesagentur  für  Arbeit  schon  daran
denkt, das konnte man auch der Presse entnehmen,
einen Notfallplan in Aktion zu setzen, das heißt, eine
Alternativüberlegung für die Situation, dass die mit
ihrer Technik nicht soweit sind. Ich komme aus dem
Bereich, und ich weiß, wie schwierig es ist, nicht nur
eine völlig neue Systementwicklung vorzubereiten
und auszutesten und dann zum Laufen zu bringen.

Wenn man dann die kurzen Zeiträume sieht und
wenn man sieht, welche ungelösten Probleme noch
bestehen, welche Fehlermöglichkeiten es noch ge-
ben kann, dann ist das in meinen Augen absolut
unmöglich. Selbst die Datenerfassungsproblematik
ist nicht gelöst. Es wurde hier eben lobend erwähnt,
dass 60 Prozent der Fragebögen in Bremen schon
zurückgekommen sind, auf dem platten Land dürf-
ten das deutlich weniger sein, aber selbst 60 Pro-
zent sind erheblich zu wenig. Eigentlich müssten die
Verwaltungen die Datenerfassung jetzt schon zu 100
Prozent machen können, damit sie dann, wenn die
Programme laufen, zu einem relativ zeitnahen Stich-
tag die Daten verarbeiten können. Da aber weder
die Software noch die Daten richtig vorhanden sind,
sehe ich wirklich große Probleme auf uns zukom-
men.

Diese Probleme haben nicht die Verwaltungen und
ihre Beschäftigten zu vertreten, sondern diese Pro-
bleme hat die hohe Politik in Berlin zu vertreten, weil
die Politik in Berlin diesen enormen Zeitdruck, die-
se kurzen Umsetzungsfristen mit den riesigen Um-
wälzungsprozessen in der Verwaltung bei diesem
Thema erzeugt hat.

(Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]:  Wer  hat  das  denn  im  Bundesrat  so

lange verzögert?)

In Berlin hätten sie diese Zeitachse und dieses Ar-
gument wirklich ernst nehmen müssen. Sie hätten
der Verwaltung mindestens ein Jahr Umsetzungs-
zeit mehr gönnen müssen, dann hätte das viel gründ-
licher erfolgen können, dann wären auch die Ver-
waltungsprobleme nicht entstanden.

Jetzt wird lobend erwähnt, dass die Bagis gegrün-
det worden ist. Natürlich ist das ein notwendiger
Schritt, nur ist das viel zu kurzfristig. Was sollen die
Mitarbeiter in den verbleibenden zwei Monaten ei-
gentlich noch reißen? Das ist in meinen Augen eine
Zumutung gegenüber der Verwaltung, und das, den-
ke ich, sollte man hier auch bei allem Respekt vor
den lobenden Ausführungen sehen, die vorhin in
Bezug auf die Verwaltung gesagt wurden, dass sie
über sich mehrfach Rechtsänderungen haben erge-
hen lassen, sie anwenden mussten und jetzt nicht
nur Rechtsänderungen zu verkraften haben, sondern
auch eine völlige Strukturveränderung, was den
Aufbau der Verwaltung, die Zuordnung der Aufga-
ben und die Verwaltungsverfahren betrifft.

Am Ende der Bearbeitung steht immer ein Leis-
tungsbescheid, der muss justiziabel sein. Ich kann
den Gerichten eigentlich nur noch herzlichen Glück-
wunsch sagen bei der Bearbeitung der Fälle, die
später auf sie zukommen werden. – Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit!

Vizepräsident Ravens: Als Nächste erhält das Wort
die Abgeordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert [SPD]: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Herr Wedler, zu dem, was Sie
gesagt haben: Natürlich gehen wir hier alle im Par-
lament davon aus und dringen auch darauf, dass
pünktlich zum 1. Januar die Arbeitslosen- und Sozi-
alhilfeempfänger ihr Geld bekommen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist wirklich das, was sichergestellt sein muss,
und ich erwarte dazu dann auch, dass sich die Se-
natorin entsprechend dazu positioniert.

Ich erwarte auch, dass für den Fall, dass irgendet-
was mit der Datenverarbeitung im Verwaltungsvoll-
zug nicht funktioniert, die entsprechenden Notplä-
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ne in Gang gesetzt werden, so dass auf jeden Fall
gesichert ist, dass die Hilfebedürftigen ihr Geld be-
kommen. Ich will auch sagen, ich habe große Hoch-
achtung davor, was von den Beschäftigten in der So-
zialverwaltung und auch in der Bundesagentur für
Arbeit geleistet wird. Ich finde es bei allen Schwie-
rigkeiten jedenfalls positiv, mit wie viel Engagement
und mit welchem Hochdruck an der Umsetzung auch
seitens der Verwaltung gearbeitet wird, wie die Be-
schäftigten auch mitziehen und sich engagieren.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt zu Frau Schön! Ich will, bevor ich inhaltlich
auf die Hartz-Reform eingehe, kurz noch etwas zu
Ihrem Antrag sagen. Von mir aus hätten wir auch
sagen können, wir überweisen den an die Deputati-
on, wobei ich mich natürlich auch gefragt habe, wie
ernst es Ihnen eigentlich mit so einem arbeitsmarkt-
politischen Programm ist, wenn, nachdem das The-
ma schon in einer Großen Anfrage vor den Sommer-
ferien eingebracht worden war, das Thema seit ei-
nem Vierteljahr auf der Tagesordnung steht – die
Thematik ist uns in der Deputation schon bekannt,
wir haben uns damit gründlich beschäftigt – und Sie
mit heißer Nadel einen Antrag gestrickt haben und
einen Tag vor der Bürgerschaftsdebatte einen Dring-
lichkeitsantrag gestellt haben. Solche Anträge stellt
man eigentlich nicht als Dringlichkeitsantrag, wenn
sie ernst gemeint sind.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich könnte mich dann aber sogar auch mit der Be-
gründung des Abgeordneten Oppermann anfreun-
den, und zwar bei Ihren Ausführungen zu den Ein-
Euro-Jobs. Liebe Frau Schön, es ist so, dass auch die
Ein-Euro-Jobs natürlich in Paragraph 16 des SGB II
stehen, dass sie auch getragen sind von der ganz
großen Koalition, das muss man ja einmal sagen, die
in Berlin letztlich mitgearbeitet hat an dieser Reform,
und dass Sie insofern auch nicht sagen können, wir
sind sowieso dagegen und wollen das überhaupt
nicht. Es wird natürlich die Frage sein, wie wir dies
in Bremen umsetzen, und da, muss ich ehrlich sa-
gen, habe ich auch die gewisse Hektik Ihres Beitra-
ges nicht verstanden. Das wird in Bremen schon ganz
vernünftig umgesetzt werden. Im Übrigen, entschul-
digen Sie bitte, wenn ich das sage, ich will auch nicht,
dass das überheblich klingt, aber damit die Arbeits-
losen gefördert werden, brauchen wir keinen An-
trag der Grünen, ich glaube, wir haben auch schon
eigene Ideen dazu.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Was ist das für eine Unverschämt-
heit hier! – Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis
90/Die Grünen]: Wir können ja vorher die
SPD fragen, ob wir hier einen Antrag stel-

len dürfen!)

Zu  den  Arbeitsmarktreformen  insgesamt  jetzt!
Diese Arbeitsmarktreformen, die verbunden sind mit
dem Namen Hartz IV, haben bei vielen Menschen
Ängste ausgelöst, die teilweise darauf zurückzufüh-
ren sind, dass es nicht genügend Informationen ge-
geben hat, Herr Oppermann, Sie haben ja auch dar-
auf angespielt. Aber es liegt nicht nur daran, dass
es zu wenig Informationen gegeben hat, sondern ich
glaube, wir müssen uns alle ehrlicherweise auch
darüber im Klaren sein und eingestehen, dass diese
Reformen natürlich für viele Hilfeempfänger, viele
Hilfebedürftige auch erst einmal harte Einschnitte
bedeuten. Es wird auch welche geben, die davon
profitieren, die besser dastehen, aber ein großer Teil
derer, die bisher Arbeitslosenhilfe bezogen haben,
wird ab dem 1. Januar weniger Geld und Leistun-
gen bekommen. Ich finde, man braucht sich gar nicht
darüber hinwegzutäuschen, das ist einfach so.

Für umso wichtiger halte ich es aber, dass wir die
Chancen nutzen, die mit dieser Reform verbunden
sind, das Fördern neben dem Fordern der Arbeits-
losen. Natürlich ist es so, und das, was die Hilfebe-
dürftigen benötigen, ist bei den meisten in erster
Linie gar nicht, dass sie hier nur ein gesichertes Ein-
kommen haben wollen, das, was die Arbeitslosen
am allermeisten brauchen und wünschen, ist Arbeit.
Ich finde, auch das muss man ernst nehmen.

Nun schaffen zwar Arbeitsmarktreformen keine
Arbeitsplätze, darüber müssen wir uns auch klar
sein,  aber  wir  müssen  etwas  tun,  weil  hier  in
Deutschland auch im Vergleich zu anderen Ländern
Langzeitarbeitlose sehr viel länger in der Langzeit-
arbeitslosigkeit bleiben als in anderen westeuropäi-
schen Ländern. Wir geben zwar sehr viel Geld aus
für die Finanzierung der Arbeitslosigkeit, aber wir
haben in der Vergangenheit zu wenig getan, damit
Arbeitslose  aus  der  Arbeitslosigkeit  auch  wieder
herauskommen, dass sie schneller eine Chance fin-
den, in einen neuen Job zu kommen. Da zeigen uns
auch  Erfahrungen  aus  unseren  westeuropäischen
Nachbarländern, dass es durch stärkeres Fördern,
durch passgenaue Programme, durch Beratung und
Unterstützung möglich ist, die Dauer dieser Lang-
zeitarbeitslosigkeit ganz erheblich zu senken, da-
mit auch Arbeitslosigkeit wirkungsvoll zu bekämp-
fen und Langzeitarbeitslosen zu helfen.

Genau dies ist das Ziel und der positive Sinn die-
ser Reform. Genau das ist die Aufgabe, die uns und
den Arbeitsagenturen hier vor Ort in den Stadtge-
meinden in Bremen und Bremerhaven gestellt ist,
und dieser Forderung müssen wir nachkommen, der
müssen wir uns stellen, und die müssen wir erfül-
len.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben vom Bund im Übrigen auch aufgrund
des besonderen Problemdrucks in Bremen und Bre-
merhaven gute Voraussetzungen dafür bekommen.
Diese Reform ist eine, die Bremen finanziell erheb-
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lich entlastet, was die Entlastung der Kosten der So-
zialhilfe betrifft, es stehen ja 110 Millionen Euro im
Raum, mit denen Bremen durch die Übernahme der
Kosten durch den Bund entlastet wird. Ich sage auch
einmal sehr deutlich, wir erwarten auch, dass min-
destens ein Teil dieser 110 Millionen Euro dafür ver-
wendet wird, hier eine weitere positive Reform in
Gang zu setzen, nämlich eine bessere Kinderbetreu-
ung, vor allen Dingen für die unter Dreijährigen.

(Beifall bei der SPD)

Wir sehen hier auch den Senat in der Pflicht, dies zu
realisieren.

Zweitens, das ist auch schon gesagt worden, be-
kommen wir erhebliche Mittel vom Bund für aktive
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen. Frau Schön, Sie
hatten ja darauf hingewiesen, es werden 77,6 Mil-
lionen Euro für Bremen und 26,7 Millionen für Bre-
merhaven sein, und dazu auch die Personalkosten
für die Agenturen oder Arbeitsgemeinschaften, die
das durchführen. Ich glaube, das sind gute Voraus-
setzungen, die wir hier in Bremen haben, und ich
glaube, das ist auch schon gesagt worden, dass wir
hier in Bremen letzten Endes schon gute Vorausset-
zungen dafür geschaffen haben, dass wir dieser Ver-
pflichtung gerecht werden.

Ich habe mich sehr gefreut, dass der Vertrag jetzt
unterzeichnet worden ist. Damit sind wir eine der
ersten Kommunen bundesweit, die eine solche Ar-
beitsgemeinschaft  zwischen  Arbeitsagentur  und
Kommune rechtlich abgesichert haben, die jetzt an-
fangen kann, Förderprogramme inhaltlich auszuge-
stalten. Ich bin – ich weiß nicht, vielleicht sollten die
Bremerhavener selbst noch etwas dazu sagen – aber
guter Hoffnung, dass es auch in Bremerhaven spä-
testens im November, wurde mir gesagt, dann auch
so weit ist, dass da auch eine ähnliche Konstruktion
an den Start gehen kann.

Die wichtige Neuerung in Bremen ist, dass hier
dezentralisiert wird. Wir werden mindestens sechs
Jobcenter in Bremen haben, das heißt, da werden
regionale  Anlaufstellen  geschaffen,  da  ist  die
Schwellenangst für Langzeitarbeitslose dann auch
nicht mehr so groß, dahin zu gehen, und es werden
ja  die  Kompetenzen  beider  Partner,  nämlich  des
Amtes für Soziale Dienste in Bezug auf passgenaue
Beratung und Unterstützung und der Agentur für
Arbeit in Bezug auf die Kenntnisse des Arbeitsmark-
tes und der Arbeitsvermittlung genutzt zugunsten
der Langzeitarbeitslosen.

Es steht also als Eingliederungsmöglichkeiten die
ganze  Palette  sozialer  Eingliederungsmaßnahmen
zur Verfügung, die bisher nicht zur Verfügung ge-
standen hat, für die Sozialhilfeempfänger nicht die
des Arbeitsamtes, für die Arbeitslosen des Arbeits-
amtes, nicht die des Amtes für Soziale Dienste, das
heißt,  das,  was  Menschen,  die  langzeitarbeitslos
sind, häufig brauchen, bevor sie überhaupt wieder

arbeiten können, wie zum Beispiel Schuldnerbera-
tung, wie Suchtberatung, aber auch Kinderbetreu-
ung. Es stehen aber eben auch arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen zur Verfügung.

Da komme ich jetzt zu den Ein-Euro-Jobs, Frau
Schön. Es ist in der Tat so, und es wird auch in Bre-
men so gehandhabt werden, dass wir alle die ganze
Palette der arbeitsmarktpolitischen Eingliederungs-
möglichkeiten, die der neue Paragraph 16 des SGB
II vorsieht, auch für diese Langzeitarbeitslosen be-
reithalten. Das sind Qualifizierungen, das sind Ein-
gliederungszuschüsse, das ist das Einstiegsgeld, das
sind Trainingsmaßnahmen, und das sind auch noch
ABM, die etwas verändert sind.

Dann  gibt  es  für  ganz  besondere  Gruppen  von
Langzeitarbeitslosen, und das ist bisher ja schon ge-
nauso gewesen im Sozialhilfegesetz, diese Möglich-
keiten – ja, wie soll ich das jetzt nennen? –, es wur-
de jetzt Ein-Euro-Jobs genannt, obwohl ja nicht für
einen Euro gearbeitet wird. Ich bleibe vielleicht noch
einmal bei diesem Thema, das sollen aber Arbeits-
gelegenheiten und Arbeitsmöglichkeiten sein, die
erstens für ganz bestimmte Zielgruppen vorgehal-
ten werden, also für Menschen, für die das auch die
angemessene Möglichkeit des Einstiegs in den Ar-
beitsmarkt ist, die zweitens immer das Ziel haben
müssen, auf den regulären Arbeitsmarkt hin zu ori-
entieren, das heißt also auch immer Qualifizierungs-
anteile  haben  müssen,  darauf  legen  wir  als SPD-
Fraktion ganz besonders großen Wert.

Im Übrigen ist ja natürlich, und das liegt mir auch
in anderer Funktion am Herzen, strikt darauf zu ach-
ten, dass diese Ein-Euro-Jobs keinen Verdrängungs-
effekt in Bezug auf den regulären Arbeitsmarkt ent-
falten. Das heißt, wir müssen strikte Transparenz im
Angebot  dieser  Ein-Euro-Jobs  haben  und  strikte
Kontrolle.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen bin ich auch sehr dankbar dafür, dass
dies in der neuen Arbeitsgemeinschaft hier übertra-
gen wird an eine eigene Gesellschaft, nämlich an
die Bremer Arbeit GmbH, die die Aufgabe hat, die-
ses Angebot an Ein-Euro-Jobs erstens zu kontrol-
lieren und zu überprüfen und zweitens auch dieses
Angebot ins Netz stellen wird, so dass auch die Ar-
beitslosen sich darüber informieren können, was da
an Arbeitsmöglichkeiten für sie gegebenenfalls an-
geboten wird.

Die Redezeit ist zu Ende. Ich melde mich dann
noch einmal, weil ich zu zwei Punkten noch gern
etwas sagen möchte. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Das Wort hat der Abgeord-
nete Karl Uwe Oppermann.
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Abg. Karl Uwe Oppermann (CDU)*): Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Frau Schön, in den
letzten Sitzungen der Deputation für Arbeit, der ich
ja nicht angehöre, aber da wir die gleichen Vorla-
gen in der Sozialdeputation bekommen, ist mir nicht
aufgefallen, dass wir die Landschaft platt machen
und nicht mehr fördern wollen. Genau das Gegen-
teil ist der Fall! In der Sozialdeputation haben die
Senatorin und der Staatsrat übereinstimmend gesagt,
wir haben erstens mehr Geld, wir können mehr för-
dern, und wir wollen mehr fördern.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Etwas ganz anderes haben Sie hier gesagt!

Ich will es auch noch einmal deutlich sagen, ich
habe meiner Fraktion und den CDU-Senatoren auch
immer dazu geraten, dieses Modell zu wählen, was
wir jetzt gemacht haben mit der Bagis – das Wort ist
noch nicht so ganz geläufig, da muss man noch ein-
mal nachschauen –, weil das, was dem Bund gehört,
auch beim Bund bleiben muss, die Arbeitslosen. Wir
können das in Bremen allein nicht schultern, wir
haben zu viele. Sie haben es doch eben gesagt, wir
haben  einen  genauso  hohen  Förderanteil  wie  die
neuen Länder, weil wir eine so hohe Zahl von Ar-
beitslosen haben in Bremerhaven und Bremen, und
das muss uns auf der anderen Seite auch Sorge ma-
chen.

Der Kollege Liess hat es doch in der Rankingde-
batte auch angesprochen, dass wir eine viel zu gro-
ße Zahl von Arbeitsuchenden in dieser Stadt haben.
Da fehlen eben die Bedingungen, dass Arbeitsplät-
ze da sind. Ein-Euro-Jobs können das nicht leisten,
so Arbeitsplätze zu machen, aber zu denen komme
ich noch.

Wir  haben  22 600  Bedarfsgemeinschaften  mit
zirka 43 000 Menschen in Bremen, wir haben 6000
Bedarfsgemeinschaften  oder  Familien  mit  12 300
Personen in Bremerhaven, das muss uns zu denken
geben. Das muss uns auf der einen Seite erschrek-
ken, dass wir am Strukturwandel noch so viel zu
arbeiten haben, wie es in dieser Rankingdebatte hier
auch deutlich geworden ist, das muss uns auf der
anderen Seite aber auch ein Ansporn sein, und den
Ansporn habe ich zumindest in der Sozialdeputati-
on verspürt, beim Fördern besonders gut zu sein in
diesen beiden Kommunen.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Menschen definieren sich durch Arbeit. Wer kei-
ne Arbeit hat, der ist nicht mehr in dieser Gesell-
schaft, der ist am Rande dieser Gesellschaft. Es ge-
hört dazu zu arbeiten und in der Mittagspause mei-
netwegen auch über den größten Blödsinn, der in
irgendwelchen bebilderten Zeitungen gestanden hat,
zu sprechen.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Es war also für mich als Sozialpolitiker und für
meine Kollegen in der Sozialdeputation und auch in
der Arbeitsdeputation richtig Labsal für die Seele
zu hören, dass wir unsere Anstrengungen in Bre-
men durch die neue Gesetzgebung verstärken kön-
nen und das auch mehr machen wollen. Ich bin der
LAG dankbar, dass sie mithelfen will, Arbeitsplät-
ze, nämlich diese Ein-Euro-Jobs, zur Verfügung zu
stellen, und ich sage das auch. Die AWO wird Ein-
Euro-Jobs anbieten, das AWO-Magazin 5/2004 be-
komme ich immer geschickt, ich bin nicht Mitglied
der AWO, das werden Sie verstehen,

(Heiterkeit bei der SPD)

aber ich will auch die anderen aufzählen – meine Frau
ist Mitglied im ASB –, Paritätischer Wohlfahrtsver-
band, Rotes Kreuz, Diakonie und ASB, die alle Mit-
glied der LAG sind, die diese Ein-Euro-Jobs anbie-
ten werden. Ich finde es gut, dass diese sich beteili-
gen.

Frau Ziegert, ich kann das nur unterstreichen, Zu-
satzjobs sind zusätzliche Arbeitsplätze, das heißt, es
dürfen keine regulären Arbeitsplätze verdrängt wer-
den. Zusatzjobs erhöhen die Qualität sozialer Dienst-
leistungen, Zusatzjobs können zur sozialen und ge-
sellschaftlichen  Integration  beitragen  und  bieten
Arbeitsgelegenheiten auch für Menschen ohne be-
rufliche Qualifikation. Die Zusatzjobs sollten vor Ort
in Kooperation mit den Trägern sozialer Einrichtun-
gen und Wohlfahrtsverbänden organisiert werden,
wenn wir es hier mit Bremer Arbeit machen, ist das
auch in Ordnung, und Zusatzjobs sollten, das haben
wir in den Deputationen aber auch so vorgestellt
bekommen, auch einen Qualifizierungsanteil haben,
damit sie nicht eine Sackgasse sind, sondern we-
nigstens einen Ausweg öffnen. Das ist wichtig, dass
ein Ausweg aus der Arbeitslosigkeit geöffnet wird.

Meine Damen und Herren, wir haben in Bremen
und Bremerhaven eine breite Palette von Anbietern
von Qualifizierung, die in der Vergangenheit eine
gute Arbeit, gegen Geld versteht sich, abgeliefert
haben. Diesen Anbietern dürfen wir durch die neue
Gesetzgebung nicht den Boden unter den Füßen
wegziehen, das wollen wir auch nicht. Wir brauchen
neben den Jobzentren, wo Sozialhilfesachbearbei-
ter und Arbeitsamtbeschäftigte gemeinsam ihr Wis-
sen verwenden, um Menschen in Arbeit und neue
Hoffnung zu bekommen, auch den Erfahrungsschatz
in den Initiativen, die es in der Vergangenheit ge-
schafft haben, auch mit der schwierigsten Klientel
erfolgreich umgehen zu können.

Ich war erfreut, in der Deputation zu hören, dass
mit diesen Kontakt aufgenommen wird, wie sie wei-
ter bei der Qualifizierung von Menschen für den
ersten Arbeitsmarkt eingebunden werden können.
Wie immer dreht es sich letztendlich ums Geld, viel-
leicht wird die Senatorin oder der Staatsrat, wer von
beiden antwortet, auch sagen können, wie weit wir
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mit den Gesprächen mit den Qualifizierungsgesell-
schaften sind, denn die Antwort des Senats, das hatte
ich vorhin schon gesagt, ist schon ein paar Tage äl-
ter.

Die Idee von SGB II ist es, den Menschen bei der
Suche nach Arbeit Hilfen aus einer Hand anzubie-
ten, es soll keine Verschiebebahnhöfe mehr geben,
die Züge mit den unterschiedlichen Menschen, mei-
ne Damen und Herren, müssen am Zielbahnhof Ar-
beit ankommen, auch wenn eine einzige Qualifizie-
rung vielleicht nicht reicht, dann müssen wir eben
zwei oder auch drei Qualifizierungen machen. Die
qualifizierten Hilfen sind die Signale für diese Züge,
und der Zielbahnhof für diese Züge muss erster Ar-
beitsmarkt heißen, meine Damen und Herren.

Dafür müssen die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter fit gemacht werden, und das passiert in dieser
Zeit, und das ist vernünftig so. Dann sitzen Sachbe-
arbeiter der Bundesagentur und Fachfrauen aus der
Sozialverwaltung gemeinsam in einem Jobcenter
und suchen eine passgenaue Lösung für jede ein-
zelne Person. Wir können uns mit jeder einzelnen
Person, für die eine passgenaue Lösung gefunden
wird, eigentlich nur gemeinsam freuen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD – Prä-
sident W e b e r  übernimmt  wieder  den

Vorsitz.)

Darin liegt die Chance von Hartz IV, die Chancen
für die Menschenzu vergrößern, aus der Abhängig-
keit von staatlichen Transferleistungen herauszu-
kommen, um den Lebensunterhalt wieder selbst be-
streiten zu können. Wenn sie das können, dann kön-
nen sie sich auch wieder eine eigene Hängematte
kaufen, in der sie bequem liegen können.

Dazu bedarf es aber wieder einer Veränderung
der Politik in Berlin. Es ist so, wenn keine Arbeits-
plätze vorhanden sind, können wir niemanden in
Arbeit vermitteln, und auch die besten qualifizier-
ten Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter kön-
nen das dann nicht. Das SGB II, Frau Ziegert hat es
gesagt, schafft nicht einen einzigen Arbeitsplatz, es
ist eine Reform, aber sie schafft keine Arbeitsplätze.
Frau Ziegert, ich kann das nur unterstützen, was Sie
am 7. September im „Weser-Kurier“ zu den Lang-
zeitarbeitslosen gesagt haben, dass wir dort einen
besonders hohen Anteil haben und dass wir uns da-
rum besonders bemühen müssen.

SGB II verändert Bedingungen, schafft aber kei-
nen Arbeitsplatz, und Sorgen macht mir in diesem
Moment, dass wir schon wieder 14 Tage Verspätung
bei den Auszahlungssystemen haben. Das ist wirk-
lich nicht gut! Das lässt nichts Gutes ahnen! Da müs-
sen wir vorbereitet sein, da müssen zumindest die
Zahlungen nach dem alten System weiterlaufen, da-
mit die Menschen im Januar Geld haben, das muss
gewährleistet sein. Es kann nicht auf den Schultern

der Betroffenen ausgetragen werden, wie bei der
Maut oder bei sonstigen Dingen, wenn die Software
nicht funktioniert.

Eines ist noch von keinem der Debattenredner ge-
sagt worden. Vielleicht kann das ja noch richtig ge-
stellt werden. Mir ist immer zu Ohren gekommen,
diese  Entlastungen  sollen  mit  dem  Kanzlerbrief,
wenn es denn überhaupt geht, gegengerechnet wer-
den. Das ist also eigentlich gar kein zusätzliches
Geld, da müssen wir ein bisschen vorsichtig argu-
mentieren, sondern Berlin würde es gern mit dem
Kanzlerbrief gegenrechnen, und darin sehe ich auch
ein Problem bei dem, was wir uns alles vorgenom-
men haben, was wir alles gemeinsam schultern woll-
ten. Meine Damen und Herren, das sollten wir dann
auch gemeinsam machen. – Schönen Dank!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Frau Ziegert, machen Sie sich ein-
mal über eine Aufklärung über die Hartz-IV-Reform
gar keine Sorgen! Wir von der Deutschen Volksuni-
on werden auch weiterhin unsere Bevölkerung, un-
sere Bürger, effektiv und erfolgreich über Hartz IV
aufklären.

Meine Damen und Herren, da wollte man doch
tatsächlich Beamten aus den alten Bundesländern ei-
ne so genannte Buschprämie von 5000 Euro und wei-
tere Vergünstigungen zahlen, damit sie diese unsäg-
liche Reform in Mitteldeutschland umsetzen. Ich
sage bewusst Mitteldeutschland, denn bekannter-
weise liegt Ostdeutschland ja woanders. Meine Da-
men und Herren, allein die Idee und das Wort Busch-
prämie sollten schon strafbar sein!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Furchtbar!)

Es ist eine eindeutige Beleidigung der Würde und
der  Achtung  der  Menschen  in  Mitteldeutschland.
Diese ganze Reform ist unsozial und menschenun-
würdig. Die Deutsche Volksunion wird auch weiter-
hin uneingeschränkt und rigoros für die Würde und
Achtung der von Ihnen skrupellos und unsozial ab-
gezockten und geknechteten sozial schwachen Men-
schen in unserem Land rechtsstaatlich kämpfen. Da-
rum sage ich im Namen der Deutschen Volksunion:
Stoppt diese Hartz-IV-Reform, und das sofort im Sin-
ne und zum Wohl der Abermillionen durch Ihre Po-
litik  sozial  schwach  gewordenen  Menschen!  Was
diese Menschen dringend brauchen, ist Arbeit, aber
kein Arbeitslosengeld II. Diese Hartz-Reform stinkt
mehr als jeder Harzer Käse, denn bei Hartz IV wird
nur gefordert und nicht gefördert. Hartz IV ist sogar
ein Kindersparbuch schluckendes, sozialdemokra-
tisches Monster und sonst gar nichts!
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Meine Damen und Herren, Hartz IV nimmt den
Menschen Achtung, Würde, Träume, Mut und Ideen.
Hartz IV gibt Zukunftsängste und das Gefühl, ich
bin nichts wert. Eine solche unsoziale und menschen-
verachtende Politik trägt die Deutsche Volksunion
niemals mit. Ich als Vertreter der Deutschen Volks-
union habe absolut kein Verständnis dafür, dass auf
der einen Seite unsere Bürger durch Hartz IV gna-
denlos abgezockt und auf der anderen Seite auf Kos-
ten und zu Lasten der Bürger skrupellos jährlich 30
Milliarden Euro Steuergelder verschwendet werden,
das steht in keinem Verhältnis! Außerdem wurde
hier doch immer so großspurig von Ihnen allen be-
hauptet, Arbeit soll sich wieder lohnen. Wenn Sie
damit Ihre großartigen Reformen der Ein-Euro-Jobs
meinen, dann kann ich nur sagen, Gute Nacht, ar-
mes Deutschland! – Ich bedanke mich!

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Tittmann,
zu Ihnen ist eigentlich schon alles gesagt worden.
Sie haben Hartz IV und was damit intendiert ist, be-
dauerlicherweise  überhaupt  nicht  verstanden,  und
Sie haben überhaupt nicht verstanden, dass es mit
Sicherheit hier allen Fraktionen im Saal auch dar-
um geht, dass es für die Menschen besser und nicht
schlechter wird. Sie machen einfach nur Politik mit
den  Ängsten  der  Menschen,  aber  setzen  sich  in
Wirklichkeit nicht mit den Problemen auseinander!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Abg. T i t t m a n n  [DVU]:
Das erzählen Sie einmal dem Bürger drau-

ßen auf der Straße!)

Ich habe mich noch einmal gemeldet, um auf Frau
Ziegert einzugehen. Liebe Frau Ziegert, Sie müssen
uns schon zugestehen, dass wir dann Anträge stel-
len, wenn wir das für richtig halten. Da fragen wir
auch nicht vorher die SPD. Wir werden das auch in
Zukunft dann machen, wenn wir das für richtig hal-
ten. Ich hoffe, dass Sie das verstehen werden!

(Abg. P i e t r z o k  [SPD]: Aber kommu-
nizieren dürfen wir?)

Ja, aber es war hier eine Art von Bewertung, die
wir an der Stelle wenig statthaft fanden! Es mag sein,
dass der Antrag ein bisschen spät gekommen ist,
aber in dieser Debatte ist eine unheimliche Dyna-
mik. Das erkennen hier in dem Saal auch alle an,
und von daher haben wir daran auch etwas länger
gearbeitet. Wir haben die Debatten mit den Fach-
leuten in der Stadt geführt, um diesen Antrag im
Sinne der Sache auch abzusichern, und da lassen
wir uns auch nicht vorwerfen, dass dieser Antrag
mit heißer Nadel gestrickt worden wäre.

Mit heißer Nadel ist hier in den letzten Tagen ei-
gentlich etwas ganz anderes gestrickt worden, näm-
lich Ihre Gesellschaftsgründung, die Bagis, wo ja mo-
natelang über eine GmbH-Gründung geredet wor-
den ist. Monatelang ging das durch die Deputation,
der Vertrag war schon fertig, er sollte in zwei Tagen
unterzeichnet werden. Dann ging es darum, zurück
marsch, marsch auf los, und jetzt soll es eine öffent-
liche Gesellschaft werden, von der keiner genau
weiß, was es ist, was sie darf, wie sie justiziabel ist
und wie das mit dem Dienstrecht genau funktioniert,
nur weil die SPD auf einmal Schwierigkeiten mit
GmbH-Gründungen hat, da diese im Moment so ein
bisschen schlecht angesehen sind. Es gab in der
Deputation  auch  keinen  Vertragsentwurf.  So  ein
paar Tage vorher erfährt man dann nonchalant, dass
man sich über eine ganz andere Gesellschaftsform
Gedanken macht. Das nenne ich mit heißer Nadel
gestrickt und nichts anderes!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Glocke)

Präsident Weber: Frau Kollegin, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Pietrzok?

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Ja,
bitte!

Präsident Weber: Bitte, Herr Pietrzok!

Abg. Pietrzok (SPD): Frau Schön, ist Ihnen be-
kannt, wie viele Städte in Deutschland die Rechts-
form, die wir hier für die Stadt Bremen vorgeschla-
gen haben, vorsehen?

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, das
ist mir bekannt! Das sind nach Aussagen von ges-
tern 79 Prozent!

(Abg. P i e t r z o k  [SPD]: Vielen Dank!)

Darum geht es auch nicht! Die Grünen stellen sich
auch nicht hin und sagen, sie wollen unbedingt eine
GmbH, aber wir hätten einen richtigen Diskussions-
prozess und Diskurs darüber gewollt.

(Zuruf des Abg. Karl Uwe O p p e r -
m a n n  [CDU])

Wir hätten gewollt, wenn man monatelang über eine
GmbH redet und dann auf einmal eine Kehrtwen-
dung macht, dass sich die Deputationen für Arbeit
und für Soziales, die ja beide davon betroffen sind,
gemeinsam an einen Tisch setzen und entscheiden,
was denn für Bremen das Beste ist, und nicht, dass
da einmal eben so über das Wochenende etwas an-
deres kommt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Das war für uns der Punkt! Für uns war nicht der
Punkt, dass es zwingend eine GmbH geben soll.

(Abg. P i e t r z o k  [SPD]: Die Presse-
mitteilung war fertig!)

Wir  haben  gar  keine  Presseinfo  dazu  herausge-
schickt! Was erzählen Sie denn hier? Wir hatten das
doch überhaupt nicht vorgehabt!

(Zuruf des Abg. P i e t r z o k  [SPD])

Ja, ja, erzählen Sie nur weiter!

Dann  noch  einmal  kurz  zu  den  Ein-Euro-Jobs:
Schön daran ist, dass auch hier anerkannt worden
ist, dass es dabei letztendlich um besondere Ziel-
gruppen gehen soll, aber diese besonderen Zielgrup-
pen haben in letzter Zeit ganz normal ABM- und
BSHG-19-Jobs bekommen. Diese sollen nämlich die
Ein-Euro-Jobs bekommen, und da sagen wir, nein,
das geht so nicht, Ein-Euro-Jobs liegen in der zu-
künftigen Arbeitsmarktförderung auf Priorität drei
und nicht auf der Priorität eins, wo sozialversiche-
rungspflichtige Jobs an der Stelle ersetzt werden.
Wir stellen fest, dass Sie so etwas, was auch im Hartz-
IV-Gesetz steht, nämlich Gendergerechtigkeit, für
nicht so furchtbar wichtig halten, weil unser Antrag
ja mit heißer Nadel gestrickt wird, und das spricht
dann auch für sich selbst.

Noch  einmal  zu  Herrn  Oppermann!  Wir  haben
auch das Interesse, dass die Auszahlungen natür-
lich pünktlich zum 1. Januar 2005 kommen, aber das,
lieber Herr Oppermann, nehmen wir nun wirklich
nicht auf unsere Kappe! Die Verzögerung im Bun-
desrat haben wir nicht zu verantworten. Wir sind uns
dessen sehr wohl bewusst, dass das Verfahren sehr
viel schneller hätte gehen können. Darin haben wir
nun weiß Gott keine Aktien. Es ist die CDU gewe-
sen, die da sehr lange immer wieder über das Opti-
onsgesetz reden musste. Dadurch sind die Verzöge-
rungen gekommen, weiß Gott nicht durch uns!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zum Schluss noch einmal ganz kurz: Sie sagen,
Sie wollen in Bremen nicht alles platt machen. Das
hören wir gern, aber Fakt ist, dass die BSHG-19-
Stellen eingestellt worden sind und dass sie durch
Ein-Euro-Jobs und nicht durch etwas anderes ersetzt
werden, dass ABM-Stellen nicht mehr zufinanziert
werden sollen und dass die Jugendberatungsprojek-
te nach den Deputationsvorlagen sehr wohl ab dem
1. Januar 2005 nicht mehr finanziert werden sollen
und dass die Frauenprojekte wackelig sind. Wir re-
gistrieren sehr wohl, dass Sie dort sehr viel zurück-
fahren. Wenn das anders ist und hier tatsächlich eine
Kehrtwendung eingetreten ist, dann würde ich mich

sehr freuen, wenn Frau Röpke das dann gleich alles
richtig stellen wird!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Es tut mir Leid, wenn Sie mei-
ne Wortwahl hinsichtlich Ihres Antrages vorhin als
zu hart empfunden haben.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, das ist einfach völlig unpar-

lamentarisch!)

Das war nicht die Absicht, aber ich muss schon sa-
gen,  dass  ich  sehr  erstaunt  darüber  gewesen  bin,
dass ein solcher umfangreicher Antrag zu einem so
lange bekannten Thema als Dringlichkeitsantrag ge-
kommen ist.

Wir können hier in der Bürgerschaft ja viel debat-
tieren, aber wir müssen auch zur Kenntnis nehmen,
dass diese Arbeitsmarktreform eben in der Bevöl-
kerung bei potenziell Betroffenen oder auch bei di-
rekt Betroffenen immer noch mit großen Ängsten be-
haftet ist, und ich finde es sehr wichtig, dass da, wo
solche Ängste unberechtigt sind, auch alles getan
wird sowohl von uns, also seitens des Parlaments,
als auch von Seiten der zuständigen Politik, damit
solche Ängste zerstreut werden.

Ich will noch einmal zu den Ein-Euro-Jobs sagen:
Frau Schön, Sie haben wieder gesagt, hier werden
Ein-Euro-Jobs geschaffen, die reguläre Arbeitsplät-
ze ersetzen. Mir liegt sehr viel daran, solche Ängste
nicht erst aufkommen zu lassen, sondern noch ein-
mal zu versichern, dass die Ein-Euro-Jobs in Bre-
men so in die Wege geleitet und so verteilt und kon-
trolliert werden, dass keine Verdrängung regulärer
Arbeitsplätze geschehen kann. Ich weiß, dass das
bei öffentlich geförderter Beschäftigung immer eine
Grauzone ist, das war übrigens auch bei BSHG 19
und ABM so. Ich glaube aber, dass wir bei diesen
Ein-Euro-Jobs eine größere Transparenz haben wer-
den, als dies bisher bei öffentlich geförderter Be-
schäftigung der Fall gewesen ist. Ich glaube, dass
solche Ängste deswegen nicht gerechtfertigt sind,
und wir müssen sehen, dass eben diese Art von Ein-
stieg auch Chancen für Langzeitarbeitslose bietet,
die diese Chance nicht bekommen hätten.

Noch einmal zu den BSHG-19-Jobs: Ich meine,
wenn wir einmal ehrlich sind, dann ist ja die Finan-
zierungsgrundlage dafür auch die gewesen, dass die
Kommune diese für ein Jahr finanziert hat mit der
Folge, dass die Betroffenen Ansprüche an die Bun-
desanstalt  für  Arbeit  erworben  haben  und  damit
letztendlich eine Refinanzierung stattgefunden hat.
Genau dies ist seit Hartz nicht mehr möglich, und
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genau dies ist der Grund dafür, dass diese kommu-
nale Arbeitsmarktförderung nicht mehr möglich sein
wird, sondern dass auch alle kommunale Arbeits-
marktförderung, und daran müssen wir uns eben
auch gewöhnen, jetzt nicht mehr über die Kommu-
ne, sondern über die neu gegründete Gesellschaft
gemeinsam mit der Agentur für Arbeit erfolgt. Ich
finde dies auch gut so. Alle Arbeitsmarktpolitiker
haben die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe begrüßt. Das ist sinnvoll, und dann,
meine ich, muss man aber auch mit den neuen In-
strumenten so sinnvoll umgehen, wie dies auch mög-
lich ist, und ich glaube, dass wir dies auch tun wer-
den.

Zwei Punkte möchte ich gern noch ansprechen,
die bisher nicht angesprochen worden sind! Das eine,
was mir sehr wichtig ist, ist der Punkt Jugendliche.
Wir haben in Bremen über 4000 arbeitslose Jugend-
liche, und wenn man sagen kann, Arbeitslosigkeit
ist bei Erwachsenen schon schlimm, würde ich aber
sagen, Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen ist eigent-
lich fast eine Straftat der Gesellschaft an diesen Ju-
gendlichen.

(Beifall bei der SPD)

Ich finde es deshalb ganz wichtig, dass durch die
Arbeitsmarktreform der Anspruch für Jugendliche be-
steht, dass jeder Jugendliche, der zu den Jobcen-
tern kommt, einen Anspruch auf Förderung hat.

Ich will in Bremen eigentlich auch nicht mehr er-
leben, dass es ab nächstem Jahr dann auch möglich
ist, dass Jugendliche zum Amt kommen, dann die
Stütze ausgezahlt bekommen, und weiter kümmert
sich keiner um sie. Ich finde, dass Jugendliche ein
Anrecht darauf haben, ein Angebot zu bekommen.
Wir wollen, dass Jugendliche qualifiziert werden und
dass sie die Möglichkeit haben, in einem qualifizier-
ten Job im Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, dass wir sie
nicht allein lassen. Ich finde, dass das eine ganz wich-
tige Errungenschaft und ein sehr positiver Punkt die-
ser ganzen Reform ist, und den sollte man deutlich
genug, auch in der Öffentlichkeit, herausstellen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ein zweiter Punkt ist der Bereich Frauen, ich sage
bewusst Frauen und nicht Gender. Ich weiß ja, was
der Unterschied ist, aber es geht doch letzten Endes
darum, dass die Gefahr droht, dass Frauen zu Ver-
lierern dieser Reform werden, das müssen wir ein-
mal ganz deutlich sagen! Durch den nachgelager-
ten Anspruch auf ALG II, der eine stärkere Anrech-
nung des Partnereinkommens vorsieht, und ange-
sichts der sozialen Situation von Frauen in dieser Ge-
sellschaft, die häufig oder immer noch diejenigen
sind, die weniger verdienen, fallen noch mehr Frau-
en aus der Förderung heraus, als es bisher in der
Arbeitslosenhilfe  schon  der  Fall  gewesen  ist.  Ich
finde, dass das auch ein Webfehler dieser Reform

ist, aber ich finde, dass wir dann wenigstens dafür
sorgen müssen – ich glaube, dass wir uns da dann
auch schon nahe kommen, Frau Schön –, dass das
nicht auch heißt, dass Frauen dann überhaupt kei-
ne Ansprüche mehr auf arbeitsmarktpolitische Maß-
nahmen seitens der neuen Gesellschaft haben.

Ich finde, dass wir dafür sorgen müssen, dass in
dieser neuen Gesellschaft, in der solche Zielverein-
barungen mit der Kommune geschlossen werden,
auch  ein  bestimmter  Anteil  an  Nicht-Leistungsbe-
ziehern, und das werden in erster Linie Frauen sein,
in den Genuss von Förderungen kommen soll und
dass das alte Prinzip, dass Frauen entsprechend ih-
rem Anteil an den Arbeitsuchenden auch gefördert
werden, durchgesetzt werden muss. Ich glaube, das
ist etwas ganz Wichtiges, was wir hier vor Ort ma-
chen können, um wenigstens diesen Geburtsfehler
dieser Reform abzumildern. Ich denke, dass wir dies
auch tun werden.

(Beifall bei der SPD)

Nun noch zu den Beratungsprojekten! Frau Schön,
Sie wissen selbst auch, dass die personelle Ausstat-
tung dieser neuen Gesellschaft noch nicht dem vor-
gegebenen Schlüssel entspricht und nicht dem, was
darüber geht. Die Absicht muss sein, glaube ich, dass
in diese neue Gesellschaft, in diese ganzen Bera-
tungsstrukturen das einbezogen wird, was wir in
Bremen und Bremerhaven an bewährten Beratungs-
strukturen haben, und damit schließe ich ausdrück-
lich die Frauenberatung und auch die Jugendbera-
tung ein. Ich sage auch noch einmal deutlich, wir
haben uns in der Deputation für Arbeit letzten En-
des  auch  dazu  verpflichtet,  dass  die  Frauenbera-
tungsprojekte weiter gefördert werden, und dies wer-
den wir auch einhalten.

(Beifall bei der SPD)

Zum Schluss noch eine Bemerkung! Herr Opper-
mann, ich gebe Ihnen Recht, vielleicht ist das nicht
die größte Sozialreform in der bundesrepublikani-
schen Geschichte mit der Sozialhilfe, aber dann doch
die zweitgrößte. Ich finde, es ist klar, wenn man eine
solche große Reform ins Werk setzt, dass man dann
auch in ihrem Vollzug schauen muss, ob man alles
richtig gemacht hat. Ich finde es sehr gut, wenn man
sagt, wie der Präses der Evangelischen Kirche, die-
se Reform muss eine atmende Reform sein. Wir müs-
sen in den nächsten Jahren schauen, ob wir erstens
vielleicht arbeitsmarktpolitische Effekte erreichen
mit der Reform, die wir so nicht erreichen wollten,
ich spreche vor allem auch das Thema Zumutbar-
keit an, wenn es denn zu Lohndumping führt. Ich
finde, wir müssen zweitens auch sehen, wenn wir
wirklich unzumutbare Härten in dieser Reform ha-
ben, vor allem für ältere Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, die keine Chance auf dem Arbeits-
markt haben und dann aber an der Grenze stehen,
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dass doch ihre Lebensleistung sozusagen nicht mehr
anerkannt wird, dass sie das darangeben müssen,
was sie sich für ihr Alter erspart haben, aufgeben
müssen, ehe sie um Hilfe fragen, dass wir dort noch
nachbessern, wie dies für die, die vor 1948 geboren
sind, bisher auch schon der Fall ist.

Ich glaube, wir werden sehr genau schauen müs-
sen in den nächsten Jahren, wie diese Reform in die
Tat umgesetzt wird. Wir müssen auch den Mut ha-
ben nachzubessern, wo es nötig ist, und ich glaube,
dass wir dann auch in der Lage sind und sagen kön-
nen, dass wir ein positives Reformwerk auf den Weg
gebracht haben.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich will mich jetzt nur noch auf einige
Punkte beschränken, weil ich glaube, es ist müßig,
alles noch einmal zu wiederholen, was hier richti-
gerweise auch von mehreren gesagt worden ist. Ein
Punkt ist sicherlich richtig und wichtig: Es ist ganz
viel an Verunsicherung und auch an Ängsten spür-
bar, wenn man mit den Menschen diskutiert, denn
es ist eine sehr umfassende Reform, die wir hier auf
den  Weg  bringen,  die  auch  in  den  Details  sehr
schwierig nachzuvollziehen ist und die, darum darf
man auch nicht herumreden, in vielen Fällen auch
tatsächlich mit ganz persönlichen Härten verbun-
den ist. Da verwundert es nicht, dass Menschen be-
sorgt  sind.  Das  können  wir  auch  nachvollziehen.
Aber darum ist es gerade unsere Aufgabe als Politi-
kerinnen und Politiker, nach außen zu gehen und
mit den Menschen darüber zu diskutieren, Fragen
zu beantworten und auch natürlich eine kritische po-
litische Auseinandersetzung zu führen.

Dieser Prozess hat jetzt, Gott sei Dank, nach der
Sommerpause auch begonnen. Wir sind, denke ich,
in der Vermittlung doch deutlich besser geworden,
aber ich teile die Kritik, man hätte es eigentlich von
Anfang an erkennen müssen, dass hier viel an Auf-
klärungsarbeit zu leisten ist.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben auch wenig Zeit, das ist auch gesagt
worden. Wir haben ganz wenig Zeit für diese – ich
will jetzt nicht darüber streiten, ob es die größte oder
zweitgrößte ist – jedenfalls  sehr umfassende Reform.
Wenn zwei historisch gewachsene Systeme, einmal
die Arbeitslosenhilfe und einmal die Sozialhilfe, zu-
sammengeführt  werden  zu  einem  völlig  neuen
Rechtssystem, das ist nicht nur für die betroffenen
Menschen  eine  große  Herausforderung,  sondern
natürlich auch für die betroffenen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, die zum einen in der Agentur für

Arbeit und zum anderen in den Sozialämtern oder
Sozialzentren arbeiten. Alle müssen sich auf diese
neuen Strukturen, auf das neue Rechtssystem ein-
stellen, und das mit einem wahnsinnigen Zeitdruck.

Deswegen bin ich auch, ich möchte mich dem
ausdrücklich anschließen, sehr dankbar für das un-
geheure Engagement, was wir sowohl bei den Agen-
turmitarbeiterinnen und -mitarbeitern als auch bei
den Sozialzentrum- und Sozialamtmitarbeiterinnen
und -mitarbeitern in Bremen und Bremerhaven vor-
finden, Gott sei Dank vorfinden. Ohne dieses Enga-
gement, ohne dieses Wollen, es zu schaffen zum 1.
Januar 2005, wäre das, was wir hier vor uns haben
und was wir uns fest vorgenommen haben, nicht
möglich. Deswegen auch ganz herzlichen Dank von
dieser Stelle aus! Da beziehe ich auch ganz aus-
drücklich die Personalrätinnen und Personalräte ein,
die diesen Prozess, der auch aus ihrer Sicht ganz
schwierig ist, sehr konstruktiv begleiten.

(Beifall bei der SPD)

Verständlich ist natürlich die Sorge der Menschen,
die betroffen sind. Sie stellen die Frage, ob sie zum
1. Januar tatsächlich auch das Geld für ihre Woh-
nung, für ihren Lebensunterhalt bekommen, ob sie
damit auch wirtschaften können, denn überall in der
Presse ist natürlich immer wieder zu lesen, dass die
Softwareentwicklung schleppend oder gar nicht
funktioniert. Da wird viel spekuliert. Wir wollen als
Kommune Bremen mit dabei sein, wenn am 18. Ok-
tober, das ist jetzt das neue Datum, diese neue Soft-
ware, deren Titel mir jetzt gerade wieder entfallen
ist, richtig vor Ort ausprobiert wird, auch mit Belas-
tung von Fallzahlen ausprobiert wird. Dann können
wir hier auch vor Ort in Bremen ganz genau verfol-
gen: Funktioniert das neue System, funktioniert es
nicht? Hat es Schwächen, wo muss noch etwas aus-
gebügelt werden? Wir haben uns auch darum be-
worben, dass wir das hautnah mitgestalten und mit-
erleben können. Dann wissen wir auch nach dem
18. mehr.

Das heißt jetzt aber nicht, dass wir nicht auch mit
dem Schlimmsten rechnen. Es ist natürlich so, dass
wir uns auf diese Worst-case-Situation einstellen. Wir
haben alle schon einmal unsere Erfahrungen mit IT-
Systemen gemacht und arbeiten daher auch an Not-
fallplänen oder, wie wir jetzt neuerdings immer sa-
gen, am Plan B, dass für den Fall der Fälle, wenn
irgendetwas nicht klappt, wir selbstverständlich si-
cherstellen wollen, dass die Menschen ihr Geld be-
kommen. Dafür stehe ich hier, und wir werden das
auch gemeinsam mit der Agentur für Arbeit, da ha-
ben wir uns ganz fest verabredet, hinbekommen.

(Beifall bei der SPD)

Es muss also keiner Angst haben, dass er kein Geld
bekommt.
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Es ist aber trotzdem eine gewaltige Aufgabe, das
ist schon gesagt worden, es sind Datenmengen un-
glaublichen  Ausmaßes  zu  bearbeiten.  Es  ist  aber
nicht nur die Leistungsseite zu bearbeiten, sondern
es ist natürlich auch die inhaltliche, programmati-
sche Seite zu bearbeiten, also ganz viel zu bewälti-
gen innerhalb einer kurzen Zeit. Ich denke, dass wir
in  Bremen  und  Bremerhaven  sehr  gut  aufgestellt
sind, weil wir uns sehr frühzeitig, als noch gar nicht
ganz klar war, wie das Ganze tatsächlich enden
würde, auf diese Situation schon vorbereitet und in
Projektgruppen mit Hochdruck daran gearbeitet ha-
ben. Herr Wedler, Bremerhaven war immer dabei,
ist immer zeitnah informiert worden und hat auch
an diesen Projektgruppen teilgenommen. Dass dort
ein Informationsdefizit sei, das kann ich nicht nach-
vollziehen und wird auch von den Bremerhavenern
im Übrigen, die dabei sind, so nicht gesehen.

(Beifall bei der SPD)

Ansonsten, Herr Wedler, bitte ich um Verständ-
nis, das ist in erster Linie einmal Angelegenheit der
Kommune Bremerhaven, wie sie das regelt. Wir ha-
ben sowohl in der Deputation für Soziales als auch
in der Deputation für Arbeit die entsprechenden Ver-
antwortlichen eingeladen, sie haben berichtet, und
beide Deputationen haben auch gesagt, dass sie das
aufmerksam verfolgen wollen, wie sich dieser Pro-
zess in Bremerhaven gestaltet. Die Bremerhavener
haben uns versichert, dass sie das auch auf jeden
Fall auf einem guten Weg sehen und entsprechend
ihre Vorbereitungen treffen.

Durch  die  Zusammenlegung  ist  ein  deutlicher
Fortschritt erreicht ab 1. Januar. Es werden Leistun-
gen aus einer Hand garantiert, und es werden vor
allen Dingen die gleichen Leistungsspektren, die
Angebote für alle Menschen, die erwerbsfähig sind,
vorgehalten, vor allem durch Fallmanager, die qua-
lifiziert sind, so dass wir endlich auch in diesem Be-
reich den europäischen Standard erreichen werden
und hoffentlich auch die guten Erfolge erzielen, wie
sie andere europäische Länder uns vorgemacht ha-
ben.

Wir sind in der Stadtgemeinde Bremen, mit der
Bremer Arbeitsgemeinschaft für Integration und So-
ziales, Bagis, jetzt so weit, dass wir als eine der ers-
ten Kommunen diesen Vertrag zunächst nur para-
phiert haben. Das möchte ich an dieser Stelle aus-
drücklich sagen, weil der Haushalts- und Finanz-
ausschuss selbstverständlich vorbehaltlich beteiligt
wird, und erst dann ist der Vertrag sozusagen per-
fekt.

Liebe Frau Schön, ich möchte noch einmal ganz
klarstellen, wir haben permanent über den Fort-
schritt dieser Verhandlung in der Deputation berich-
tet, und wir haben ausdrücklich gesagt, dass es in
erster Linie drei rechtliche Möglichkeiten gibt, die-
ses Konstrukt zu gestalten, nämlich als GmbH, als

öffentlich-rechtliche Gesellschaft oder als BGB-Ge-
sellschaft, und es ist so gewesen, dass in der Tat in
einer Phase die GmbH favorisiert wurde, man aber
dann noch einmal nach einer sehr genauen Prüfung
abgeglichen hat, was sind eigentlich Vor- und Nach-
teile der unterschiedlichen Modelle, und wir uns
dann, sehr sorgfältig im Übrigen und nicht mit hei-
ßer Nadel gestrickt, für die öffentlich-rechtliche Ge-
sellschaft entschieden haben. Wie Sie selbst gesagt
haben, 79 Prozent der Arbeitsgemeinschaften ha-
ben sich für diese Form entschieden, so dass wir
überhaupt  nicht  exotisch  sind,  nicht  irgendetwas
ganz Neues erfunden haben, sondern durchaus das,
was auch im Mustervertrag vorgegeben ist, gewählt
haben, so dass wir uns auf einer guten und sicheren
Seite bewegen können.

(Abg. Frau S c h ö n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Nur komisch, dass man zwei Tage vor-
her den GmbH-Vertragsentwurf bekommt!)

Ich weiß nicht, woher Sie den haben, ich habe den
jedenfalls nicht bekommen, und in der Deputation
haben wir auch nicht zwei Tage vorher die Vorlage
vorgelegt. Also, es ist sehr sorgfältig und transpa-
rent die ganze Zeit über auch in der Deputation ver-
mittelt worden, das möchte ich an dieser Stelle noch
einmal ausdrücklich darstellen, darauf lege ich auch
großen Wert.

Wir werden also jetzt in Zukunft in der Stadt Bre-
men sechs Standorte haben, sechs Jobcenter, die de-
zentral für alle erreichbar sind, und wir werden auch
alle Angebote aus einer Hand in diesen Jobcentern
vorhalten. Die Kommune ist ja bekanntlich zustän-
dig für die Kosten für Wohnung und Heizung, für
Schuldnerberatung,  Suchtberatung,  psychosoziale
Beratung und weitere Angebote. Das wird auch in
diesen Jobcentern dann für die Menschen, die dort
Angebote suchen, entsprechend bereitgehalten, so
dass tatsächlich diese Leistungen sehr passgenau für
sie entwickelt werden können.

Wir haben also mit der Basis die Rahmenbedin-
gungen für eine effektive Vermittlung geschaffen.
Wir haben auch, das ist schon gesagt worden, vom
Bund eine richtig gute finanzielle Ausstattung mit
77,6 Millionen Euro für Bremen und 26,7 Millionen
Euro für Bremerhaven. Das ist sogar noch etwas
mehr als das Geld, das wir bis jetzt zur Verfügung
hatten, und ich denke, damit können wir auch in-
haltlich gute Angebote in der Arbeitsmarktpolitik
gestalten und die Seite des Förderns durchaus so in
den Mittelpunkt stellen, dass wir Qualifizierung und
Beschäftigungsangebote zielgruppengerecht orga-
nisieren können.

Frau Ziegert hat noch einmal auf die Gruppe der
Jugendlichen hingewiesen, das ist mir auch ganz
wichtig – das ist auch ein Schwerpunkt von Hartz –
und aus meiner Sicht ein wirklicher Fortschritt, dass
die Menschen unter 25 Jahren einen Rechtsanspruch
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haben  auf  einen  Job,  auf  einen  Ausbildungsplatz
oder auf eine Qualifizierungsmaßnahme, je nach dem,
was für sie das geeignete Instrument ist.

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal ganz klar
sagen, wie wir mit den Beratungsprojekten umge-
hen. Wir haben auch schon in der Antwort auf die
Anfrage ausdrücklich ausgeführt, dass wir unsere
regionalen Trägerstrukturen nutzen wollen, und wir
sind zurzeit von der Arbeitsgemeinschaft in Gesprä-
chen  mit  diesen  Beratungsprojekten  mit  privaten
Trägern, um das einzubeziehen und die guten Er-
fahrungen, die wir gemacht haben, hier auch in Bre-
men fortzusetzen. Ich kann Ihnen heute noch kei-
nen Abschluss präsentieren, weil diese Gespräche
noch laufen, aber ich bin ganz zuversichtlich, dass
wir das hinbekommen.

Noch ein Wort zu den so genannten ergänzenden,
gemeinnützigen Arbeitsangeboten!

(Glocke)

Ich bin sofort fertig! Das sagt eigentlich schon alles.
Sie stehen nämlich nicht an Priorität eins, liebe Frau
Schön, sondern es ist erst dann auf eine der Maß-
nahmen zurückzugreifen, wenn die Vermittlung in
den  ersten  Arbeitsmarkt,  die  nämlich  ganz  oben
steht, nicht klappt. Sie sind zusätzlich, und wir wer-
den ganz genau darauf achten, die BAG hat gute Er-
fahrungen, dies zu kontrollieren. Sie sind gemein-
nützig, und das ist mir auch noch ganz wichtig, sie
haben eine hohe Wertschätzung, auch jetzt schon.
Die Prämienarbeitsplätze werden von den Leuten
gut angenommen, und es macht ihnen auch Spaß,
an diesen Arbeitsplätzen zu arbeiten. Zu behaup-
ten das sei nicht auf gleicher Augenhöhe und es habe
keine Wertschätzung, finde ich ehrlich gesagt ziem-
lich schwierig. – Danke schön!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit ist die
Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen mit der Drucksachen-Nummer 16/423 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Abg. T i t t -
m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

(Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Land-tag) von
der Antwort des Senats auf die Große An-frage der
Fraktionen der CDU und der SPD Kenntnis.

Dienstwagen im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 23. Juni 2004

(Drucksache 16/334)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 31. August 2004

(Drucksache 16/382)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Lühr.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage mündlich zu wiederholen.

Herr Staatsrat, ich gehe davon aus, dass Sie dar-
auf verzichten wollen, so dass wir gleich in die Aus-
sprache eintreten können.

Als erste Rednerin erhält das Wort die Abgeord-
nete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir Grü-
nen haben diese Große Anfrage aus zwei Gründen
gestellt: Der erste ist, um zu erkunden, ob es neben
der Affäre der Bremer Entsorgungsbetriebe weitere
Missbräuche und Verschwendungen gibt. Der zwei-
te besteht darin, dass wir damit dazu beitragen wol-
len, dass die seit 1. April dieses Jahres gültige Hand-
lungsanweisung zur Benutzung von Dienstwagen in
Bremen  auch  umgesetzt  wird.  Meine  Damen  und
Herren, wenn Sie bedenken, dass zurzeit 264 Dienst-
wagen gefahren werden, liegt hier die Bedeutung
für den Bremer Haushalt und auch für die Umwelt
auf der Hand. Mit der Antwort des Senats auf un-
sere Große Anfrage sind die Fakten endlich auf den
Tisch gekommen.

Weitere Grundlage für Verbesserungen ist die ein-
gangs genannte Handlungsanleitung. Wir Grünen be-
grüßen ausdrücklich, dass diese Handlungsanleitung
vom Finanzsenator auf den Weg gebracht wurde.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ziel ist es eben, Kosten- und Energieeffizienz zu
erreichen und die Privatnutzung von Dienstfahrzeu-
gen einzuschränken und zu kontrollieren. Aus Sicht
der Grünen kommt diese leider etwas spät, aber wie
gesagt, ich will an der Stelle nicht meckern, son-
dern hier denjenigen, der das einmal in die Hand
genommen hat, loben, nämlich Herrn Senator Nuß-
baum.
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In der Handlungsanleitung heißt es unter ande-
rem zum Umweltschutz: „Aus Gründen des Umwelt-
schutzes sollen vorrangig öffentliche Verkehrsmit-
tel bei der Erledigung von Dienstgeschäften benutzt
werden. Dienstfahrzeuge dürfen nur dann eingesetzt
werden,  wenn  die  Art  oder  die  Dringlichkeit  der
Dienstgeschäfte dies erfordert, ein wirtschaftlicher
Einsatz gesichert ist, die entstehenden Mehrbelas-
tungen gegenüber der Benutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel in vertretbarem Verhältnis zur Zeiter-
sparnis und zu den Beeinträchtigungen der Umwelt
stehen. Dienstkraftfahrzeuge sind nach Möglichkeit
auch dienststellenübergreifend zu nutzen.“

Weiter heißt es zu dem Bereich Car-Sharing: „Eine
wirtschaftliche Alternative zur Haltung von Dienst-
kraftfahrzeugen, insbesondere bei vergleichsweise
geringer Auslastung eigener oder geleaster Fahrzeu-
ge, kann der Zugriff auf Car-Sharing-Angebote sein.
Hierbei handelt es sich um die Möglichkeit, bei ei-
nem privaten Anbieter für Dienstfahrten ein Fahr-
zeug zu buchen.“ Soweit in der Handlungsanleitung!

Wenn man jetzt diese Handlungsanleitung mit der
Praxis spiegelt, sieht man eigentlich, wie viele Defi-
zite und wie viel Aufholbedarf es in diesem Bereich
noch gibt. Lediglich fünf Dienststellen beziehungs-
weise Eigenbetriebe nutzen die Bremer Karte oder
Car-Sharing. Lediglich fünf, und das, obwohl wir
Grünen bereits im Dezember 2000 eine Kleine An-
frage gestellt haben unter anderem mit dem Ziel,
CO2-Freisetzungen einzusparen und damit natürlich
auch an dieser Stelle einen Beitrag zum Klimaschutz
zu leisten.

Es wäre wirklich eine zeitgerechte Umsetzung ge-
wesen, wenn man dann so, wie der Senat es damals
auch versprochen hat, reagiert hätte. Über die Ant-
wort auf unsere kleine Anfrage hat man sich richtig
gefreut als Grüne, weil der Senat versprochen hat,
wir machen eine Staatsrätelenkungsgruppe mit ge-
nau diesem Ziel, das ist gut, dass sie das Thema an-
gegangen sind, weil das erhebliche Kosteneinspar-
potentiale sind und es ein wesentlicher Beitrag zum
Umweltschutz wäre.

So war der Stand in der Antwort, und jetzt – mehr
als drei Jahre sind mittlerweile vergangen – auf die
Große Anfrage, unsere Nachfrage, was denn jetzt
diese Staatsrätelenkungsgruppe erarbeitet hat, be-
kommen wir ganz lapidar einen einzigen Satz. Ich
zitiere:  „Das  Thema  des  Fuhrparkmanagements
wurde in der Staatsrätelenkungsgruppe nicht bera-
ten.“ So geht man letztendlich mit den Initiativen
um, und das, finde ich, ist eigentlich, ja, ein Skandal
ist übertrieben, aber es ist keine Art, wie man parla-
mentarische Initiativen letztendlich leer laufen lässt!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen –
Zuruf des Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Eine Anmerkung noch an der Stelle: Wenn der Se-
nat damals wie versprochen gehandelt hätte, dann

wäre es nie zur BEB-Affäre gekommen, das wäre nie
passiert.

An der Stelle möchte ich jetzt den Blick noch ein-
mal woanders hinwenden beziehungsweise beto-
nen, dass wir erwarten, dass diese Defizite, die über
die Antworten auf unsere Große Anfrage deutlich
geworden sind, jetzt auch von den entsprechenden
Ressorts, Eigenbetrieben und Gesellschaften bear-
beitet werden. Ich möchte ausdrücklich sagen, dass
wir die Umsetzung dieser Handlungsanleitung nicht
nur von den Dienststellen und Eigenbetrieben er-
warten, sondern auch von den GmbH.

Wie notwendig es ist, dass diese Handlungsanlei-
tung auch von den GmbH eingehalten wird, zeigt
nicht direkt die Antwort auf die Große Anfrage, son-
dern das zeigt die Beschaffungsliste der Bremer Ent-
sorgungsbetriebe, nämlich welche Wagen seit 2001
für welche Dienststelle, für welchen anderen Eigen-
betrieb oder die Bremer Entsorgungsbetriebe oder
auch für GmbH beschafft wurden. Wenn man sich
diese Beschaffungsliste ansieht, dann ist festzustel-
len, dass es dort Ausreißer gibt. Ein Beispiel ist ja
schon in der Öffentlichkeit dargestellt worden, das
ist die bremenports GmbH, die, wenn man sich die
Größe der Autos, die Ausstattung und auch die An-
zahl ansieht, nicht weit von dem Gebaren der Bre-
mer Entsorgungsbetriebe entfernt ist.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, die ziehen ja auch ins Vier-

sternehotel!)

Ein anderes Beispiel ist die GBI mbH, bei der man
einfach deutlich sagen muss, dass sie sich auch nicht
gerade durch Sparsamkeit auszeichnet. Wenn ich
mir den BMW 520 i mit Sonderausstattung, Sport-
lenkrad, Glasdach, Edelholzausführung, Durchlade-
system, Sitzheizung und so weiter ansehe, letztend-
lich entsprechend einem Listenpreis von 46 000 Euro,
dann kann ich sagen, richtig sparsam ist das nicht.

Ich möchte aber hier auch sagen, wir haben zwei
Unterlagen, wir haben diese Beschaffungsliste, und
wir haben die Antwort auf die Große Anfrage. Da-
mit haben wir zwar erste Hinweise, aber einiges be-
darf sicherlich noch weiterer Recherchen, wobei klar
ist, dass wir Grünen auch am Ball bleiben.

Eine andere Auffälligkeit –  und ich meine, weitere
Recherchen setzt man da an, wo Auffälligkeiten exis-
tieren, das ist doch klar –  ist festzustellen insbeson-
dere bei drei Dienststellen, nämlich dem Hansestadt
Bremischen Hafenamt, dem Landesamt für Verfas-
sungsschutz und der GeoInformation. Beim Landes-
amt für Verfassungsschutz ist zum Beispiel festzu-
stellen,  dass  Mitarbeiter  sieben  Dienstwagen  der
Oberklasse fahren, wobei man sich ja durchaus die
Frage stellen kann, ob das die Dienstgeschäfte wirk-
lich erfordern.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Zusammenfassend kann man feststellen, dass mög-
licherweise erhebliche Einsparpotentiale bestehen, die
dazu beitragen könnten, dass einerseits der Haushalt
entlastet,  aber  andererseits  auch  die  Umwelt  ge-
schont wird. Ich finde, das wäre wieder eine schöne
Synergie von Ökologie und Ökonomie.

Ein letzter Punkt, den ich ansprechen wollte, ist
die Frage der Nutzung von Dienstwagen für private
Zwecke. Hier kann man aus der Antwort entneh-
men, dass in vielen Fällen gar keine Fahrtenbücher
geführt werden, das heißt, es wurden Hunderttau-
sende  von  Kilometern  gefahren,  die  schlichtweg
nicht kontrolliert wurden, bei denen man gar nicht
weiß, wurden sie tatsächlich im dienstlichen Sinne
oder im privaten Sinne gefahren. Hier ist es auch
unbedingt notwendig, dass die Handlungsanleitung
umgesetzt wird, die ja vorschreibt, dass die Nutzun-
gen jeweils über Fahrtenbücher nachzuweisen sind.

Lassen Sie mich mit der Hoffnung enden, dass wir
hier alle an einem Strang ziehen, um Verschwen-
dung und Missbräuche bei der Nutzung von Dienst-
kraftfahrzeugen im Land Bremen zu unterbinden! –
Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Imhoff.

(Zurufe)

Abg. Imhoff (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ja, ein Trecker ist auch ein Dienst-
fahrzeug, aber nicht in der öffentlichen Hand!

Nachdem wir eben in der vorigen Debatte hier
das große Rad der deutschen Politik mit besprochen
haben, kommen wir zu den Hausaufgaben der Bre-
mer Politik zurück, und dazu kommen wir zu der
Anfrage der Grünen über die Dienstfahrzeuge. An-
lass, über dieses Thema zu sprechen, war ja der auf-
gedeckte Missbrauch der Dienstwagen bei den Bre-
mer Entsorgungsbetrieben. Ich möchte es noch ein-
mal auf den Punkt bringen: Es geht bei den Verstö-
ßen nicht darum, dass generell Dienstwagen benutzt
worden sind, sondern darum, dass die vorgeschrie-
bene Höchstgrenze der Privatkilometer überschrit-
ten wurde und der geldwerte Vorteil nicht versteu-
ert worden ist. Das waren in der Hauptsache die
Verstöße.

Grundsätzlich möchte ich für die CDU-Fraktion
festhalten, dass wir nichts gegen eine Nutzung von
Dienstwagen haben, und auf eine Neiddebatte wer-
den wir uns garantiert nicht einlassen.

(Beifall bei der CDU)

Doch wir verurteilen aufs Schärfste die Verstöße ge-
gen die entsprechenden Gesetze und Vorschriften,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

die wir haben, und in diesen Fällen sind die aufge-
deckten  Verstöße  ja  auch  geahndet  worden.  Ich
freue mich, dass das jetzt auch schnell vorangegan-
gen ist und von dem zuständigen Ressort auch um-
gesetzt worden ist.

Meine Damen und Herren, der Senat hat uns jetzt
eine ausführliche Antwort gegeben, das ist ja auch
seine Aufgabe, das ist schön, dass er das einmal ge-
macht hat. Wir freuen uns, was wir jetzt auch erfah-
ren haben, dass wir insgesamt 264 Dienstfahrzeuge
in Bremen haben. Wenn wir jetzt einmal umrechnen,
dass wir fast 28 000 Staatsbedienstete haben – –.

(Zuruf der Abg. Frau H ö v e l m a n n
[SPD])

Ja, wir werden immer weniger, Frau Hövelmann!
Ich denke, dass dazu 264 Dienstfahrzeuge doch noch
in einem einigermaßen vernünftigen Verhältnis ste-
hen. Wenn man die Kilometerzahl teilt, dann sind
wir bei durchschnittlich 12 000 Kilometern. Ich den-
ke, das ist auch noch vertretbar und eine angemes-
sene Zahl, mit der man leben kann.

Aufgrund der Befragung der Dienststellen und der
Eigenbetriebe hat sich herausgestellt, dass es ne-
ben den BEB auch Verstöße bei Stadtgrün und bei
GeoInformation gegeben hat. Das ist unterbunden
und muss in Zukunft unterbunden werden. Doch ins-
gesamt  gesehen  sind  es  wie  immer  nur  ein  paar
schwarze Schafe, und man darf nicht den Fehler
begehen, alle Nutzer von Dienstwagen in ein schlech-
tes Licht zu stellen, denn die Mehrzahl der Dienst-
wagennutzer, nämlich fast alle, halten sich an die
Vorschriften. Das muss man hier ja auch einmal sa-
gen.

Wie sind die Nutzung und die Handhabung der
Dienstwagen geregelt? Erstens gibt es dort die Ver-
waltungsvorschriften  und  die  Landeshaushaltsord-
nung, die genau festschreiben, wie sie genutzt wer-
den dürfen und wie abgerechnet werden muss. Zwei-
tens gibt es die Handlungshilfe, wie man mit Dienst-
wagen umzugehen hat. Alle Ressorts haben sich ja
verpflichtet, dies einzuhalten und anzuwenden.

Für diese Handlungshilfe möchte ich hier noch ei-
ne Anregung geben. Damit es in Zukunft keine Neid-
debatten gibt, könnte man in diese Handlungshilfe
ein Reglement einführen, dass man je nach Dienst-
grad  die  Größe  und  Ausstattung  der  jeweiligen
Dienstwagen regelt. Das wird auch in privaten Fir-
men so gehandhabt, jedenfalls ist es bei denen all-
tägliches Geschäft. Ich denke, das könnte man auch
für die Stadt und das Land Bremen gut anwenden,
und würde es auch begrüßen, wenn solch eine Pas-
sage in die Handlungshilfe aufgenommen würde.

Positiv ist bei der Handlungshilfe noch einmal her-
vorzuheben, dass wir sparsame und günstige Fahr-
zeuge besorgen sollen, Frau Dr. Mathes, also auch
für Sie ein Ansinnen, dass die Umwelt geschont wird,
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was ja ein Ansinnen von uns allen ist! Doch einen
Zahn muss ich Ihnen leider ziehen: Es wird nicht in
Zukunft, wie Sie das gern hätten, nur Dienstfahrten
mit dem ÖPNV geben. Das wird nicht kommen, dazu
sind wir alle viel zu realistisch.

Außerdem möchte ich betonen, dass das Car-Sha-
ring auch in der Handlungshilfe noch einmal als ein-
deutiger Punkt hervorgehoben wird. Ich möchte hier
noch einmal erklären, wie das Car-Sharing funktio-
niert, weil es eine gute Sache ist, die auch auf priva-
ter Ebene viel mehr genutzt werden kann.

Man bestellt sich also diese Bremer Karte, dann
bekommt man eine Chip-Karte. Man kann sich dann
über Internet oder per Telefon einen Wagen bestel-
len. Das kann auch kurzfristig sein. Dann geht man
einfach zu einer der vielen Stationen hin, die wir
hier in Bremen haben, öffnet den Wagen mit der
Chip-Karte, gibt am Armaturenbrett einen Pin-Code
ein und kann gleich durchstarten. Die Bremer Karte
ist also eine gute Sache, und ich freue mich, dass
das Umweltressort hier für den Senat eine Vorrei-
terrolle einnimmt, denn in diesem Ressort sind durch
die Nutzung des Car-Sharings sieben Dienstwagen
eingespart worden.

Jetzt könnte ja jemand sagen, dass nur noch Car-
Sharing angewendet werden müsste, doch, meine
Damen und Herren, das kann man leider nicht, denn
Car-Sharing lohnt sich nur, wenn ein Fahrzeug un-
ter 10 000 Kilometer pro Jahr fährt, dann kann man
lieber Car-Sharing einsetzen. Außerdem nimmt es
auch den einzelnen Mitarbeitern ein Stück weit Fle-
xibilität. Das muss man ihnen schon zugestehen
können, wenn sie diese Flexibilität in ihrer Arbeit
brauchen, dann kann man ihnen diese nicht neh-
men. Das Car-Sharing ist also keine endgültige Lö-
sung, sondern nur eine Möglichkeit, die als alterna-
tive Nische zu bezeichnen ist.

Ich möchte noch einmal auf den Punkt des Fuhr-
parkmanagements zu sprechen kommen, da haben
Sie, Frau Dr. Mathes, hier ja auch noch einmal kriti-
siert, dass das nicht umgesetzt ist. Meiner Meinung
nach brauchen wir kein Fuhrparkmanagement. Je-
des Ressort hat eigene Ansprüche, Bedürfnisse und
seine Dienstwagen. Diese können nicht durch ein
Fuhrparkmanagement aufgefangen werden, es sei
denn, man stellt extra Personal für dieses Fuhrpark-
management bereit. In den Zeiten, in denen wir lau-
fend Personal einsparen wollen und müssen, sind
wir nicht dazu bereit, unnötig Geld dafür zur Verfü-
gung zu stellen, damit wir hier neue Stellen schaf-
fen. Wer mit seinem Dienstwagen flexibel umgehen
kann, der kann dann ja auch das Car-Sharing in
Anspruch nehmen. Insofern hat er dort auch Mög-
lichkeiten und braucht nicht dieses Fuhrparkmana-
gement. Wir brauchen also kein Fuhrparkmanage-
ment! Das habe ich gesagt.

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Watt brukt wi denn? – Heiterkeit)

Ich finde es schön, dass wir alle im Parlament noch
einmal  ein  bisschen  Freude  haben.  So  kurz  vor
Feierabend sieht man oft genug Kollegen, die hier
abends mit finsteren Mienen hinausgehen. Das ist
bei mir ja nicht so!

(Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD]: Du
lächelst immer!)

Ja, du weinst mehr, Joachim!

Lassen Sie mich noch einmal zusammenfassen:
Die Anzahl der Dienstwagen kann man also vertre-
ten, der Meinung bin ich jedenfalls. Die Verletzung
der Vorschriften muss man sofort ahnden, was mo-
mentan geschehen ist. Wir müssen alle Möglichkei-
ten ausschöpfen, um kostengünstige Fahrzeuge zu
beschaffen, die natürlich auch umweltschonend sind,
und wir müssen, das ist ja mein Vorschlag gewesen,
ein Reglement einführen, dass nicht zuletzt ein Azubi
einen A Acht als Dienstwagen fährt. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Busch.

Abg. Frau Busch (SPD)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Jetzt muss ich erst einmal ein
bisschen sortieren, damit ich nicht wiederhole, was
von meinen Vorrednern schon alles gesagt worden
ist. Wir reden ja zu einem sehr späten Zeitpunkt über
diesen Tagesordnungspunkt, nicht nur zeitlich spät,
sondern eigentlich wäre er ja im letzten Monat schon
an der Reihe gewesen, als die Aktualität auch noch
ein bisschen größer war. Ich denke, alles, was nun
zu der Dienstwagen-Affäre getan werden musste,
ist getan worden.

Erlauben Sie mir aber vorweg noch einmal einen
Satz zur BEB! Wir haben das alles ja auch im Be-
triebsausschuss sehr ernsthaft geprüft. Mich haben
dann  noch  E-Mails  erreicht  mit  dem  Motto:  Wir
müssten nun dringend etwas unternehmen, bei der
BEB wäre so viel Schindluder getrieben worden, und
daraus resultiert, dass nun die Abfallgebühren so
hoch sind. Ich möchte hier klarstellen: Die Abfall-
gebühren sind, glaube ich, seit 1996 konstant. Das
hat nichts miteinander zu tun. Da kann ich also die
Bevölkerung beruhigen.

Andererseits möchte ich auch einmal das Wort für
alle BEB-Mitarbeiter nehmen, die von dieser Sache
nicht betroffen sind. Ich sage einmal, 90 Prozent der
Beschäftigten machen eine richtig gute Arbeit, und
das wird sicherlich unter der jetzigen kommissari-
schen Leitung und auch in Zukunft weiter so ge-
hen, darauf werden wir achten. Ich denke, das muss
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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man diesen Mitarbeitern auch einmal sagen und zu-
gute halten. Das wollte ich hier auch einmal nutzen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Der Anlass ist klar, warum wir heute über Dienst-
wagen reden. Ich habe das geteilt: einmal die BEB-
Sache,  die  Dienstwagen  überhaupt  und  vielleicht
auch noch einen ökologischen Teil. Darauf komme
ich gleich noch einmal.

Über die Handlungshilfe ist hier nun schon ganz
viel gesagt worden. Ein Punkt, der hier vielleicht
nicht so ganz herausgekommen ist: Es ging nicht nur
um die Versteuerung des geldwerten Vorteils, son-
dern es ging auch darum, diesen geldwerten Vorteil
eigentlich auch dem Arbeitgeber ersetzen zu müs-
sen, was die Verwaltungsvorschriften zu Paragraph
52 auch vorschreiben. Ansonsten ist soweit alles ge-
sagt.

Zu den Fahrzeugen an sich möchte ich natürlich
auch gern noch ein paar Worte verlieren. Als ich die
Auflistung das erste Mal durchgeblättert hatte, kam
es mir vor, als gäbe es in manchen Dienststellen mehr
Fahrzeuge als Bedienstete. Das hat sich dann auf-
geklärt, weil das ja Leasingfahrzeuge sind, und es
sind nicht alle doppelt zu zählen, die es dort gab,
sondern die einen waren schon wieder weg, ehe die
anderen beschafft worden sind. Es sind auch nicht
alles dicke Autos, sondern es sind viele kleine Flit-
zer. Die kennen Sie alle auf der Straße, zum Bei-
spiel jene, die von Stadtgrün durch die Gegend fah-
ren. Es ist alles nicht so nebulös, wie man sich das
vielleicht vorstellen kann.

Ich habe mir aber einen Fall herausgenommen,
um einmal deutlich zu machen, wo das Problem ei-
gentlich lag oder auch bei anderen Beschaffern liegt,
die wirtschaftliche und notwendige Dienstwagen be-
schaffen sollen. Je größer, desto besser, könnte man
sagen, je größer, desto günstiger. Ich gebe Ihnen ein-
mal ein Beispiel: Die Beschaffung eines BMW kos-
tet 75 000 Euro, den Wagen habe ich mir jetzt ein-
mal herausgesucht. Da bekommt der zentrale Be-
schaffer zirka 60 Prozent Rabatt. Das Auto kostet
dann nur noch 31 000 Euro. Dann könnte man ja da-
von ausgehen, dass das so wahnsinnig viel Geld ist,
das man spart, das muss ja wirtschaftlich und effizi-
ent sein.

Ich hatte dann, als ich die ersten Berichte hörte,
gedacht, statten wir sämtliche Bedienstete des öf-
fentlichen Dienstes damit aus, dann haben wir end-
lich unseren Haushalt teilsaniert. Das passt aber lei-
der nicht, denn wenn man nun den Erlös beim Wie-
derverkauf nach einem Jahr rechnet, beträgt der in
diesem Beispiel, das ich hier nenne, nur 29 800 Euro.
Wenn man dann noch AfA berücksichtigt, was dann
abgeht, ist ein Mehrerlös von 5300 Euro zu erzielen.
Das ist nun nicht die Welt bei dem Anfangsbetrag
von 75 000 Euro, den ich da genannt habe.

Die PWC hat dann auch in dem Sonderbericht sehr
genau herausgearbeitet, dass es bei der Beschaffung
von großen Dienstwagen eben nicht solche Erspar-
nisse gibt, dass man wirklich gegenrechnen muss,
was eigentlich Dienstfahrten mit der Bahn und mit
dem ÖPNV sowieso kosten, was solche Modelle wie
Car-Sharing, was meine Kollegen eben schon alles
genannt haben, kosten.

Ich komme also auch zu dem Ergebnis, Dienst-
wagen sind natürlich auch Prestigeobjekte, und ich
gebe jetzt einmal allen Geschäftsführern – ich glau-
be, wir haben nur Geschäftsführer – mit auf den Weg,
diese Debatte sehr ernst zu nehmen. Ich gebe allen
Kolleginnen und Kollegen aus diesem Hause, die in
Aufsichtsräten und Betriebsausschüssen sitzen, mit
auf den Weg, diese Debatte ebenfalls sehr ernst zu
nehmen. Es ist unsere Aufgabe, darauf zu achten,
insbesondere jetzt, wo wir auf diesen Missstand auf-
merksam geworden sind.

Zu den Rabatten an sich: Das ist ja eine Frage, die
man sich einmal volkswirtschaftlich durch den Kopf
gehen lassen muss, ob das eigentlich Sinn macht,
dass Autounternehmen solche Rabatte geben kön-
nen.  Es  trifft  ja  nicht  nur  Behörden,  es  trifft  auch
große Unternehmen. Ich weiß nicht, wie viele große
Fahrzeuge mit einem Wert, ich sage einmal, von
75 000 oder 80 000 Euro dann für die Hälfte an den
Markt gegeben und nachher weiterverkauft werden.
Vielleicht wäre es ja einmal eine tolle Aufgabe für
Studenten der Volkswirtschaft, so etwas einmal aus-
zurechnen.

Frau Dr. Mathes hat natürlich schon einiges zu
diesen Fahrzeugen mit den Sonderausstattungen ge-
sagt. Na ja, es macht manchmal schon Freude, das
zu lesen, wenn ich sehe, dass Dienstfahrzeuge Son-
derausstattungen wie Skiträger, Kindersitze, Win-
terpaket  und  Geschwindigkeitsregler  haben.  Das
wurde dann damit begründet, dass die Dienststel-
len das so nehmen mussten, weil sonst der Wieder-
verkaufswert nicht so hoch wäre. Das lasse ich ein-
mal so dahingestellt.

Ich kann mir auch nicht verkneifen, noch eine
Sache zu nennen: Wir konnten auch über Dienst-
wagen von GmbHs lesen, die ja in dieser Anfrage
nicht berücksichtigt waren, aber die man natürlich
im Hinterkopf haben muss. Ich hatte mir so ein Sze-
nario vorgestellt: Wir haben eine hafenpolitische
Tagung im World Trade Center. Von der einen Seite
kommt nun unser Bürgermeister Dr. Henning Scherf,
weil er ein Grußwort sprechen soll, fröhlich lächelnd
auf dem Fahrrad daher, und von der anderen Seite
kommt der Geschäftsführer der entsprechenden Ge-
sellschaft mit seinem Chauffeur. Ich weiß nicht, ob
das so passend ist und ob das so sein muss. Ich hatte
mir Privatisierung öffentlicher Aufgaben so nicht vor-
gestellt.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg.
I m h o f f  [CDU])
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Nun komme ich noch einmal zu einem ökologi-
schen Teil. Es ist ja nicht so ganz mein Fachgebiet,
aber ich möchte natürlich auch erwähnen, dass es
in der Beschaffungsliste auch ein Dienstfahrzeug mit
einer Raps-Methylester-Ausführung gibt. Das gibt
es auch! Ich habe mir scherzhaft überlegt, die öko-
logischen Ziele hätten wir doch dann erreicht, wenn
die Autos und Dienstwagen am Ende so schadstoff-
arm sind, dass wir die Beschaffung aus dem Öko-
fonds finanzieren könnten.

Ansonsten denke ich, dass wir im Moment alles
getan haben, was wir tun mussten, um die Dienst-
wagenbeschaffung korrekt in Angriff zu nehmen. Es
stellt sich am Ende die Frage, ob die BEB eigentlich
weiterhin die zentrale Beschaffungsstelle für Dienst-
wagen sein soll. Das ist nicht Kernaufgabe der BEB.
Das ist so eine Aufgabenstellung, die ich dem Senat
einmal mitgebe, und er soll sich überlegen, was da
am Ende herauskommt und was man am Ende bes-
ser machen kann. – Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Frau Dr. Mathes, Sie
sind ja richtig niedlich! Sie glauben doch tatsäch-
lich noch den Versprechungen des Senats oder an-
derer etablierter Politiker. Das finde ich schon äu-
ßerst naiv, aber so sind eben die Grünen. Da kann
man nichts machen.

Meine Damen und Herren, die Große Anfrage mit
der Drucksachen-Nummer 16/334 trägt die Über-
schrift „Dienstwagen im Lande Bremen“ und ist im
Zusammenhang von unsäglichen Dienstwagen-Af-
fären  im  Lande  Bremen  schon  längst  überfällig.
Wenn ich als Einzelabgeordneter die Möglichkeit
hätte, hier Anfragen einbringen zu dürfen, so hätte
ich schon längst eine solche diesbezügliche Anfra-
ge namens der Deutschen Volksunion eingebracht,
das können Sie mir glauben. Wenn aber bei beiden
etablierten Parteien die eine Krähe der anderen Krä-
he kein Auge aushackt, dann kommt es eben, wenn
überhaupt, zu solch verspäteten, nichts bringenden
Anfragen.

Meine Damen und Herren, Ihnen sind diese skan-
dalösen Vorgänge, sprich Dienstwagen-Affären, doch
nicht erst seit heute bekannt. Seit Jahren wurden
im Lande Bremen die Dienstwagen nach dem Motto
„Dürfen es denn noch ein paar Extras mehr sein?“
angeschafft. Bevorzugt wurden Fahrzeuge der geho-
benen Luxusklasse mit sehr vielen PS, sogar mit
Vollausstattung bis hin zur Regierungsausführung
wurden so genannte Dienstwagen bestellt.

Der Chef der Bremer Entsorgungsbetriebe, Herr
Kluge, wurde wegen Verletzung des Haushaltsrechts
mit sofortiger Wirkung von seinem Posten entbun-

den. Zum Beispiel soll die Führungsebene der BEB
einen unverhältnismäßig teuren Fuhrpark mit Lu-
xusautos der Marke A 8 und Fünfer-BMW unterhal-
ten haben. Des Weiteren sollen diese Dienstfahrzeu-
ge auch noch privat genutzt worden sein, zum Bei-
spiel für Urlaubsfahrten und so weiter. Hinzu kommt
noch, dass mehr Mitarbeiter so genannte Sonder-
prämien erhalten haben, als rechtlich überhaupt zu-
lässig gewesen wäre.

Der  finanzielle  Schaden  soll  sich  auf  sage  und
schreibe  300 000  Euro  belaufen.  Ich  glaube,  dass
diese Dienstwagen-Affäre der BEB nur die Spitze des
Eisbergs ist, und ich glaube, dass diese Ermittlun-
gen innerhalb der BEB noch weitere große Kreise
ziehen werden und weitere wichtige Fragen aufwer-
fen werden, zum Beispiel: Gab oder gibt es auch in
anderen Landesgesellschaften Bremens weitere Be-
günstigungen von Beschäftigten, zum Beispiel durch
Prämienzahlungen oder sonstige Zulagen? Wurden
diese Dienstfahrzeuge privat, zum Beispiel für Ur-
laubsreisen mit dementsprechender Fahrtkostenab-
rechnung, genutzt und so weiter?

Meine Damen und Herren, diese Fragen bedür-
fen  einer  dringenden  politischen  Bewertung.  Des-
halb halte ich diese Anfrage auch für dringend er-
forderlich, denn ich glaube, dass diese Dienstwagen-
Affäre der BEB nur ein Beispiel für das Gebaren ei-
niger Landesgesellschaften im Land Bremen dar-
stellt. Darum ist eine lückenlose Aufklärung in Bezug
auf Dienstwagen im Lande Bremen, deren Anschaf-
fung und Nutzung dringend erforderlich, um weite-
re Missbräuche bei der Anschaffung und Nutzung
von Dienstfahrzeugen im Lande Bremen zu verhin-
dern. – Ich bedanke mich!

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Staatsrat Lühr.

Staatsrat Lühr: Herr Präsident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Die vorangegangene De-
batte hat, soweit sie sachlich geführt wurde, für mich
ein Signal erkennen lassen, dass der Senat auf dem
richtigen Weg ist. Wir haben noch ein langes Stück
Strecke vor uns, das ist klar, aber ich glaube, die
Probleme sind sortiert, und sie werden im Einzel-
nen angegangen.

Ich möchte an dieser Stelle hier noch einmal ganz
kurz die grundsätzliche Sicht des Senats einbringen.
Ich brauche nicht zu wiederholen, was in den ein-
zelnen Wortbeiträgen schon gesagt worden ist, auch
nicht noch einmal die einzelnen Vorschriften rezi-
pieren. Unser Ausgangspunkt ist eigentlich die Selbst-
verständlichkeit, dass die zur Verfügung stehenden
Finanzmittel besonders sorgsam und sparsam ge-
handhabt werden, mit größtmöglicher Transparenz
und natürlich auch mit einer ökologischen Orientie-
rung. Diese allgemeinen Grundsätze gelten dann für
die Beschaffung und den Einsatz von Dienstwagen,
wobei der Umgang mit den finanziellen Ressourcen
noch eine besondere Verpflichtung mit sich bringt,
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das ökologisch umzusetzen, was sich ja auch rech-
net. Es ist ja quasi nicht nur ein ökologisches Bei-
werk, was nett wäre zu haben, sondern was auch
durchaus eine mittelfristige finanzpolitische Wirkung
hat.

Im Rahmen ihrer dezentralen Verantwortung, und
das war haushaltspolitisch der große Fortschritt in
der letzten Legislaturperiode, dezentrale Ressour-
cen- und Personalverantwortung zu schaffen, sind
die  Dienststellen  zuständig  für  die  Entscheidung
über die Beschaffung und den Einsatz der Dienst-
wagen. Das ist auch gut so und soll auch so bleiben!
Man  kann  also  nicht,  wenn  einmal  irgendetwas
schief gegangen ist, jetzt wieder sagen, wir müssen
das ganze System umkrempeln und es neu machen.
Eine zentrale Steuerung erfolgt also nicht, auch kei-
ne operative zentrale Steuerung. Das war auch die
Diskussion, die damals in der Alternative zentrales
Fuhrparkmanagement oder dezentrale Ressourcen-
verantwortung und Einsatzverantwortung für Dienst-
wagen eine große Rolle gespielt hat.

Der Senat und der Senator für Finanzen haben
dann  mit  den  Verwaltungsvorschriften  und  den
Handlungsleitlinien die Grundlage geschaffen, das
für die einzelne Dienststelle auch bearbeitbar zu ma-
chen, dass man dort den institutionellen und vor-
schriftsmäßigen Rahmen hat, das auch abwickeln zu
können. Neben den Grundsätzen zur Wirtschaftlich-
keit für das Fuhrparkmanagement enthalten diese
Vorschriften natürlich dann insbesondere die expli-
zite  Regelung  für  die  private  Mitbenutzung  von
Dienstwagen. Das ist auch deshalb notwendig, weil
es dabei um beamtenrechtliche, um steuerrechtli-
che Tatbestände geht, aber auch die Frage, wie die
Inanspruchnahme auf der privaten Ebene dann auch
dem Arbeitgeber oder dem Dienstherrn zu vergü-
ten ist. Diese Vorschriften definieren dafür ganz enge
Grenzen, das war auch so beabsichtigt, und gewähr-
leisten auch, dass die private Mitbenutzung keinen
individuellen Vorteil auf Kosten des Steuerzahlers
ermöglicht. Das ist die finanzpolitische Orientierung,
die in den Vorschriften enthalten ist.

Unsere Umfrage, die wir aus Anlass der Großen
Anfrage der Grünen gemacht haben, hat dann ge-
zeigt, dass es zwar mit unterschiedlicher Intensität
beachtet wird, aber dass die Vorschriften doch weit-
gehend eingehalten werden. Wir haben sicherlich
einige Probleme, die sich bei Fahrtenbüchern aufge-
tan haben. Das kann aber ja nur ein Ansatzpunkt
sein, dem nachzugehen und das auch für die Zu-
kunft ganz eindeutig sicherzustellen. Das wird auch
aus den einzelnen Senatsressorts nicht bestritten und
ist jetzt eben unsere Aufgabe, die wir einfordern und
auch umsetzen.

Natürlich müssen dann auch die Fragen wie Flot-
tenverbräuche, Car-Sharing und ähnliche weiter be-
handelt und aufgegriffen werden. Diese Probleme
sind also bekannt und werden in der nächsten Zeit
abgearbeitet. Das kann ich hier also noch einmal

bekräftigen für die einzelnen Senatsressorts, weil wir
auch aus Anlass der Beantwortung dazu eine sehr
intensive Diskussion auf Verwaltungsebene geführt
haben.

Auch bei der privaten Nutzung hat sich gezeigt,
dass es nur ein geringer Anteil ist, wo die Dienstwa-
gen privat genutzt werden. Dort, wo das passiert,
werden die Vorgaben der Handlungshilfe in unter-
schiedlichen Ansätzen verfolgt, indem zum Beispiel
auch Geschäftsführern von Eigenbetrieben zu La-
sten übriger Vergütungsbestandteile eine intensivere
Privatnutzung zugestanden wird. Das ist dann letzt-
lich wiederum eine Frage der Überprüfung und Kon-
trolle, ob die Vorgaben so eingehalten werden. Die
rechtliche Gestaltungsmöglichkeit besteht.

Zusammenfassend kann man sagen, der Senat ist
davon überzeugt, dass in der Regel die Vorgaben
der Handlungshilfe eingehalten worden sind. Wie
gesagt, sollten sich dennoch Abweichungen erge-
ben, dass die Vorgaben überschritten worden sind
oder nicht eingehalten worden sind, besteht Hand-
lungsbedarf. Das ist von den einzelnen Ressorts bei
den angesprochenen Konflikten auch gar nicht be-
stritten worden, sondern das Problem wurde tatkräf-
tig aufgegriffen und Stück für Stück abgearbeitet,
beziehungsweise es wird noch abgearbeitet.

Auch im Grundsatz – das ist ja immer die Frage:
Sind die Vorschriften eigentlich mit einer Haltbar-
keitsgrenze versehen? – wird das Thema den Senat
natürlich weiter beschäftigen, und wir werden die
Dienststellen und Eigenbetriebe zu einem späteren
Zeitpunkt, geplant ist so zirka in einem Jahr, erneut
befragen, um dann auch weitere Erkenntnisse zu
haben und das auch weiter bearbeitbar zu machen.
Die bestehenden Regelungen werden auch nach
zwei Jahren Geltungsdauer, also im Jahr 2006, über-
prüft werden. Die Anregungen, die hier in der De-
batte gefallen sind, habe ich mir sorgsam notiert und
werde sie in die weitere Diskussion einbeziehen. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats auf die Große Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen Kenntnis.

Bericht über die Aktivitäten der nordmedia – Die
Mediengesellschaft Niedersachsen/Bremen mbH

Mitteilung des Senats vom 6. Juli 2004
(Drucksache 16/354)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Dr. Scherf.
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Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Wir haben heute den Bericht
über die Aktivitäten der nordmedia zu debattieren.
Ich möchte mich da auch kurz fassen, denn der Be-
richt, den haben Sie ja wahrscheinlich alle gelesen,
ist sehr aussagekräftig, dass die nordmedia doch sehr
aktiv ist und auch der Medienstandort Bremen im-
mer gut dabei aussieht. Das ist eigentlich mein Haupt-
thema, weil es jetzt nicht viel bringt, wenn wir wie-
der aufrechnen, wie viel Bremer Gelder wieder zu-
rückgeflossen sind und mit welchem Faktor, weil ich
glaube, man sollte dieses Projekt nordmedia ein bis-
schen norddeutscher, ein bisschen größer politisch
sehen, anstatt hier Kirchturmpolitik zu machen und
zu berechnen, was wir wieder zurückbekommen.

Endlich kommt Bremen auch über die nordmedia
in der Filmlandschaft vor. Ich glaube, das würden
wir als kleines Bundesland allein nicht schaffen, und
deswegen ist es eine sehr gute Gesellschaft mit Nie-
dersachsen zusammen. Es gibt endlich professionelle
Möglichkeiten  für  die  Filmschaffenden,  für  die
Schauspieler, einen festen Anlaufpunkt, wo es Mög-
lichkeiten gibt zu recherchieren, wo Drehorte in Bre-
men und umzu sind und solche Sachen.

Der Erfolg der nordmedia innerhalb der deutschen
Filmförderung ist ja eindeutig auch an Preisen be-
legbar, wie zum Beispiel die Goldene Kamera für
„Das Wunder von Lengede“, das war eine Filmpro-
duktion für Sat.1, den Grimme-Preis für den Film
„Im Schatten der Macht“ oder den Goldenen Bären
für den Film „Gegen die Wand“. Ich glaube, dass
die nordmedia da auf einem guten Weg ist und dass
die anfänglichen Anlaufschwierigkeiten mittlerweile
überwunden sind.

Es treten jetzt wieder ein paar neue Schwierig-
keiten auf, und die müssen wir irgendwie versuchen
zu überwinden. Es sind jetzt ja die Kürzungen der
niedersächsischen  Landesregierung  im  Gespräch.
Da müssen wir einmal schauen. Wir können uns da
natürlich nicht so weit einmischen, wir können nur
versuchen, über Gespräche der jeweiligen Partner
darauf noch einmal einzuwirken, dass die nordme-
dia in ihrer Arbeit nicht grundlegend beeinträchtigt
wird.

In einem Punkt aber müssen wir aufpassen, und
das ist eigentlich eine Bitte an die SPD, einmal mit
ihren Kollegen in Niedersachsen zu sprechen. Gut
ich verstehe es, dass die jetzt da natürlich in der
Opposition sind. Es kann nicht angehen, wie in ei-
ner Pressemitteilung der SPD steht, dass wir hier
wieder zu einer Kirchturmpolitik kommen. Da hat
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

zum Beispiel die Kollegin Wiegel geschrieben: „Nach
den massiven Kürzungen komme es jetzt darauf an,
die von der nordmedia vergebenen Mittel noch stär-
ker auf Niedersachsen zu fokussieren.“ Das kann es
also nicht sein! Das wäre der falsche Weg, jetzt wirk-
lich aufzurechnen, die haben das bekommen, und
wir haben das bekommen. Ich glaube, man muss es
gesamtpolitisch und auch deutschlandweit sehen,
dass Filmförderung ein wichtiger Bestandteil unse-
rer Kultur hier in Deutschland ist. Zum Beispiel der
Film „Der Untergang“ wäre ohne Filmförderung –
gut, das hat jetzt nicht die nordmedia gefördert –
heute nicht möglich.

Man weiß im Vorfeld natürlich immer nicht, ob es
kommerziell auch erfolgreich wird. Der Weg geht ja
zu einer Filmförderung immer weiter in Produktio-
nen, die auch kommerziell erfolgreich sind, und des-
wegen ist es, glaube ich, für die ganze Medien- und
Filmwirtschaft sehr wichtig, dass wir solche Gesell-
schaften grundsätzlich haben. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Man
kann bei dieser Debatte eigentlich stolz sein auf die
Bremische Bürgerschaft, aber man muss auch den
Senat loben, dass in Sachen Filmförderung im Land
Bremen, und das ist in dieser Zeit nicht selbstver-
ständlich, nicht gekürzt worden ist. Das muss man
auf alle Fälle hier als Fakt festhalten. Wir heben uns
positiv in der norddeutschen Landschaft ab.

Ich finde es sehr gut, Herr Strohmann hat darauf
hingewiesen, die nordmedia hat das Laufen gelernt.
Es werden positive Projekte gefördert. Jetzt wird
auch dem Film von Eike Besuden – das freut mich
persönlich, weil ich am Anfang mitbekommen habe,
wie die Filmidee entstand – und Pago Balke „Ver-
rückt nach Paris“, der ja mit den Blaumeiern gedreht
worden ist, in diesen Tagen der Bobby verliehen. Ich
finde, daran hat auch dieses Haus gewissermaßen
ein Verdienst, dass wir so eine Filmförderung mit
auf den Weg gebracht haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Man muss sagen, die nordmedia ist in Bremen prä-
sent. Ich hatte am Anfang die Befürchtung, dass sie
sich  mit  ihrem  Sitz  nach  Hannover  verkrümeln
würde, das Bremer Geld mitnimmt und sich dann
hier nicht blicken lässt. Da muss man sagen, nein,
die nordmedia hat ein Büro in Bremen, das ist so gut
besucht, dass überlegt wird, es jetzt nicht nur ein-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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mal in der Woche zu öffnen, sondern zu einer An-
laufadresse zu machen, die auch an mehreren Ta-
gen geöffnet ist. Das ist auch eine positive Entwick-
lung. Die nordmedia hat eine Reihe in Bremen ge-
startet, Fachveranstaltungen, hat so genannte Events
veranstaltet, zu denen auch nicht nur die interes-
sierte Fachöffentlichkeit gekommen ist. Das ist eine
Sache, die mich freut.

Wir  haben  hier  mit  Bremer  Geld  viel  erreicht,
mehr, als wir erhofft haben. Bremen hat davon mehr
profitiert. Natürlich sind die Niedersachsen jetzt ein
bisschen neidisch und sagen, mit unserem Geld wol-
len wir auch, dass es in Niedersachsen Effekte hat,
aber ich finde, es kann jetzt nicht darum gehen, dass
einfach gesagt wird, das Geld, das jetzt die Bremer
bekommen, soll überwiegend in Niedersachsen aus-
gegeben werden. Was zählt, ist nach meiner Ansicht
die Qualität, und man muss schon sehen, die Filme,
die gut sind, müssen auch gefördert werden. Wenn
die Bremer Projekte besser sind, dann haben sie auch
eine Förderung verdient. Das wird einmal die Bre-
mer treffen, einmal trifft es die Niedersachsen, aber
an dem Punkt bin ich gespannt, ob es da noch wei-
tere Auseinandersetzungen geben wird.

Herr Strohmann hat darauf hingewiesen, Nieder-
sachsen wird seine Zuschüsse um eine Million Euro
kürzen. Das finde ich bedauerlich, weil auch zur De-
batte steht, dass der jährliche Empfang zur Berlinale
in Berlin aufgegeben wird. Wir waren alle schon zu-
sammen da als medienpolitische Sprecherinnen und
Sprecher, und man kann sagen, man muss über ei-
nen Filmstandort sprechen, man muss ihn auch zei-
gen. Man muss zeigen, was werden für positive Sa-
chen gemacht, was kann man von Bremen und Nie-
dersachsen als Filmstandorte an Dienstleistungen be-
kommen, und dafür sind diese Veranstaltungen in Ber-
lin sehr gut gewesen. Ich würde es außerordentlich
bedauern, wenn die nordmedia auf diese Form von
Werbung für den Standort Bremen und für den Stand-
ort Niedersachsen in Zukunft verzichten würde. Hier
noch einmal ein Plädoyer von mir, diese Sache soll-
te man sich wirklich gut überlegen, ob man diese
Form von Öffentlichkeitsarbeit aufgeben möchte.

Herr Strohmann hat gesagt, das sei Sache der Op-
position, das noch einmal anzusprechen. Herr Kas-
tendiek  hat  gestern  kritisch  angemerkt,  dass  die
nordmedia in den Jahren 2002, 2003 und 2004 Geld
an die Günter-Grass-Stiftung überwiesen hat. Ich
konnte im Bericht dazu nichts finden. Der Bereich
Stiftungen wird da nicht aufgeführt, aber ich denke,
dass wir uns das auch noch einmal im Medienaus-
schuss anschauen werden. Meine Kolleginnen und
Kollegen  nicken,  denn  das  fand  ich  gestern  auch
überraschend. Es wurde nachgeliefert zu einer Klei-
nen Anfrage der CDU, und das ist für uns auch in
der Tat eine Neuigkeit gewesen.

Zum Abschluss möchte ich sagen, die nordmedia
hat sich bewährt. Wir sehen aus Bremer Sicht kei-
nen Grund, da auszusteigen, und wir freuen uns wei-

terhin auf eine gute Zusammenarbeit mit den Kolle-
ginnen und Kollegen aus Niedersachsen. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Busch.

Abg. Frau Busch (SPD)*): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ist es nicht schön, so kurz
vor Feierabend so eine schöne Debatte zu führen
und solche Erfolge darzustellen? Ich finde es richtig
hervorragend. Eigentlich kann ich gar nicht mehr
viel Neues sagen. Wir haben mit der nordmedia eine
Erfolgsstory. Wir wollen, dass das weitergeführt wird.

Herr Strohmann, ich gebe Ihnen Recht, natürlich
werden wir mit unseren Kolleginnen und Kollegen
des Medienausschusses in Niedersachsen reden. Wir
wollen keinen Kampf um die Mittel, aber ich gebe
zu bedenken, wenn ich mir den Bericht durchlese,
dann  wurde  in  der  nordmedia-Agentur  eine  Be-
standsanalyse zu dem Thema „E-Learning in Wis-
senschaft und Wirtschaft in Niedersachsen“ in Auf-
trag gegeben. Ich weiß nicht, ob die so etwas ma-
chen müssen, vielleicht können sie ja von Bremen
lernen. Da sind wir gerade im Bereich E-Learning,
E-Government ein ganzes Stück weiter. Das müss-
ten sie eigentlich gar nicht neu finanzieren, da kön-
nen sie auf unserer Erfahrung aufbauen.

Was ich noch hervorheben möchte: Mit der Grün-
dung der nordmedia ist ein Teil der Filmförderung,
die wir hier in Bremen hatten, an diese Gesellschaft
übergegangen. Die Wirtschaftsdeputation hat in ih-
rer letzten Sitzung das Programm zur Film- und Me-
dienförderung eingestellt. Wir haben dann als SPD-
Fraktion darauf bestanden, dass es nicht einfach so
eingestellt wird, sondern dass ein neues Konzept er-
arbeitet wird. Ich finde, wir haben schon sehr früh-
zeitig in die Zukunft gedacht mit allen Entwicklun-
gen, die sich jetzt im Stephaniquartier abzeichnen,
mit dem Umzug von Radio Bremen, mit der Entwick-
lung eines Medienstandortes dort. Ich möchte an
dieser Stelle auch die Aktivitäten des Kommunal-
kinos in Walle erwähnen, die uns da auch sehr hilf-
reich unterstützen.

Insofern ist es wichtig, dass wir nicht einfach ab-
haken, wir haben hier kein Film- und Medienförder-
programm mehr, sondern wir brauchen ein neues,
auf die neuen Ziele ausgerichtetes Programm. Ich
bestehe aber darauf, dass wir auch ein neues be-
kommen, das dann auch mit Geld ausgestattet wird.

Es wurden schon einige geförderte Filme genannt.
Jeder hat so seinen Lieblingsfilm. Ich schaue mir im-
mer besonders gern auf N 3 das „Gartenduell“ an
und freue mich immer, dass es eine bremische Agen-
tur filmt und aufnimmt. Ich gebe Ihnen einfach ein-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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mal den Rat, schauen Sie künftig einmal bei Fern-
sehsendungen  auf  den  Abspann,  nicht  auf  all  die
Schauspieler, sondern auf das, was ganz zum Schluss
kommt! Sie werden sehen, es sind ganz viele Medi-
enagenturen,  Medienkontore  aus  Bremen,  und  das
macht mich dann immer ein bisschen stolz und zeigt
mir auch, wie viele Medienunternehmen wir eigent-
lich bei uns im Bundesland haben.

Zu dem Empfang in Berlin, den Frau Stahmann
schon angesprochen hat: Das ist nicht so, dass man
da hinfährt und sich freut, dass man da ist, sondern
man führt wirklich interessante Gespräche und hat
die Möglichkeit, Bremen als Medienstandort darzu-
stellen. Jeder weiß, dass wir kein Medienstandort
wie Düsseldorf, Hamburg oder Berlin selbst sind,
aber wir haben hier eine richtig gute Nischensitua-
tion. Wir haben hier nicht nur Medienfachleute, son-
dern auch IT-Fachleute, und digitale Medien wer-
den immer wichtiger. Das kann man miteinander ver-
netzen, und das haben wir auch in unserem Medien-
zentrum vor!

Ich fände es genauso schade, wenn dies nicht mehr
stattfinden würde. Ansonsten kann ich mich eigent-
lich dem Lob meiner Vorredner anschließen und be-
danke mich.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mit-
teilung des Senats, Drucksache 16/354, Kenntnis.

Meine Damen und Herren, damit sind wir für den
heutigen Tag an das Ende unserer Tagesordnung ge-
kommen. Ich bedanke mich für die konzentrierte Dis-
kussion der Tagesordnungspunkte und schließe die
Sitzung.

(Schluss der Sitzung 17.52 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)

vom 6. Oktober 2004

Anfrage 13: Angekündigter Ausstieg Niedersach-
sens aus der Kultusministerkonferenz

Ich frage den Senat:

Wie bewertet der Senat den vom niedersächsi-
schen Ministerpräsidenten Wulff angekündigten Aus-
stieg des Landes Niedersachsen aus der Kultusminis-
terkonferenz?

Wie bewertet der Senat rückblickend die Arbeit der
Kultusministerkonferenz – welche besonderen posi-
tiven und negativen Aspekte spielen bei dieser Be-
wertung eine Rolle?

Wie  könnte  nach  Auffassung  des  Senats  eine
Nachfolgeregelung nach der Auflösung der jetzigen
Kultusministerkonferenz aussehen, um bei gegebe-
ner Länderkompetenz und Wettbewerbsföderalismus
die Vergleichbarkeit im Bildungswesen, etwa bei der
Ausarbeitung bundesweiter Bildungsstandards, den
Schulabschlüssen  oder  der  Anerkennung  von  Lehr-
amtsbefähigungen zu gewährleisten?

Wedler (FDP)

Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Der Vorstoß des niedersächsischen
Ministerpräsidenten  kam  überraschend.  Nieder-
sachsens Vertreter in der KMK haben bisher keinen
Vorstoß für eine Reform der Kultusministerkonferenz
unternommen. Zudem haben sie bisher alle Entschei-
dungen mitgetragen.

Zu Frage zwei und drei: Das Sekretariat hat eine
Reihe überregionaler Aufgaben zu erledigen, Steue-
rung von EU-Programmen, internationale Beziehun-
gen und Filmförderung. Dies alles lässt sich sicher
effektiver gestalten als bisher, und es ist durchaus
sinnvoll, über den Apparat und die Arbeitsabläufe
in der KMK nachzudenken.

Dazu gibt es eine Reformkommission auf Minis-
terebene, an der sich Niedersachsen bisher nicht be-
teiligt hat. Diese Reformgruppe wird bis Ende des
Jahres Vorschläge machen. Dabei wird es um die
Kernaufgaben  gehen  wie:  Bildungsqualität,  Ver-
gleichbarkeit, Anerkennung von Abschlüssen und
Austauschprogramme.

Der Vorstoß Niedersachsens ist auch deshalb über-
raschend, weil gerade in der letzten Zeit die KMK
viel ergebnisorientierter arbeitet wie zum Beispiel
bei der Entwicklung von Bildungsstandards. Die Län-
der müssen ihre Bildungspolitik untereinander ab-
stimmen, damit Schülerinnen und Schüler die Schule
problemlos wechseln können. Die Arbeit der KMK
sichert, dass im Bildungsbereich unter vergleichba-
ren Bedingungen gelernt und gelehrt werden kann.
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(A) (C)

(B) (D)
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